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DAVOR 


Er hatte Rechthaben studiert, und zwar gründlich von der Pieke auf, wie man sagt, und diese 
natürlich auch zu spüren bekommen - gründlich. Überhaupt gründlich. Es war nicht leicht ın 
der Schule in Frankfurt / Preußen, immer war Krieg tätätätätätätätät! 

Aber muß ja muß ja kennt man ja. 

Der Vater war Bulle oder Metzger, jedenfalls hier war immer Krieg. Es war zum kotzen - 
überall. Sie meinten es wirklich ernst und sie begriffen schnell, was es braucht für ihr Vorha- 
ben. Rechthaben. Aber Recht hatten sie ja sowieso, denn es war zum Kotzen, überall. 

In den Straßen sah man viele alte Männer, ihre Väter. Vielen fehlte ein Arm oder ein Bein, 
aber Schuld hatten immer noch die Anderen. Muß ja, muß ja, Augen zu und durch. 

Ja, so fing es an: Muß ja und aber gründlich. Und da alles nicht so einfach ist und der Krieg 
wenigstens das ist, was man kennt, läßt es sich ganz gut einrichten darin. 

Solange man keine Gliedmaßen verliert, zumindest. Schon sehr bald konnte er allen 
Träumern vorher sagen, warum der ganze Quatsch schiefgehen würde. — 

Er tat es nur ungern aber: Muß ja, muß ja, verdammte Scheiße! 

Er predigte zu den Ethnien, bekehrte die Arbeiter, lehrte die Frauen, ermahnte die Poeten. 
Zugegeben, meist wollten sie nicht hören. Aber Rechthaben, daß lehrt schon die Bibel, 

ist ein undankbar Gut. - Und macht nicht beliebt! Aber ein privates Stalingrad zu pflegen ıst 


eine heroische Angelegenheit. Muß ja, muß ja. Auf dem Feld der Theorie unbesiegt. 


tätätätätätätätätä 


Die Goldenen Zitronen - economy class, 1996 
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Die ARRANCA! ist eine Zeitschrift der Gruppe 
FelS (Für eine linke Strömung). FelS besteht 
aus mehreren Arbeitsgruppen, außer der 
Arranca! gibt es noch die AG »AntiFa/AntiRa« 
und die AG »Sozialer Widerstand«. 

FelS ist eine offene Gruppe, die noch Menschen 
sucht, die aktiv werden wollen. Ihr könnt bei 
Interesse entweder schreiben (gleiche Adresse 
wie ARRANCA!), unter der 030-292 24 71 anru- 
fen oder ein Fax schicken oder einfach im 
Stadtteilladen »Zielona Göra«, Grünberger Str. 73, 


Berlin-Friedrichshain vorbeischauen. 


Fel$ 


EDITORIAL 


Mitten in der Arbeit an dieser Ausgabe hat 
uns der Kriegsausbruch genauso kalt erwischt 
wie alle anderen. Noch ist nicht vollständig 
absehbar, welche innen- und weltpolitischen 
Konsequenzen die so herbeigebombte Neue 
Weltordnung haben wird, auch unsere Dis- 
kussionen stecken noch in den Anfängen. 
Für dieses Mal haben wir deshalb darauf ver- 
zichtet, uns diesbezüglich zu Wort zu mel- 
den, das werden wir in der nächsten Num- 
mer um so ausführlicher tun. Und so kommt 
die erste Kriegs-Arranca! nahezu kriegslos 


daher. 


Der Schwerpunkt der letzten Ausgabe 
diente der Vorbereitung der Existenzgeld- 
Konferenz im März. Daran knüpfen wir mit 
drei Nachbereitungstexten an, die sicher 
auch für all jene von Interesse sind, denen 
nicht auf Anhieb klar ist, was gemeint ist mit 
»Ungeduldige DemiurgInnen mit faustischen 
Zweifeln« - Seite 52. 


Im Schwerpunkt führen wir jedoch eher 
die Diskussion aus der vorletzten Nummer 
fort. Hatten wir uns damals mit der Nation 
im allgemeinen und Deutschland im beson- 
deren befaßt, so geht es diesmal um ver- 
schiedene Modelle territorialer, politischer 
oder ethnischer Autonomie und die Frage, 
an welchen Kriterien wir unsere Solidarität 
mit (inter)nationalen Befreiungsbewegun- 
gen festmachen — oder eben nicht. Dazu gibt 
es einen Leitartikel von uns (»Autonomie- 
fa(e)lle« — Seite 4), einige Länderbeispiele, 
die jedoch nur einen kleinen Ausschnitt 
repräsentieren können und etwas Literatur, 
nämlich einen Auszug aus Nanni Ballestrinis 


»La violenza illustrata« — Seite 38 


Aus aktuellem Anlaß haben wir zusam- 
men mit dem Antifa-INFO-Blatt, der ZAG, 
der Antirassistischen Initiative Berlin und 
den GewerkschafterInnen gegen Rassısmus 
und Faschismus eine gemeinsame Beilage 
mit dem Titel »Doppelte Staatsbürgerschaft — 
Doppelte Herausforderung« erstellt, die unse- 
re AbonnentInnen im April per Post bekom- 
men haben, und die wir Interessierten gerne 


noch zuschicken. 


Herzlich bedanken wir uns bei Karın 
Graf, die uns ein Exemplar ihres Buches 
»Zitronen aus Kanada«, das wir unter allen 
NeuabonentInnen verlosen werden, zur Ver- 
fügung gestellt hat — Auszüge ab Seite 74. 


Gleiches gilt für Blumfeld (Interview mit 
Jochen Distelmeyer — Seite 42), die dreimal 
ihr neues Album »Old Nobody« haben sprin- 
gen lassen, die Goldenen Zitronen, bei denen 
wir uns für DAvoR und Danach bedient 
haben und die Agentur »Bilderwelt«. 


Übrigens ist diese Nummer natürlich der 
schnuckeligen ersten Arranquista der zwei- 


ten Generation samt Anhang gewidmet. 


DiE REDAKTION 


Autonomiefa(e)lle 


Von Herrschaftsverhaältnissen 
zur Assoziation freier Individuer 


Autonomiebewegungen wurden in der Lin- 
ken lange Zeit mit Emanzipation und Selbst- 
bestimmung gleichgesetzt. Warf man das 
Schlagwort Autonomie in eine politische 
Debatte ein, konnte man eigentlich nie falsch 
liegen, stand es doch als Synonym für Befrei- 
ung von den bekannten Negativ-Ismen. Seit 
einigen Jahren scheint der Besitzanspruch 
der Linken auf das Wunderwort Autonomie 
in Frage zu stehen. In den neuen Bundeslän- 
»national 
be- 


schweren sich indigene Organisationen bei 


dern sprechen Neonazis von 


befreiten Zonen«. In Lateinamerika 
ehemaligen revolutionären nationalen Be- 
freiungsbewegungen über zumindest impli- 
ziten Rassismus. Die NATO unterstützt ım 
Kosovo eine nach Autonomie strebende 
Befreiungsbewegung mit der Begründung, 
die Menschenrechte einer ethnischen Min- 
derheit zu verteidigen. Das tut sie in Kurdi- 
stan zwar nicht, aber der PKK ist inzwischen 
kaum noch ein sozialrevolutionärer Aspekt 
abzugewinnen. Migrantinnen und Schwarze 
Frauen werfen autonomen Frauen und Les- 
bengruppen aus Europa strukturellen Aus- 
schluß nichtweißer Frauen sowie Ethnozen- 
trismus vor. Ehemals linksalternative, 
kollektive Betriebe in der BRD sind zu 
lukrativen modern-kapitalistischen Klein- 
unternehmen mutiert oder haben die kol- 
lektiven Strukturen abgelegt und lediglich 
den Verkauf ihrer eigenen Arbeitskraft unter 
Marktpreis beibehalten. 


Autonomie, und 


Selbstorganisierung 


Selbstermächtigung sind verschieden defi- 
nierte Begriffe für unterschiedlichste soziale 
und kulturelle Bewegungen. Ein potentiell 
progressiver, antikapitalistischer und herr- 
schaftskritischer Charakter wird erst in der 
konkreten Praxis einer Autonomiebewegung 
auf die Probe gestellt. In welchem Moment 
Autonomiebewegungen emanzipatorisches 
Potential entfalten und wie sich die gesell- 


schaftlichen Umbrüche der letzten Jahre auf 
sie ausgewirkt haben, soll im Folgenden the- 
matisiert werden. Zunächst jedoch versuchen 
wir darzustellen, auf welchen sozialen Grund- 
lagen Autonomiebewegungen entstehen. 


Ebenen von Herrschaft und Autonomie 
Hinsichtlich der verschiedenen Formen von 
Herrschaft existieren — schematisch betrach- 
tet — drei verschiedene Dynamiken der Ab- 
grenzung: die konzeptionell nicht räumlich 
definierte, die transformatorische und die 
territoriale. Zur erstgenannten Dynamik ge- 
hört die Autonomie von strukturellen Unter- 
drückungsverhältnissen, die sich auf der kör- 
perlichen oder kulturellen Ebene im engeren 
Sinne festschreiben. Dazu zählen Befrei- 
ungsversuche, die das Recht auf sexuelle und 
sozio-kulturelle Lebensformen jenseits pa- 
triarchaler Zweige- 


Zurichtung, rigider 


schlechtlichkeit und Heteronormativität ein- 


fordern. Dazu zählen auch überräumliche 
Autonomiebestrebungen mit Netzwerkcha- 
rakter, wie sie beispielsweise von MigrantIn- 
nengemeinschaften in der Diaspora ausge- 
bildet werden. 

Die transformatorische Dynamik zielt 
auf eine Veränderung sozialer und ökono- 
mischer Verhältnisse ohne den vorgegebe- 
nen nationalstaatlichen Rahmen in Frage zu 
stellen und ist mit der Abgrenzung und 
Überwindung von kapitalistisch-imperiali- 
stischen Akkumulationsregimen zu beschrei- 


ben. Dazu gehören die in dependenztheore- 
tischer Tradition stehenden und auf den 
nationalstaatlichen Rahmen bezogenen, u.a. 
in Lateinamerika häufig geforderten Alter- 
nativökonomien. Sie werden als Möglichkeit 
gesehen, aus der Abhängigkeit vom Welt- 
markt, der damit verbundenen Ausbeutung 
nationaler Ressourcen durch transnationale 
Abfließen der 


Unternehmen und dem 


Gewinne ins Ausland auszubrechen. Schlag- 


worte in diesem Zusammenhang sind »im- 
portsubstituierende Industrialisierung« und 
»Renationalisierung« der Naturvorkommen. 
Dies wird z.B. von den kolumbianischen Be- 
freiungsbewegungen ELN und FARC gefor- 
dert. Weitere Formen im nicht-national- 


staatlich determinierten Kontext sınd 


Selbstverwaltungsökonomien wie lokale Ko- 
und die 


ökonomie. Eine andere Variante transforma- 


operativenmodelle Subsistenz- 
torischer Befreiungsbewegungen stellt der 
revolutionäre Kampf gegen die kapitalisti- 
sche Ausrichtung eines Nationalstaates dar. 
Durch Revolution sollen der gesamte bür- 
gerliche Nationalstaat in einen sozialisti- 
schen Staat verwandelt, die Wirtschaft ver- 
staatlichtt und die Gesellschaft 
klassenlose überführt werden. 


in eine 


Eine dritte Dynamik von Autonomie- 
bewegungen wird als sezessionistisch bezeich- 
net. Ziel ist die Abspaltung eines bestimmten 
geographischen Gebietes von einem Natio- 
nalstaat angestrebt. Die Konstituierung die- 
ser Autonomiebewegungen verläuft oft über 
ethnisierende und kulturalisierende kollekti- 
ve Identitätsstiftung, wobei auf mythische 
oder tatsächliche nicht- (bzw. vor-) kapitali- 
stische Produktionsformen in vorkolonialen 
Kulturen und Gesellschaften eines »ver- 
lorenen Paradieses« im beanspruchten Terri- 
torıum zurückgegriffen wird, das durch die 
imperialistische Expansion im Zuge der Ko- 
lonialisierung »zerstört« wurde. Eine andere 


Spielart sind wohlstandschauvinistische Be- 
wegungen, die ein prosperierendes Territori- 
um von einem unterentwickelten »Hinter- 
land« trennen möchten, wie dies mit der 
Unabhängigkeitserklärung Kroatiens und 
Sloweniens der Fall war. Hiermit reagieren 
sie unter anderem auf die Anforderungen 
einer globalisierten Ökonomie, die ein effizi- 
entes und handlungsfähiges politisches so- 


wie infrastrukturelles staatliches Instrumen- 


AÄRRANGCN! 


tarıum erfordert, das großflächige, sozial 
und kulturell heterogene Staaten nicht bie- 
ten können. Teilweise reagieren Sezessions- 
bewegungen auch auf rassistische oder reli- 
giöse Unterdrückungen einer ethnisierten 
Minderheit durch die Dominanzgesellschaft, 
wie heute die Kosovo-AlbanerInnen oder 
Kurdelnnen. 

Die genannten Dynamiken sind nun eher 
als Abgrenzungsbestrebungen beschrieben 
worden, die bestimmte herrschende und un- 
terdrückende Strukturen auf körperlicher, 
sozio-kultureller und ökonomischer Ebene 
sowie die herrschaftsförmige Konstellation 
internationaler Beziehungen als Negativ- 
Counterpart bestimmen, um einen eigenen 
Weg zu entwickeln. 

Es finden sich aber auch Autonomiebe- 
strebungen, die für politisch-ökonomisch- 
kulturelle Projekte zum Aufbau »befreiter Ge- 
meinschaften« eintreten und die sich nicht 
über Abgrenzung oder Reaktion auf Unter- 
drückung herstellen, sondern primär an ei- 
genen Entwürfen orientiert sind. Beispiele 
sind die anarchistischen Kommunen in den 
USA des 19. Jahrhunderts, die auf Erlangung 
ökonomischer Unabhängigkeit 


zielenden 
Frauenhöfe im Mittelalter (Beginenhöfe) 


oder an Selbstbestimmung und Kollektiv- 
wirtschaft orientierte Landkommunen heu- 
te. Im Gegensatz zu den oben genannten 
Dynamiken, die auf gesellschaftliche Verän- 
derungen zielen, enden diese Projekte nicht 


selten in gesellschaftlicher Isolation und ver- 
kümmern in esoterischem Esk 


apısmus!'. 

Die erläuterte Typologie ist — wie ein- 
gangs betont — notwendigerweise vereinfa- 
chend. Daraus folgt, daß keineswegs alle 
Autonomiebewegungen strikt einem der be- 
schriebenen Schemata folgen müssen. Teil- 
weise überlagern sich auch Elemente. So 
verbindet beispielsweise die Linke im Bas- 


kenland die Forderung nach _ staatlicher 


ÄRRANCA! 


Unabhängigkeit mit einem emanzipatori- 
schen Gesellschaftsentwurf, ist also gleich- 
wohl als sezessionistisch und transformato- 
risch zu beschreiben. 


Autonomie und Identität 
Vor der Frage, welche Funktion kollektive 
nationale, ethnische oder kulturelle Identitä- 
ten für Autonomiebewegungen erfüllen, 
steht die Frage, inwiefern diese kollektiven 
Identitäten zur Sicherung von Herrschafts- 
verhältnissen hergestellt und instrumenta- 
lisiert werden. 

Jeder Mensch hat ab dem Moment, in 
dem er »Ich« denken kann, eine Identität 
angenommen. Das heißt, er differenziert 
zwischen sich und seiner Umwelt, ordnet 
sich bestimmten sozialen Gruppen zu und 
grenzt sich von anderen ab. Diese Identität 
Ideologie 
weder auf einer freien und individuellen Ent- 


basiert entgegen bürgerlicher 
scheidung, noch ist sie die Summe unverän- 
derbarer »persönlicher Eigenschaften«. Iden- 
titätsbildung ist vielmehr die erzwungene 
und verinnerlichte Verortung im Kontext 
eines Herrschaftsgefüges, ein Spiel aus 
Zuordnung und Abgrenzung. Eine der ersten 
und »hartnäckigsten« Identitäten, die ein 
Subjekt annimmt, ist die geschlechtliche. Es 
wird als männlich oder weiblich aufgrund 
der bei ihm festgestellten Geschlechtsmerk- 
male, die als männlich oder weiblich konno- 


tiert sind, definiert. Im nächsten Schritt 


kommt es zur Übernahme der damit ver- 
bundenen Zuschreibungen in körperlicher, 
sexueller und sozialer Hinsicht. Die diesem 
Prozeß zugrundeliegende Form der Herr- 
schaft besteht aus Zwang und Konsens zur 
rigiden Zweigeschlechtlichkeit und Hetero- 
normativität, wobei das »Maskuline« privi- 
legiert wird. 

Einmal als männlich oder weiblich auf 
den Weg gebracht, werden dem Individuum 


über weitere herrschende Diskurse und sei- 
ner Position in der Klassengesellschaft sozia- 
le Rollen zugeschrieben, die man ihm meist 
als Naturgesetze oder kulturelle Unabänder- 
lichkeiten »verkauft«. Das Individuum wird 
zum Angehörigen einer bestimmten Nation, 
einer bestimmten Kultur, einer religiösen 


Gemeinschaft, einer sozialen Schicht — in. 


jedem Fall zum Identitätsträger eines ver- 
meintlich homogenen Kollektivs. Über diese 


Prozesse stellen sich jedoch soziale Realitäten 


her, die herrschaftsförmig organisiert sind. 
Weiß, männlich und heterosexuell ist die 
Norm, an der sich der Rest der Menschheit 
zu orientieren hat. Kennzeichnend für diese 
Norm ist allerdings nicht unbedingt, daß sie 
mittels eines sichtbaren physischen oder 
psychischen Zwangs zur Durchsetzung ge- 
langt, sondern daß sie »unmarkiert« — ein 
unsichtbarer Konsens - bleibt. 

Identitäten sind nicht undurchlässig, sta- 
tisch und »natürlich«, deshalb ist Wider- 
stand gegen die Zuschreibung von Identitä- 
ten Der Widerstand gegen 
beispielsweise rassistisch motivierte und ho- 


möglich. 


mogenisierende Zuschreibungen ethnischer 
Identitäten führt allerdings meist zunächst 
zu einem weiteren — wenn auch selbstbe- 
stimmten und positiv besetzten — kollekti- 
ven Identitätsbildungsprozeß. Eine These ist, 
daß die Voraussetzung für Autonomiepro- 
jekte die Konstruktion einer kollektiven 
Identität, basierend auf ethnischen, kulturel- 


* 
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len, sozialen, geschlechtlichen oder sexuellen 
Elementen ist. 

Über die homogenisierende Zuschrei- 
bung von kollektiven Identitäten an soziale 
Gruppen und deren Abwertung wird Unter- 
drückung und Ausbeutung legitimiert. Dies 
erzeugt die bereits erwähnten sozialen Rea- 
litäten, auch wenn die Zuschreibungen aus 
Stereotypen bestehen und Konstruktionen 
sind. Deshalb ist die positive Wendung und 


HAGANR SHIR= JEWIS! 
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Betonung dieser zugeschriebenen Identitä- 
ten zunächst oft die erste widerständige Pra- 
xis gegen eine Dominanzkultur und Klas- 
senstruktur, um sich eine Subjektstellung 
anzueignen und sich artikulieren zu können. 
Beispielsweise stellt die (Wieder)Aneignung 
von Geschichte und Kultur sowie das Schrei- 
ben eigener Ursprungsmythen in den post- 
kolonialen Diskursen indigener Bewegun- 
gen in den USA, Kanada und Lateinamerika 
ein wichtiges Element des Kampfes um Au- 
tonomie dar. Kritisch zu hinterfragen ist in 
diesem Zusammenhang allerdings die Über- 
nahme hegemonialer Legitimationsmuster 
für eine kollektive Subjektstellung, ein Dis- 
kurs, in dem eine möglichst lange und »glor- 
reiche« Geschichte nachgewiesen werden 
muß, damit ihre TrägerInnen die Anerken- 
nung als »ernstzunehmende« Kulturgemein- 
schaft erhalten. Kontrovers zu diskutieren ist 
weiterhin die damit zumindest implizit ver- 
bundene Idee der Nation. Diese Idee läuft 
z.B. auch in indigenen und schwarzen Auto- 
nomiebewegungen oft Gefahr, hinter dem 
Bestreben, eine positiv besetzte, kollektive 
ethnische und kulturelle Identität zu bilden, 
Klassenwidersprüche und Geschlechterge- 
gensätze verschwinden zu lassen. 

Verharrt eine Autonomiebewegung also 
bei den Bestrebungen nach der Bildung und 
im weiteren dem Reproduzieren der kollekti- 
ven Identität einer aus verschiedenen Grün- 
den vormalig unterdrückten sozialen Gruppe, 


schen Frauenbewegung von ’68, deren Pro- 
tagonistinnen entweder in essentialistischer 
Manier nach dem »spezifisch Weiblichen« 
suchen oder für die Geschlechterdemokratie 
— eine Art »Patriarchatsamnestie« — eintreten. 
Die Befreiungsbewegung im Kosovo, so not- 
wendig Widerstand gegen die ethnisierende 
Unterdrückung von serbischer Seite auch ist, 
nährt die Phantasien albanischer Nationali- 
sten von einem Großalbanien. Und die 
Anerkennung eines kurdischen Staates wür- 
de zunächst zweifelsohne eine Schutzzone 
für die massiv vom türkischen Staat verfolg- 
ten KurdInnen bedeuten, könnte aber 
gleichzeitig auch die Durchsetzung völki- 
scher Visionen nach innen zur Folge haben, 
in denen weder die Klassen- noch die Ge- 
schlechterfrage eine Rolle spielen. 


Autonomie und 

gesellschaftliche Umbrüche 
Der Wegfall der »realsozialistischen Option« 
seit Ende der 8oer Jahre bedeutete und 
bedeutet weitreichende Auswirkungen auf 
die unterschiedlichen Formen von Autono- 
miebewegungen. So haben sich beispielswei- 
se »nationale Befreiungsbewegungen« in den 
»Entwicklungsländern« bis 1989 in ihrem 
Kampf gegen imperialistische Dominanz 
und neokoloniale Unterdrückung im Zei- 
chen des Kalten Krieges fast automatisch auf 
Seiten des »realsozialistischen« Blocks veror- 
tet. Dies führte in ihrer ideologischen Aus- 


Strecke bleibt. 

Ob nationale Befreiungsbewegungen ın 
der sog. »3. Welt« emanzipatorisches Poten- 
tial entfalten oder sich auf essentialistische 
Kategorien zurückziehen, hängt also nicht 
zuletzt von den politischen Hegemonie- 
kämpfen in ihrem inneren Bezugsystem ab, 
die maßgeblich durch globale Kräfteverhält- 
nisse beeinflußt werden. Diese werden nicht 
zuletzt von den gesellschaftlichen Kräftever- 
hätnissen in den Metropolen mitbestimmt. 
Die Schwäche der Linken hier bedeutet also 
auch die Schwächung der Linken in den 
Befreiungsbewegungen der »3. Weltländer«. 
Auch wenn der bürokratisierte und letztlich 
konservative »Realsozialismus« nie ein un- 
eingeschränkt positiver Bezugspunkt für 
revolutionäre Befreiungskämpfe war, bedeu- 
tet sein Verschwinden zumindest in diesem 
Zusammenhang einen Rückschritt in bezug 
auf die Möglichkeit, Autonomiebewegungen 
mit sozialrevolutionären Perspektiven zu 
verbinden. Selbst sich explizit als links ver- 
stehende Autonomiebewegungen, die nach 
1989 aufgetreten sind, wie die Zapatistas in 
Mexiko, 
nach Anerkennung »indianischer Kultur 
und Identität« viel deutlicher als antikapita- 


akzentuieren ihre Forderungen 


listische Elemente ihres Programms. 
Gleichzeitig kann die »nachsozialistische« 
Situation auch befreiend wirken, weil neu 


entstehende Bewegungen nicht mehr auto- 
matisch unter die reglementierende Kon- 


ohne dafs die weiteren Eckpfeiler kapitalis- 
tischer Vergesellschaftungsformen und Staat- 
lichkeit 
Regulierung und 


als ein zentrales Instrument zur 
Durchsetzung sozialer, 
geschlechtlicher und rassistischer Normen 
hinterfragt werden, kann diese Bewegung 
einen regressiven Charakter annehmen oder 
auf den Kapitalismus bzw. den bürgerlichen 
Staat modernisierend wirken. Dies zeigt u.a. 
die Entwicklung großer Teile der westdeut- 


richtung dazu, daß sich Nationalismus und 
»sozialistische« Elemente verbanden (Bei- 
spiele sind die FLN in Algerien, Vietkong in 
Vietnam, die kubanische Revolution etc.). 
Mit der Krise und dem Wegfall der realso- 
zialistischen Option reduzieren sich in die- 
sem Kontext entstandene Bewegungen 
immer mehr auf Kategorien wie Nation, 
Ethnie oder Religion, während der Kampf 


um soziale Befreiung nicht selten auf der 


trolle Moskaus fallen. Dafür sind die Zapati- 
stas, die sich aus dem ML-Schablonendenken 
der 7oer Jahre gelöst haben, ein positives Bei- 
spiel. 

Einen zweiten Faktor für die Veränderung 
von Autonomiebewegungen stellen die Aus- 
Wie 
anfangs angedeutet, können sich Autonomie- 


wirkungen der Globalisierung dar. 


bewegungen auch als überräumliche kon- 


stituieren. Diese Bewegungen basieren nicht 
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auf der Inanspruchnahme eines fest umris- 
senen Gebiets, sondern bestehen als deloka- 
lisierte soziale Räume an vielen Punkten 
ohne sich innerhalb der Grenzen eines Na- 
tionalstaates zu definieren. 

Die These zum Bezug zwischen Autono- 
miebewegungen und der Delokalisierung 
sozialer Räume fußt auf der Annahme, daß 
sich soziale Räume und soziokulturelle Zu- 
sammenhänge durch erhöhte Mobilität und 
massive Migrationsbewegungen zwar gra- 
vierend deterritorialisieren, aber infolge des- 
sen nicht unbedingt als Zusammenhänge 
verschwinden müssen. Das heißt, sie lösen 
sich nicht unbedingt auf oder vollziehen 
einen Assimilierungsprozeß an die Domi- 
nanzkultur, sondern konstituieren sich neu, 
ohne daß die sich vormals auf einen be- 
stimmten territorial lokalisierten sozialen 
Raum bezogene sozio-kulturelle Identität 
aufgegeben wird. Beispielsweise finden sich 
heute ın Paris, Berlin, London oder Amster- 
dam Stadtviertel, die von türkischen Immi- 
grantInnengemeinschaften geprägt sind. In 
allen wird eine ähnliche Sprache gespro- 
chen, Infrastruktur und kulturelle Codes 
gleichen sich. Das bedeutet, daß die sich zu 
einer bestimmten community zugehörig 
fühlenden Menschen durch Migration ihre 
sozio-kulturelle Identität sowie ihre sozialen 
Räume nicht per se aufgeben müssen, son- 
dern sozio-kulturelle Identitäten ausbilden 
können, die nicht an ein bestimmtes geogra- 


einen eigenen Platz in der weißen Dominanz- 
gesellschaft und ist kulturell wie wirtschaft- 
lich mit dem Herkunftsland der Migrant- 
Innen verbunden. Sie selbst nutzen diesen 
delokalisierten sozialen Raum, um Lebens- 
strategien zu entwickeln, die New York zum 
»Vorort« eines indigenen Dorfes in Südme- 
xiko machen. 

In diesem Zusammenhang wird deutlich, 
daß der Prozeß der Globalisierung von Pro- 
duktion und die Intensivierung des Handels 
als Folge auch eine Stärkung überräumlicher 
Autonomiebewegungen zur Folge haben 
kann. Maßgeblich ist dafür auch, daß im 
Zuge der Globalisierung Migrationsbewe- 
gungen zunehmen und sich kommunikative 
Strukturen verbessern, die auch von sozial 
marginalisierten Gruppen eher in Anspruch 
genommen werden können. 

Ein ganz anderer Aspekt der Veränderung 
des Kontextes für Autonomiebewegungen 
stellt der Rückzug des Staates aus seiner 
sozialintegrativen Funktion dar. Diese Ent- 
wicklung setzte auf internationaler Ebene 
Mitte der 7oer Jahre ein und bewirkt, daß 
tendenziell verstärkt Potentiale der Aneig- 
nung gesellschaftlicher Funktionen durch 
soziokulturelle Autonomiebewegungen be- 
stehen. Anschaulich wird dies insbesondere 
in Staaten, die nach dem Zweiten Weltkrieg 
durch sozialpopulistische Regime geprägt 
waren und im Zuge neoliberaler Umstruk- 
turierungsprozesse ehemalige staatliche Für- 


Die Auswirkung der wirtschaftlichen Glo- 
balisierung führen auch zu einer Verstärkung 
sezessionistischer Autonomiebewegungen. 
Während der binnenmarktorientierte Natio- 
nalstaat im Fordismus den Rahmen für die 
wirtschaftliche Entwicklung des Kapitalis- 
mus darstellte, ist im Zuge der Globalisie- 
rung zu beobachten, daß kleinräumige Ent- 
itäten den neuen Anfordernissen für eine 
wirtschaftliche Dynamik eher entsprechen. 
Zwar entstehen durch den Abbau von Zöllen 
und Handelsschranken immer größere 
Wirtschaftsräume, als Produktionsstandort 
für die Weltmarktproduktion eignen sich 
aber staatlich- gesellschaftliche Strukturen 
besser, die kleinräumig sind und deshalb 
schnell und flexibel reagieren können. Hier- 
in liegt eine Ursache dafür, daß die Eliten 
verschiedener Regionen in Osteuropa für die 
Sezession von der ehemaligen Sowjetunion 
und Jugoslawien optierten, wie am Beispiel 
der baltischen Staaten oder Kroatien und 


Slowenien deutlich wird. 


Autonomien und 

ihre emanzipatorischen Potentiale 
Von Teilen der radikalen Linken in der BRD 
wird eine prinzipielle Kritik an Autonomie- 
bewegungen vorgebracht, die auf kollektiven 
Identitätsbildungsprozessen basieren. Über- 
spitzt formuliert geht diese Strömung davon 
aus, daß in dem Moment, in dem eine kol- 


lektive Identitätskonstruktion Anknüpfungs- 


phisches Territorium gebunden sind. 

Ein weiteres Beispiel für Immigrantln- 
nen-communities, die diesbezüglich eine 
Praxis entwickelt haben und deren Struktu- 
ren Netzwerkcharakter aufweisen, sind die 
mexikanischen Gemeinschaften in den USA. 
Sie bauen ein weitverzweigtes Netzwerk auf, 
das Nachbar- 
schaftsinitiativen bis zu politischen Organi- 


von Sportvereinen über 


sationen reicht. Diese Struktur beansprucht 
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sorgesysteme etc. privatisierten. So bauen 
gesellschaftliche Gruppen, die vom Rückzug 
des Staates aus der bereits erwähnten sozial- 
integrativen Funktion am stärksten betrof- 
fen sind soziale Strukturen auf, die unab- 
hängig vom staatlichen Eingriff oder sogar 
in Opposition zu ihm existieren und damit 
teilweise die Grundlage für die Artikulation 
von Autonomieforderungen bildet. 


punkt für politischen Handels wird, emanzi- 
patorisches Potential nicht mehr entfaltet 
werden kann, weil das Individuum zum Teil 
eines imaginierten »Großen Ganzen«, zum 
Teil eines »Volkskörpers« oder vergleichbarer 
Konstrukte wird. Die Folge: Aufrichtung von 
Herrschaft im Namen des übergeordneten 
identitätsstiftenden Mythos und gesellschaft- 
licher Ausschluß sowie Abwertung der als 


»Nicht-Zugehörigen« definierten Menschen. 


Obwohl diese Kritik in vielen Fällen richtig 
ist, klammert sie wichtige Aspekte aus. 
Einerseits beinhalten nicht alle Autonomie- 
konzepte eine kollektive Identitätskonstruk- 
tion, die im Kern essentialistisch ist und 
damit das Eigene über das Andere hebt. So 
fordern beispielsweise die Zapatistas india- 
nische Autonomie lediglich als Mittel zur 
gesellschaftlichen Partizipation im Rahmen 
eines als pluriethnisch definierten Gemein- 
wesens und damit letztlich Gleichberechti- 
gung, die den sich als Angehörige indiani- 
scher Gruppen verstehenden Menschen, von 
der mestizischen Dominanzgesellschaft stets 
verweigert wurde. 

Andererseits basieren viele Autonomiebe- 
strebungen auf politisch-sozial definierten 
Gesellschaftsprojekten, die überhaupt keine 
ethnisierenden Kriterien kennen. Zu nennen 
wäre beispielsweise der Versuch ein, multieth- 
nisches Zusammenleben in Tuzla (Bosnien- 
Herzegovina) zu organisieren. 

Außerdem negiert die Ablehnung kollek- 
tiver Identitäten, daß diese oft erst durch 
Zuschreibungen im Kontext der Aufrichtung 
von Dominanzgesellschaften entstehen. Die 
Forderung nach der Negierung der offensiv 
gebrauchten Identitätskategorien bedeutet 
in diesem Zusammenhang letztendlich die 
Forderung nach gesellschaftlicher Unterwer- 
fung unter eurozentristische Deutungsmu- 
ster. In den meisten Fällen können sich die 
als KurdInnen oder JüdInnen bezeichneten 


Menschen ja nicht aussuchen, ob sie sich 
selbst als solche betrachten. Eignen sie sich 
diese Kategorien schließlich an, um sie zum 
Ausgangspunkt eines Kampfes gegen Diskri- 
mierung zu machen, ist die Forderung nach 
Negierung der zugeschriebenen kollektiven 
Identität absurd, da sie lediglich eine Reakti- 
on auf bereits existierende Unterdrückungs- 
verhältnisse darstellt. Eine prinzipielle Kritik 
an der Aneignung kollektiver Identitäten en- 
det daher schnell bei der Legitimation von 
dominanten Rassismen. 

Es kommt bei der Analyse von Autono- 
miekonzeptionen und ihres emanzipatori- 
schen Gehalts auf Differenzierung an. Ob 
Autonomiebewegungen emanzipatorische 
Potientiale entfalten, hängt einerseits vom 
sozialen Ort ab, von dem aus sie entwickelt 
werden. Ist es ein privilegierter Ort, kann sie 
zur Stabilisierung von Herrschaftsverhältnis- 
sen eingesetzt werden. Dies ist der Fall bei 
wohlstandschauvinistischen Sezessionsbewe- 
gungen wie die der ultrarechten Lega Nord in 
Italien. Andererseits können Autonomiebewe- 
gungen aber auch zur Selbstbemächtigung 


von 


strukturell unterdrückten sozialen 


Gruppen führen. Durch die Aneignung und 
positive Deutung einer zugeschriebenen kol- 
lektiven Identität brechen sie aus ihrer Ob- 
jektfunktion aus und werden zu sozialen 
Akteuren, die Herrschaftsverhältnisse angrei- 
fen können. Die Selbstbemächtigung allein 
stellt hier einen emanzipatorischen Schritt 


dar. Ob sich dieses Potential in Richtung auf 
soziale Befreiung entfalten kann, entscheidet 
sich an den Kämpfen um die politische 
Hegemonie innerhalb der Autonomieprojek- 
te. 

Zwei Kernfragen sind in diesem Zusam- 
menhang das Verhältnis zur Staatlichkeit 
und zum Eigentum. Wird die Machtfrage 
lediglich als Staatsmachtfrage gedacht, wie 
dies im Diskurs der traditionellen marxisti- 
schen Linken geschieht, tastet die Autono- 
miekonzeption gesellschaftliche Herrschafts- 
verhältnisse, beispielsweise das Patriarchat, 
nicht an. Autonomieprojekte, die andererseits 
nicht auf die Überwindung der Eigentums- 
verhältnisse an Produktionsmitteln zielen, 
klammern dagegen den Klassenwiderspruch 
aus. Klassengesellschaften sind aber immer 
staatlich formierte Gesellschaften, die Unter- 
drückungsmechanismen ausbilden. 

Wenn Autonomien eine essentialistische 
kulturalistische oder biologistische Definiti- 
on der kollektiven Identität zur Grundlage 
haben, tragen sie einen vorwiegend antie- 
manzipatorischen Charakter. Emanzipato- 
risch wirken dagegen Autonomien, die einen 
universalistischen Befreiungsanspruch ha- 
ben, der alle Herrschaftsverhältnisse in Frage 
stellt. Das Ziel bleibt dabei die Selbstbestim- 


mung des Einzelnen in der Assoziation freier 
Individuen. 
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Die politische Linke in Deutschland — 
namentlich die radikale Linke - hat sich mit 
dem Zionismus schwer getan. Weite Teile 
der Linken sahen darin — im Gegensatz zu 
den »antikolonialen Befreiungsbewegungen« 
— keinen Ausdruck legitimen Strebens nach 
nationaler Unabhängigkeit, sondern ein 
Instrument des Imperialismus. Dem Juden- 
tum wurde der Charakter eines Volkes oder 
einer Nation weithin abgesprochen, es 


wurde auf seine religiöse Komponente 


reduziert.. 


Unabhängig davon, wie man Judentum von 
Außen definierte, bildete sich gleichwohl ein 
jüdischer Nationalismus heraus. In einer 
Stellungnahme zu diesem Problem nahm 
Joseph Roth bereits 1927 Gedanken vorweg, 
die der aktuellen »dekonstruktivistischen« 
Diskussion über den Charakter von Natio- 
nen sehr nahe kommen. Mit Blick auf die 
»jüdische Nation« formulierte er, daß »schon 
der Wille von einigen Millionen Menschen 
genügt, eine »Nation« zu bilden, selbst wenn 
sie früher nicht bestanden haben sollte«'. 
Interessanter als die Frage, ob die Juden 
eine Nation seien, ist es mithin, zu betrach- 
ten, wie sich der nationaljüdische Gedanke in 
der zionistischen Bewegung konkret ent- 
wickelte, welche Dispositionen und äußeren 
Einflüsse ihn bedingten, und welchen Cha- 
rakter die jüdische Nationalbewegung an- 
nahm. Als eine politische Bewegung ist der 
historische Zionismus zugleich ein interes- 
santes Beispiel für die Verschränkung von 
»utopischer« Zielsetzung, langfristiger politi- 
scher Strategie und »realpolitischer« Taktik. 
Mehrere Aspekte müssen zum Verständ- 
nis der jüdischen Nationalbewegung be- 
rücksichtigt werden. Ihre Entwicklung muß 
mit der Diskussion um die »Judenfrage« 
einerseits und der sich zum politischen An- 
tisemitismus entwickelnden europäischen 
Judenfeindschaft andererseits in engem Zu- 


sammenhang gesehen werden. 


Zugleich 
steht der Zionismus aber auch im Rahmen 


»Judenfrage« und 

Nationalbewegungen 
Eine »jüdische Frage«’ trat in die europäi- 
sche Geschichte mit dem Entstehen des neu- 
zeitlichen Territorialstaates und wurde seit 
dem ausgehenden ı8. Jahrhundert in der 
europäischen Öffentlichkeit diskutiert. Da- 
bei bezeichnete das »Judenproblem« zu- 
nächst nicht das Problem, das die Mehrheit 
mit den Juden hatte, sondern die miserable 
Lage, in der sich die Juden befanden und 
zwar in politischer bzw. rechtlicher, in öko- 
nomischer und in sozialer Hinsicht. Euro- 
päische Juden waren in der Regel rechtlich 
gesehen keine Staatsbürger, sozial ausge- 
grenzt und ökonomisch — vor allem im 
Osten — mehrheitlich in prekärer Lage. Vor- 
schläge zur Lösung des Problems zielten auf 
die volle bürgerliche Emanzipation der 
Juden. Schon früh bezogen sich Lösungsvor- 
schläge allerdings auch auf territoriale Lö- 
sungen, insbesondere dort, wo die sozio- 
ökonomische Lage der Juden in den Blick 
geriet. Im Zuge der Emanzipation zeigte sich 
deutlich, daß die Judenfrage nicht mit der 
staatsbürgerlichen Gleichberechtigung und 
der erhofften daraus folgenden Assimilation 
überwunden sein würde. 

Territoriale Lösungsansätze führten, ge- 
fördert durch europäische Philanthropen, 
zur ersten Ansiedlung von jüdischen Koloni- 
sten in »Überseegebieten« und auch im 
»Land Israel« (hebr. eretz jisrael). Die tief 


mischen Motiven vermischten. Die erste po- 
litische Einwanderungsbewegung war die 
Bilu’im der Jahre 1881/82. Diese frühen Zio- 
nisten reagierten bereits auf die neue 
Dimension der Judenfeindschaft. 

Im Verlauf des ı9. Jahrhunderts und im 
Zusammenhang mit der Emanzipation der 
Juden wandelte sich die Bedeutung des Be- 
griffs »Judenfrage«. Die Gegner der Emanzi- 
pation und Judenfeinde stellten in den Mit- 
telpunkt nicht mehr das Problem, das die 
Juden hatten, sondern diskutierten die Ju- 
denfrage als ein Problem, das die Juden dar- 
stellten. In Deutschland 
moderne politische Antisemitismus, der ju- 
denfeindliche Tendenzen auch in anderen 


entstand der 


Ländern beeinflußte. Von unmittelbarer Be- 
deutung für die Bilu’im war allerdings die 
russische Pogromwelle des Jahres 1880. Die 
Entstehung des Zionismus war auch eine der 
möglichen Reaktionen auf gescheiterte oder 
krisenhafte Emanzipationstendenzen, auf 
die Ausbreitung und Gewalttätigkeit der 
antisemitischen Bewegungen. 

Die Entstehung des Zionismus war aber 
zugleich bedingt durch die Wandlung west- 
und mitteleuropäischer Nationalbewegun- 
gen zum chauvinistischen und imperialis- 
tischen Nationalismus sowie durch die 
Rezeption des westlichen Nationalismus ın 
den entstehenden osteuropäischen und nah- 
östlichen Nationalbewegungen. Für diese 


Nationalbewegungen inklusive des Zionis- 


einer breiteren Tendenz des Nationalismus in 
den drei östlichen Großreichen: dem russi- 
schen Zarenreich, der österreichisch-ungari- 
schen Donaumonarchie und dem osmani- 
schen Reich. Ein weiteres strukturierendes 
Element ist der Konflikt des Zionismus mit 
der konkurrierenden arabisch-palästinensi- 
schen Nationalbewegung. Dieser Aspekt 
muß hier aus Platzgründen vernachlässigt 
werden. 


tradierte jüdische »Zionssehnsucht«' hatte 
schon seit Jahrhunderten Juden bewegt, in 
die vier großen jüdischen Gemeinden im 
eretz: Jerusalem, Hebron, Tiberias und Safed 
zu ziehen. Diese Einwanderung wurde als 
alliya, als »Aufstieg« bezeichnet und meist 
von einzelnen aus vorwiegend religiösen 
Gründen begonnen. Im 19. Jahrhundert 
nahm die jüdische Einwanderung zu, wobei 


sich zunehmend religiöse mit sozioökono- 


mus gilt, daß sie ihre Ideologie und politi- 
sche Programmatik unter dem Einfluß des 
westlichen Nationalismus formulierten. Ers- 
te zionistische Programmschriften entstan- 
den in Osteuropa; es ist indes bezeichnend, 
daß der Zionismus von einem Mann eta- 
bliert wurde, der im westlichen Nationalis- 
mus verwurzelt war. Der Ort der Entstehung 
des Zionismus als politischer Bewegung ist 


nicht zufällig Wien, die österreich-ungari- 
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sche Residenz an der Schnittstelle von West- 
und Osteuropa. Der assimilierte österreichi- 
sche Jude Theodor Herzl (1860-1904) wurde 
zum geistigen Vater der Bewegung, nachdem 
er als Journalist in Paris während der »Drey- 


fus-Affäre« den Antisemitismus erlebt hatte.. 


Aufgrund dieser Erfahrung formulierte er 
den Gedanken einer Lösung der Judenfrage 
durch die Schaffung einer territorialen 
nationalen »Heimstatt« der Juden und leite- 
te die organisatorische Formierung einer 
politischen Bewegung ein. Der ı. Zionisten- 
kongreß tagte 1897 in Basel. Die soziale Basis 
der Bewegung bildete aber von Anfang an 
das Ostjudentum mit seinem großen jüdi- 
schen Proletariat. 

Im Zuge und in der Folge des Ersten 
Weltkrieges brachen die drei Großreiche zu- 
sammen, nicht zuletzt durch die Dynamik 
der nationalen Bewegungen, die von den 
verschiedenen Kriegsparteien — Deutsch- 
land, England, Frankreich usw. — auch ge- 
zielt gefördert wurden. Die Nachkriegsord- 
nung, die die Siegermächte in Osteuropa 
und dem Nahen Osten anstrebten, sollte auf 
der Grundlage des »Selbstbestimmungs- 
rechts der Völker« basieren. Aus der Kon- 
kursmasse der alten Reiche sollten neue 
nationale Territorialstaaten gebildet werden. 
Doch angesichts der heterogenen Bevölke- 
rungs- und Siedlungsstruktur in weiten Re- 
gionen des Ostens ließ sich das Prinzip »ein 
Staat - eine Nation — eine Sprache und Kul- 
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tur« in nahezu keinem der neu entstehenden 
Die 
Entfesselung der nationalen Dynamik ver- 


Staaten ohne weiteres verwirklichen. 
hinderte in vielen Fällen die friedliche Inte- 


gration der verschiedenen »Ethnien« in 
multiethnische Staatsverbände. 

Zur Lösung des Problems hatten die Sie- 
germächte den Gedanken des Minderheiten- 
rechtes etablieren wollen; Mechanismen zu 


deren effektiven Schutz konnten aber bes- 
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tenfalls im Ansatz entwickelt werden’. Im 
Nahen Osten, wo Großbritannien und Frank- 
reich unmittelbare imperialistische Interes- 
sen hatten, wurden Mandate errichtet, die 
die heutigen Grenzen weitgehend bestim- 
men. Palästina wurde geschaffen als west- 
licher Teil des britischen Mandatsgebietes. 
Hier, wo bereits seit längerem die zionisti- 
sche Aufbautätigkeit begonnen hatte, war 
die »jüdische Frage« ohne Zweifel eine na- 
tionale Frage. 

De facto war sie dies längst auch in Osteu- 
ropa. Spätestens mit dem Versuch der Etablie- 
rung nationaler Minderheitenrechte nach 
dem Ersten Weltkrieg zeigte sich eine Ten- 
denz, die jüdische Bevölkerung als nationale 
Minderheit zu konstituieren. Auch verfas- 
sungsrechtlich wurden die Juden in vielen 
europäischen Ländern zu Angehörigen einer 
nationalen Minderheit und kamen in den 
Genuß verschieden ausgeprägter und veran- 
kerter Minderheitenrechts- oder Autono- 
mieregelungen‘. 

Von anderen nationalen Minderheiten 
unterschieden sich die Juden gleichwohl: sie 
siedelten in den meisten Ländern des frühe- 
ren Österreich-Ungarn und des westlichen 
russischen Reiches, ohne irgendwo ein terri- 
toriales Kerngebiet zu haben; sie waren über- 
all mit verschieden starken antisemitischen 
Bewegungen konfrontiert; und sie hatten 
kein »Mutterland«, das auf die Einhaltung 
ihrer Rechte achtete. 


Ein jüdischer Nationalstaat in Europa 
schied aus, der bolschewistische Weg zum 
Sozialismus löste die »Judenfrage« keines- 
wegs und die Hoffnung auf Assimilation als 
Religionsgemeinschaft schwand in dem 
Maße, in dem sich der Antisemitismus in 
den  Mechrheitsgesellschaften durchsetzte 
bzw. durch die nationalsozialistische Politik 
in Deutschland seit 1933, in Europa seit 1938. 


Die zionistische Option mußte also an Plau- 


sibilität gewinnen, zumal im Nationalismus 
nach wie vor ein sehr mächtiges Deutungs- 
muster bestand. 


Der Zionismus als politische Bewegung 


In Basel konstituierte sich der Zionismus als 
politische Bewegung. Mit ihr war zugleich 
eine kulturelle Bewegung verbunden, die 
quer zur bisherigen Auslegung jüdischer 


Überlieferung und Geschichte eigene Inter- 
pretationsstränge entwickelte. Im Sinne 
nationaler »Gründungsmythen« wurde das 
kämpferische Element betont. Zur histo- 
risch-kulturellen Legitimation spielten im 
Zionismus Sprache und Literatur eine zen- 
trale Rolle. Jiddisch dabei als der Jargon des 
zurückgebliebenen Ghetto-Judentums. Da- 
gegen sollte Hebräisch als gesprochene All- 
tagssprache neu zum Leben erweckt werden. 
Neben der Kulturbewegung entwickelte sich 
früh eine zionistische Sport- und Jugendbe- 
wegung. War der Zionismus in dieser Hin- 


sicht anderen Nationalbewegungen ver“ 


gleichbar, so standen seine ökonomischen 


Unternehmungen von vornherein unter 
dem Primat der Politik. Sie dienten vor- 
nehmlich dem Erreichen des politischen Zie- 
les: der Schaffung einer „nationalen Heim- 


statt« der Juden. 


Für die politischen Erfolge des .. 
viel- 


ist der Zusammenhang einer breiteren, 
fältigen Bewegung mit kultureller 


lungskraft und sozi 


Ausstrah- 
aler Attraktivität wohl 


aber der 


von großer Bedeutung: Hier soll | | 
Zionismus als politische Bewegung im Mit- 


telpunkt stehen. Charakteristisch ist dabei 


die Verbindung verschiedener Strategien und 
die Ausdifferenzierung politischer Strömun- 
gen, die im Zionismus lange Zeit durch ein 
erstaunliches Maß an Pluralismus und inne- 
rer Demokratie integriert wurden. Ein Par- 
teienspektrum differenzierte sich bereits in 
den ersten Jahren der zionistischen Bewe- 


gung aus. Ein Teil der »Kulturzionisten«, ins- 
besondere osteuropäischer Herkunft, for- 
mierte sich in Opposition zum Führungsstil 
Herzls bereits auf dem 5. Zionistenkongreß 
1901 zur »Demokratischen Fraktion«. Reli- 
giös ausgerichtet war das »Geistige Zen- 
trum« (Misrachi), das sich im folgenden Jahr 
konstituierte. Seit 1903 entstand eine sozia- 
listisch orientierte Arbeiterbewegung, deren 
soziale Basis das Ostjudentum bildete und 
die in den folgenden Jahrzehnten mehr und 
mehr zur dominierenden Kraft werden soll- 
te. Die einzelnen Parteien fächerten sich im 
weiteren Prozeß auf, spalteten sich oder 
fusionierten. Wurzelnd in den Erfahrungen 
des Weltkrieges und der Nachkriegswirren 
trat zu den bestehenden politischen Richtun- 
gen eine nicht mehr klassisch konservative 
Bewegung, die zunächst gewisse Affinitäten 
zum italienischen Faschismus aufwies. Der 
sogenannte »Zionismus-Revisionismus« Wla- 
dimir Ze’ev Jabotinskys (1880-1940) war im 
Verhältnis zur Außenwelt weniger kompro- 
mißbereit als der bisherige Zionismus; im 
inner-zionistischen Streit richtete er sich ge- 
gen die Arbeiterbewegung und war weniger 
stark im Gedanken der Demokratie veran- 
kert. Die revisionistische Minderheit spaltete 
sich von der zionistischen Bewegung für län- 
gere Zeit auch institutionell ab und war in 
den 30er und 4oer Jahren im wesentlichen 
eine bewaffnete Bewegung, die sich auch ter- 
roristischer Methoden bediente. 


Neben den politischen Meinungsver- 
schiedenheiten bewegte den Zionismus auf 


den ersten Kongressen ein weiterer Konflikt. 
Theodor Herzl und andere versuchten, das 
Hauptziel der Bewegung — Lösung der Ju- 
denfrage durch Schaffung einer nationalen 
»Heimstatt« — vornehmlich auf dem Wege 
der Diplomatie zu erreichen. In Palästina 
waren aufgrund der Politik des Osmani- 


schen Reiches vorläufig wenig Fortschritte 


zu erwarten. Daher sollte zuerst eine euro- 
päische Macht als Protektor gewonnen wer- 
den. Die Vertreter dieses »politischen Zio- 
nismus« spielten in der Zeit vor Herzls Tod 
mit dem Gedanken eines alternativen Pro- 
jektes in Ostafrika. 

Während dieser »Uganda-Kontroverse« 
drohte die Spaltung der Bewegung. Gegen 
den Plan traten die »praktischen Zionisten« 
auf. Angesichts der Schwierigkeiten, auf po- 
litisch-diplomatischem Wege zu einem gesi- 
cherten Status in Palästina zu kommen, 
wollten sie die praktische Erwerbungs-, Er- 
schließungs- und Siedlungstätigkeit im Lan- 
de vorantreiben. 1905 wurde auf dem 7. Zio- 
nistenkongreß in Basel eindeutig für eine 
Siedlung ausschließlich in Palästina votiert. 
Damit waren alle alternativen territorialen 
Pläne verworfen, nicht zuletzt, weil sie ange- 
sichts der insbesondere in Osteuropa tief 
tradierten Zionssehnsucht keinen geistigen 
Boden im Judentum gewinnen konnten. 
Daran zeigt sich, daß Nationen zwar keine 
Naturtatsachen, aber eben auch nicht ein- 
fach willkürliche Konstruktionen sind. Die 
»Konstruktion« von Nationen ist vielmehr 
Teil einer »sozialen Praxis«, die über vorge- 
fundene Traditionen und Dispositionen 
nicht ohne weiteres hinweggehen kann. 

Nach der Entscheidung von Basel wurde 
mit dem Aufbau organisatorischer, finan- 
zieller und ökonomischer Instrumente zur 
planmäßigen Besiedlung begonnen. Damit 
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war aber die »politische«, auf diplomatische 


Initiativen zielende Richtung im Zionismus 
keineswegs kaltgestellt. Während durch syste- 
matische Aufbauarbeit Fakten geschaffen 
wurden, verhandelte die Bewegung gleich- 
zeitig auf diplomatisch-politischer Ebene 
um einen Status. Diese Doppelstrategie wur- 
de als »synthetischer Zionismus« bezeichnet. 
Eine wichtige Rolle bei der praktischen 
Tätigkeit spielte Arthur Ruppin (1876 
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1943). Mit »deutscher Gründlichkeit« ging er 
seit 1908 an die Planung und Umsetzung der 
Besiedlung. An Ruppin zeigt sich auffällig, 
wie die neuen Nationalismen im Osten in 
den Ideologien des Westens wurzelten, wie 
stark sie von den Erfahrungen westlicher 
Länder beeinflußt waren. Wie andere zeit- 
genössische deutsche Zionisten war auch 
Ruppin, der unter anderem eine Arbeit über 
»Darwinismus und Sozialwissenschaft« ver- 
faßt hatte, nicht frei von rassentheoretischen 
Einflüssen. Deutlich zeigt sich aber hier die 
Absicht, die bösartigen Zuschreibungen des 
aggressiven Rassenantisemitismus zu ent- 
kräften, ohne den Boden rassistischer Ideo- 
logie vollständig verlassen zu können. Daß 
es sich hierbei um eine Art »defensiven« 
Rassismus handelt, wird deutlich in Ruppins 
grundlegendem Werk zum »Aufbau des Lan- 
des Israel«. Trotz kulturchauvinistischer Zu- 
schreibungen werden die Araber Palästinas 
als den Juden rassisch gleich und ebenbürtig 
angesehen. Daher erwartet und erstrebt 
Ruppin »ein Sichfinden der Juden und Araber 
auf einer gemeinsamen, durch ähnliche Ras- 
senanlagen und ähnliche Erziehung bedingten 
Kulturstufe«. 

Dieses sehr konkret gehaltene Werk kann 
als Auswertung und programmatische For- 
mulierung des »synthetischen Zionismus« 
gelten, also der Verbindung von praktischer 
Aufbauarbeit und politisch-diplomatischer 
Initiative. Die Tendenz, die sich in diesem 
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Ansatz zeigt, ist für den Zionismus charakteri- 
stisch. Grundsätzlich ging die Bewegung lange 
Zeit von einem Primat der Politik aus. Die 
praktische Arbeit wurde durch die politische 
Zielsetzung vorgegeben. Dabei konnten ver- 
schiedene Auffassungen und Ansatzpunkte 
weithin integriert werden. Bezeichnend ist 
etwa, dafs nach dem Ende des Ersten Welt- 
krieges zwar das Ziel einer eigenen politi- 


schen Existenz nie aus dem Auge verloren, 
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zugleich aber jedes Angebot, das als Schritt 
in diese Richtung hilfreich sein konnte, ak- 
zeptiert wurde. Mit dem Zerfall der Großrei- 
che traten die Nationalbewegungen insge- 
samt in eine neue Phase ein. Auf der 
Grundlage der jeweiligen Ideologien wurde 
die politische Realisierung der nationalen 
Unabhängigkeit zu einem realen politischen 
Projekt. Mit dieser Situation veränderte sich 
die Struktur des Zionismus grundlegend. 
Seit Beginn des Jahrhunderts war eine palä- 
stinensische Nationalbewegung entstanden, 
die vor dem Hintergrund des pan-arabi- 
schen Gedankens den Konflikt mit der jüdi- 
schen Bevölkerung und zionistischen Ein- 
wanderungsbewegung begann. 

Es wäre falsch, unkritisch der weitver- 
breiteten These zu folgen, die europäischen 
Zionisten hätten die arabische Bevölkerung 
Palästinas in ihren legitimen Ansprüchen 
einfach ignoriert. Das Problem wurde im 
Zionismus durchaus erkannt und kontro- 
vers diskutiert‘. Die Zionisten hatten sich 
offiziell in der Tradition Herzls und in Übe- 
reinstimmung mit der sogenannten »Bal- 
four-Deklaration« von 1917 nicht auf das 
Ziel eines jüdischen Staatswesens festgelegt, 
sondern von einer »nationalen Heimstatt« 
gesprochen. Nicht zuletzt, um den arabisch- 
jüdischen Konflikt zu entschärfen, war die 
zionistische Seite bereit, von den durch das 
Völkerbundmandat festgelegten Angeboten 
für den Aufbau von Strukturen der Autono- 
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mie und Selbstverwaltung Gebrauch zu 
machen. Zeitweise gab es in Palästina die 
reale Chance, im Rahmen des britischen 
Mandats eine Art kantonales System einzu- 
richten, in dem beide Seiten Selbstverwal- 
tungskörperschaften aufbauen sollten. 

Auch im palästinensischen Nationalis- 
mus hatten solche Vorstellungen eine gewis- 
se Basis. Allerdings radikalisierte sich die pa- 


lästinensische Nationalbewegung unter dem 
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Einfluß des Muftis von Jerusalem, Haj Amin 
al’Husseini (ca. 1893-1974) in ihren Forderun- 
gen und Methoden zunehmend, was auch 
eine Radikalisierung innerhalb des Zionis- 
mus nach sich zog. Der Aufbau einer arabi- 
schen Selbstverwaltung wurde von paläs- 
tinensischer Seite weitgehend boykottiert. 
Die Zionisten nahmen dagegen diese Mög- 
lichkeit wahr und schufen mit dem jischuw 
eine halb legale, halb illegale quasi-staatliche 
Struktur, die die Kernzelle für den späteren 
Staat Israel darstellte”. 

Innerhalb dieser politischen Struktur 
spielten die Kräfte der Arbeiterbewegung die 
dominierende Rolle. Für den praktischen 
Aufbau des Landes kam ihnen ebenfalls 
große Bedeutung zu. Weite Bereiche der 
Ökonomie und Gesellschaft des jischuw 
waren nicht privat-kapitalistisch organisiert, 
sondern stellten verschiedene Formen verge- 
sellschafteten Eigentums dar. Die größte 
Bedeutung hatte dabei das fast völlige Feh- 
len von privatem Bodenbesitz innerhalb des 
jüdischen Sektors. Auf dieser Grundlage 
wurden die verschiedenen Formen kollekti- 
vistischer Landwirtschaft aufgebaut, von 
denen die Kibbuzim nur die bekannteste 
sind. Schrittweise entwickelten die landwirt- 
schaftlichen Kooperativen später auch den 
industriellen und den Dienstleistungssektor. 
Neben diesen Formen bildeten andere 
Genossenschaften sowie die gewerkschatftli- 


chen Unternehmungen einen bedeutenden 


Anteil im jüdischen Sektor der palästinensi- 
schen bzw. seit 1948 in der israelischen Öko- 
nomie. Insgesamt betrachtet kann die israe- 
lische Gesellschaft in ihren ersten Phasen 
nicht ohne weiteres als kapitalistische Ge- 
sellschaftsordnung betrachtet werden. Sie 
stellt vielmehr eine jener Mischformen dar, 
in denen Märkte und Elemente privatkapi- 
talistischer Wirtschaft existierten, während 
der vergesellschaftete Anteil eine große, 


wenn nicht dominierende Rolle spielte. Ins- 
besondere von der Notwendigkeit einer Bo- 
denreform war der jüdische Sektor in Israel 
befreit, die für die bisherigen sozialistischen 
Experimente in der Regel zu einem Schlüs- 
selproblem wurde. Die beschriebenen verge- 
sellschafteten Sektoren sind allerdings auch 
in Israel, nicht zuletzt durch den Neolibera- 
lismus stark bedroht. 

Betrachtet man die zionistische Bewe- 
gung losgelöst vom weltpolitischen Konflikt 
der beiden Blöcke, so scheint es äußerlich 
keinen Grund zu geben, ihr die konkurrie- 
rende palästinensischen Nationalbewegung 
vorzuziehen. In ihrer Begeisterung für natio- 
nale Befreiungsbewegungen, zumal wenn sie 
sozialistische Elemente enthielten, hätte die 
radikale Linke theoretisch auch die Seite des 
Zionismus einnehmen können. Allerdings 
fehlt in dieser Betrachtung jenes weitere 
Merkmal, das für das Verständnis des Zio- 
nismus von Bedeutung ist: der Konflikt mit 
einer konkurrierenden Nationalbewegung 
um ein und das selbe Land. 


Ausblicke 
Der Zionismus als eine jüdische Nationalbe- 
wegung ist hier überwiegend in seinen Ursa- 
chen und seiner Entstehung dargestellt wor- 
den. Seit dem Ende des Ersten Weltkrieges 
trat die Bewegung in eine Phase des Ringens 
um eine selbständige Existenz, wobei die 
Form der Eigenstaatlichkeit mehr und mehr 


in den Vordergrund trat. Damit stand die 
Bewegung in Konflikt mit der Mandats- 
macht und gleichzeitig mit der konkurrie- 
renden Nationalbewe- 
gung. dabei der 
bewaffnete Kampf eine Rolle. Im Gegensatz 


palästinensischen 
Zunehmend spielte 
zu anderen nationalen Unabhängigkeitsbe- 
aber zumindest den 
Politik 


wegungen gelang es 
Mehrheitszionisten, das Primat der 
aufrechtzuerhalten. 


Daß sich die zionistische Bewegung seit 
Erreichen der Eigenstaatlichkeit grundle- 
gend wandeln mußte, liegt auf der Hand. 
Ein weiteres Mal bewies der Zionismus seine 
Fähigkeit, in den inner-zionistischen Kon- 
flikten plurale und demokratische Formen 
der Auseinandersetzung zurückzugewinnen. 
Die bewaffnete und terroristische Fraktion 
des Zionismus-Revisionismus kehrte 1948 zu- 
rück zur Form einer politischen Partei, die 
ihre Ziele mit parlamentarischen Mitteln im 
Rahmen der israelischen Demokratie ver- 
folgte. In Kenntnis der Entwicklung vieler 
anderer bewaffneter Bewegungen ist hierin 
wohl eine bedeutende Leistung zu sehen. 
israelischen 
Geschichte wirkten tiefgreifende demogra- 
phische, soziale und politische Veränderun- 
gen auf den Zionismus ein, die seinen Cha- 
rakter grundlegend veränderten. Mit dem 
Erstarken der nationalreligiösen Parteien 


Im weiteren Verlauf der 


und der Radikalisierung der israelischen 
Rechten im Verlauf des Nahost-Konflikts hat 
der Zionismus einen so umfassenden Struk- 
tur- und Funktionswandel durchgemacht, 
daß die politischen und gesellschaftlichen 
Ziele der einst säkularen Nationalbewegung 
seit einiger Zeit geradezu umgedreht er- 
scheinen”. 

Aber trotz der weltweiten Renaissance 
des chauvinistischen Nationalismus sind 


durch die Etablierung der palästinensischen 


Autonomie erstmals auch im Sinne einer 
eigenständigen politischen Existenz der 
palästinensischen Seite Fakten geschaffen 
worden. Die israelische Rechte bemüht sich 
massiv, diese Fakten rückgängig zu machen 
oder doch einzuschränken. Gleichwohl 
bleibt die Hoffnung, daß eines Tages der Ge- 
danke des Nationalismus im Rahmen einer 
übernationalen jordanisch-palästinensisch- 
israelischen Konföderation beiderseits des 
Jordan überwunden wird. 


GIDEON BOTSCH 
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Die kanadische Korvette »Joshua Wedgewood« mit 
1.300 europäischen Flüchtlingen an Bord 

3 Die Freude der Befreiung. 

4 Flüchtlingsschiff 

5 Kibbutz, 1948 

6 Reisebüro in der Meinekestraße, Berlin, 1939 

7 Flüchtlingsschiff in Haifa, 1947 

8 Feiern auf der Straße zur Gründung des Staates Israel. 
9 Pause an der Bricha-Route, 1946 


10 Flüchtlingsschiff » Theodor Herzl« mit Transparent: 


»Die 


Zuhause zerstört. Zerstört nicht unsere Hoffnung!«, 1947 


Deutschen haben unsere Familien und unser 

ıı Jüdische Überlebende überqueren illegal Grenzen, um 
nach Palästina zu gelangen. 

ı2 Bewaffnete Landarbeiter, 1956 

13 »Wir haben Hitler überlebt, der Tod ist nichts fremdes 
für uns. Nichts kann uns von unserer israelischen Hei- 
mat fernhalten. Wenn Ihr auf dieses unbewaffnete Schiff 
schießt, klebt Blut an Euren Händen.« 

1.4 Bewaffnete jüdische Siedler in ihrer neuen Heimat 
Palästina um 1910 

15 Das stark beschädigte Einwandererschift »Exodus« in 
Haifa, 1948 
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Mexiko: Die Zapatistas konzentrieren sich im sechsten Jahr ihres Aufstandes auf die Forderung 
nach Anerkennung indianischer Rechte und Autonomie 


Zum bewaffneten Marsch auf die Haupt- 
stadt um die Regierung zu stürzen, rief die 
erste EZLN-Erklärung Anfang Januar 1994 
die mexikanische Bevölkerung auf. Im März 
1999 sind die Zapatistas in der Hauptstadt 
angekommen. Allerdings mit einer unbe- 
waffneten Delegation von 5.000 EZLN-Dele- 
gierten, die das ganze Land bereisten, um 
der Forderung nach Umsetzung eines Ge- 
setzentwurfs über indianische Rechte und 
Kultur mit einer Volksbefragung Nachdruck 
zu verleihen. Das Auftreten und die politi- 
schen Schwerpunkte der EZLN haben sich 
in den letzten Jahren nach zahlreichen fehl- 
geschlagenen Versuchen, eine mexikoweite 
Dynamik auszulösen, verändert. Heute steht 
die Demokratisierung des Landes durch eine 
breite Selbstorganisierung von unten und 
damit verbunden der Kampf gegen die neo- 
liberale Politik im Zentrum des zapatisti- 
schen Diskurses. Da sich die indianischen 
Organisationen im Verlauf der letzten Jahre 
als einzig verläßliche breite politische Kraft 
für die EZLN herausgeschält haben, ist die 
anfängliche Orientierung der Zapatistas, mit 
allgemeinpolitischen Forderungen das Bünd- 
nis mit den heterogenen Kräften der linken 
Oppositon aus Stadt und Land zu suchen, in 
den Hintergrund getreten. Die zentrale For- 
derung lautet heute »Autonomie« für die 
über zwölf Millionen MexikanerInnen, die 
sich selbst als indianisch bezeichnen. 


ist nämlich, wie Gilberto Löpez Rivas (ein 
mexikanischer Sozialforscher, der den Zapa- 
tistas als Berater zur Seite stand) schreibt, 
komplett unfähig, die ihm anhaftenden fol- 
genden Widersprüche zu überwinden: »a) 
Die patriarchale Ideologie, den Rassismus, die 
tiefgreifenden Ungleichheiten und die soziale 
Polarisierung, den Verlust der realen Ausü- 
bung der Souveränität aufgrund der unter- 
geordneten Positionierung des Landes auf 
internationaler Ebene; b) die tiefgreifende 
Konfrontation zwischen Bevölkerung und 
Regierung und der wachsende Hegemoniever- 
lust, was den zunehmenden Rückgriff auf 
Gewalt zur Machterhaltung mit sich bringt; c) 
Die Unfähigkeit, die notwendigen Transfor- 
mationen vorzunehmen, um einen friedlichen 
Übergang zu einem wirklich demokratischen 
System zu vollziehen und die Entwicklung 
eines neuen Nationenprojektes zu ermög- 
lichen, das das Überleben Mexikos als plura- 
listische, unabhängige und souveräne Entität 
garantiert sowie die wirtschaftliche Ausrich- 
tung zu verändern, die das aktuelle nationale 
Desaster provoziert hat.«' Dagegen sollen 
»die indianischen Autonomien und die Her- 
ausbildung eines indianischen politischen und 
gesellschaftlichen Subjekts die Alternative der 
Befreiung’ von korporativen Strukturen des 
Staatsparteiensystems und der Fürsorgepolitik 
des offiziellen Indigenismus« darstellen. 

Mit ihrer Autonomie-Forderung berufen 
sich die Zapatistas auf die Konvention 169 


die »Gemeinschaft« gekoppelt. Die Autono- 
mie wird als Ausdruck des Rechtes auf »freie 
Selbstbestimmung« verstanden. Autonomie 
ist demnach »eine Befugnis und ein univer- 
selles Recht aller Männer und Frauen sich 
selbst als Teil einer Geschichte, mit einer Ver- 
gangenheit und definierten Bestrebungen 
anzuerkennen, was natürlich auch mit philo- 
sophischen Konzeptionen bezüglich des Lebens 
und der Welt zu tun hat«‘. Wichtig ist, daß es 
sich hierbei nicht um ein rückwärtsgewand- 
tes Projekt der Traditionspflege oder Folk- 
lore handelt. Aus der vergangenen Erfah- 
rung, aktuellen Situation, den gesprochenen 
Sprachen und dem bewohntem Land soll 
ein Projekt für die Zukunft aufgebaut wer- 
den. 

Hier liegt auch die Wurzel des Konflikts, 
da eine solche Definition natürlich auch das 
volle Recht umfaßt, eigene gesellschaftliche 
Organisationsformen inklusive der entspre- 
chenden Vertretungs- und Entscheidungs- 
mechanismen herauszubilden und daß die 
eigenen Normen ihre Entsprechung in 
Justiz, Eigentumsfragen und -formen, Erzie- 
hung, Gesundheit, Ökonomie und »Ent- 
wicklung« finden. Dies ist mit dem hegemo- 
nialen — und damit homogenisierenden - 
Anspruch eines modernen Staatsverständ- 
nisses unvereinbar. Das Verständnis einer 
bürgerlichen Gesellschaft fußt auf der Vor- 
stellung der Unzertrennlichkeit der Katego- 
rıen Nationalstaat / Territorium und univer- 


Zapatistische Autonomiekonzeption 
Die Debatte um die Autonomie geht mittler- 
weile weit über die EZLN hinaus und hat 
nahezu alle Indigena-Organisationen erfaßt. 
Die Zapatistas fungierten hierbei als Kataly- 
sator und Orientierungspunkt. 

Die progressiven indigenen Organisa- 
tionen und die EZLN stellen mit ihrer Auto- 
nomiekonzeption das mexikanische National- 


staatsmodell grundsätzlich in Frage. Dieses 


der ILO 


Labor) über »indigene Bevölkerung in unab- 


(International Organization of 
häangigen Staaten«, ein internationales Ab- 
kommen, das die mexikanische Regierung 
1991 unterschrieben hat. Darin wird das un- 
veräußerliche Recht der Mitglieder einer 
Gemeinschaft festgehalten, sich selbst als 
Zugehörige eines »indigenen Volkes« zu defi- 
nieren. Dieses Recht entsteht ausschließlich 


aus der Selbstzuschreibung und ist eng an 


selles Normsystem. Die parallelle Existenz 
verschiedener Normsysteme in einem Terri- 
torıum bei gleichzeitiger Selbstzuordnung 
zu den Normsystemen beifst sich mit dem 


Allmachtsanspruch des modernen Staates. 


»Indianische Rechte« 
Um der Autonomie eine konkrete Form zu 
geben, bedarf es — aufßser der politischen 


Bewegung zu ihrer Durchsetzung — auch 
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einer entsprechenden juristische Veranke- 
rung. Einerseits in der Verfassung und ande- 
rerseits als konkrete gesetzliche Grundlage 
für die Autonomie. Die Bereiche und Kom- 
petenzen müssen so genau wie möglich fest- 
gelegt werden, um die Entstehung weiterer 
Konflikte zu vermeiden. Seitens der EZLN 
wurde daher im Februar 1996 das »Abkorn- 
men von San Andres über indianische Rechte 
und Kultur« mit der Regierung und unter 
Beteiligung anderer indianischer Organisa- 
tionen ausgehandelt und unterzeichnet. An 
indianischen 
Gemeinden explizit ein »Recht auf Selbstbe- 


dem Abkommen, das den 


stimmung« zuspricht, lassen sich gut die 
Grundzüge der Autonomiekonzeption der 
EZLN deutlich machen. 

Die dort vereinbarten notwendigen Ver- 
änderungen der Verfassung betreffen zum 
einen die Anerkennung der »indigenen Völ- 
ker« als Rechtssubjekte und zum anderen 
die Anerkennung kollektiver Rechte. 

Die Anerkennung der »indigenen Völ- 
ker« als Rechtssubjekte drückt sich in der 
Forderung an den mexikanischen Staat sei- 
tens der indigenen Organisationen aus, auß- 
er individuellen Rechtssubjekten auch kol- 
lektive Rechtssubjekte — die »indigenen 
Völker« — anzuerkennen. Dies wird als ent- 
scheidend bezeichnet, da die Existenz der 
indigenen Völker historisch von offizieller 


Seite geleugnet bzw. nur im Rahmen land- 
wirtschaftlicher Rechte (die Existenz der 


Dabei ist das nicht statische Verständnis von 
Kultur und sozialen Organisationsformen 
zentral, weswegen »auch gesagt werden muß, 
das diese Institutionen [gemeint sind die spe- 
zifischen Formen, in denen die indigenen 
Völker ihr gesellschaftliches Leben organi- 
sieren] nicht notwendigerweise vollständig 
erhalten bleiben müssen, da die Zeit und die 
äußeren Einflüsse sie verändern oder ver- 
schwinden lassen und daher gefordert wird, 
sie dort anzuerkennen, wo sie existieren, auch 
wenn sie sich verändert haben, und daß sie 
dort, wo sie nicht mehr existieren, logischer- 
weise auch nicht mehr anerkannt werden 
können«‘. 

Aus der Anerkennung der »indigenen 
Völker« als Rechtssubjekte folgt dann die 
Anerkennung der kollektiven Rechte. Dabei 
geht es nicht um weiterreichende individuel- 
le Rechte - diese sollten, so die Position der 
im Nationalen Indigena Kongreß (CNI) 
zusammengeschlossenen indianischen Or- 
ganisationen, die bei der Erarbeitung der 
Forderung nach »indianischen Rechten« be- 
teiligt waren, für alle Menschen (auch nicht- 
Mexikaner!) auf dem gesamten Territorium 
des mexikanischen Staates gleich sein. »Kol- 
lektive Rechte sind der Rahmen, in dem die 
individuellen Rechte anders ausgeübt wer- 
den.«® Hannah Arendt bezeichnet diese kol- 
lektiven Rechte als »Menschenrechte der drit- 
ten Generation«. Gemäß ihrer Analyse waren 
die Menschenrechte in ihrer »ersten Genera- 


nicht von Individuen, sondern eben von 
Gruppen bzw. »Kollektiven« in Anspruch 
genommen werden, und einen wichtigen Be- 
zug in den Kämpfen vieler unterprivilegier- 
ter Gruppen darstellen.’ 

Daher wird auch betont, daß es bei der 
Autonomie nicht um eine Trennung vom 
mexikanischen Staat geht, denn »die Autono- 
mie beinhaltet die Zugehörigkeit zu einem 
anderen Subjekt, welches bestimmte Befugnis- 
se der autonomen Entität anerkennt, wodurch 
die Macht dezentralisiert wird. Die Souverä- 
nität hingegen beinhaltet die Unabhängigkeit 
von jedweden anderen Regierungsorganen 
und darüber hinaus die Nichtanerkennung 
einer Macht, die höher ıst als jene, die die 
Souveränität ausübt«.* 

Demnach ergeben sich aus der Autono- 
mie: 

« Politische Rechte, gemäß derer die 
Gemeinschaften »ihre interne Regierung so 
organisieren können, wie sie es entscheiden 
und mittels ihrer eigenen Mechanismen an 
den Organen nationaler Repräsentanz_ teil- 
nehmen können«.’ Dabei geht es jedoch nicht 
um die Festschreibung eventueller anti- 
emanzipatorischer »Traditionen«, wie etwa 
patriarchaler Muster, weswegen das Abkom- 
men von San Andres explizit darauf hin- 
weist, daß »die gleichberechtigte Beteiligung 
der Frauen garantiert werden muß«. Darüber 
hinaus »haben alle Gemeinschaften als Enti- 
täten des öffentlichen Rechts und die Land- 


»ejidos«') oder kultureller Rechte (z.B. die 
Existenz bestimmter Riten) anerkannt wur- 
de. Daraus resultierende andere soziale 
Örganisationsformen — die älter sind als be- 
stehende — wurden jedoch nicht anerkannt. 
So finden bestimmte Wirtschaftsformen oder 
auch Familienverhältnisse (z.B., daf$ Paten- 
kinder als Teil der Familie des Paten und 
umgekehrt betrachtet werden) keine Ent- 


sprechung in der offiziellen Gesetzgebung. 
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tion« zusätzliche Gesetze, eine Art Ausnah- 
merechte für jene, die nichts besseres hatten, 
auf das sie sich stützen konnten. Danach 
entstanden die »Rechte der zweiten Genera- 
tion« aus den Forderungen der Unterprivile- 
gierten, am Wohlstand beteiligt zu werden. 
In diesen beiden Formen ist das Individuum 
das anspruchsberechtigte Subjekt. Bei den 
»Rechten der Dritten Generation« handelt es 
sich hingegen um kollektive Rechte, die 


kreise, die ihre Zugehörigkeit zu einem indige- 
nen Volk bestimmen, die Befugnis, sich frei zu 
vereinigen, um ihr Vorgehen zu koordinieren«, 
während sie auch die Kompetenzen und 
Gelder für die autonom gestalteten Bereiche 
von der Zentralmacht übertragen bekom- 
men. Auch die Neuordnung der Landkreise 
— nach Absprache und Befragung der ansäs- 
sigen Bevölkerung — wird als Option festge- 
halten. Die Beschränkung durch die nach 


wie vor bestehenden nationalstaatlichen 
Grenzen und das existierende territoriale 
Souveränitätsverständnis wird hier aus- 
drücklich als (bedauernswerte) Einschrän- 
kung wahrgenommen (die Gemeinsamkei- 
ten mit der guatemaltekischen Bevölkerung 
südlich der Grenze sind gewiß größer als 
jene mit der mexikanischen in Monterrey, 
doch der Schritt in die Realpolitik führt zu 
der 
Regierung und ihrem nationalstaatlich-ter- 


ritorialen Machtradius). 


Verhandlungen mit mexikanischen 


- Ökonomische Rechte, bezüglich der 
»Formen, ın denen sich die Indigenas für die 
Produktion organisieren und vor allem bezüg- 
lich der natürlichen Ressourcen und ihres Ver- 
hältnisses zu diesen.«'' Im Vertragstext heißt 
es dazu, daß die indigenen Gemeinschaften 
das Recht haben, in kollektiver Weise über 
die natürlichen Ressourcen des von ihnen 
bewohnten bzw. genutzten Landes zu verfü- 
gen. 

« Das Recht auf eigene Rechtsprechung 
und faire Behandlung. D.h. einerseits die 
Möglichkeit (im Einklang mit der mexikani- 
schen Verfassung und Respektierung indivi- 
dueller Garantien, Menschenrechte und der 
Würde sowie Integrität der Frauen), eigene, 
für die Mitglieder der Gemeinschaft binden- 
de, Rechtsnormen aufzustellen, und gemäß 
dieser auch zu richten, sowie das Recht für 
indianische Gefangene auf Dolmetscher und 


mit ihrer Kultur vertraute Verteidiger. Im 


lich die Grundbesitzer, Viehzüchter, Polizi- 
sten, Anhänger der Staatspartei PRI usw. 
und ist rassistisch. Den Indigenas stehen kei- 
ne Dolmetscher zur Verfügung und die 
Angeklagten haben fast nie einen Verteidi- 
ger, wodurch allein in Chiapas etwa 500-600 
indianische Gefangene existieren, von denen 
der Großteil nicht einmal weiß, warum er 
inhaftiert wurde. Doch den meisten indiani- 
schen Gemeinden ist auch der Sinn des herr- 
schenden Justiz- und Strafsystems nicht klar, 
für sie »ist es ein koloniales Erbe: es straft 
nicht das Delikt, sondern erniedrigt den 
Besiegten.«'' In den indianischen Gemeinden 
existiert ein anderes Normen- und Rechts- 
verständnis — teilweise ist es historisch so 
gewachsen, teilweise hat es sich im kollek- 
tiven Politisierungs- und Organisierungs- 
prozeß der letzten Jahre und Jahrzehnte 
herausgebildet. Ein solcher »Kodex« ist in- 
nerhalb der EZLN-Strukturen von den 
Gemeinden erarbeitet und beschlossen wor- 
den und wird — wo es die Umstände und 
Mehrheitsverhältnisse erlauben — auch ange- 
wandt. Diese »alternative Justiz« sucht nicht 
so sehr die physische Bestrafung durch Frei- 
heitsentzug als vielmehr die moralische 
Sanktionierung sowie die »harmonische Wie- 
derzusammenführung« der Gemeinschaft da- 
nach." 

- kulturelle Rechte, d.h. das Recht, »ihre 
Sprachen, Kenntnisse und alle Elemente, die 
ihre Kultur und Identität bilden zu erhalten 


sondern um eine interkulturelle Erziehung, 
die den spezifischen Erfahrungen der Indi- 
genas Rechnung trägt. 

Angesichts der hohen Anzahl von Miı- 
grantInnen aus den indianischen Gemein- 
den kommt die Forderung nach staatlichen 
Programmen zum Schutz der MigrantInnen 
hinzu. In Absprache mit VertreterInnen in- 
dianischer Gemeinden sollen sowohl die 
Umstände hergestellt werden, daß die Mi- 
grantInnen, die es wünschen, ın ihre Ge- 
meinden zurückkehren können, als auch die 
Respektierung der Rechte — im In- wie Aus- 
land — jener garantiert werden, die nicht 
zurückkehren können oder wollen. 


Frauen 
Der Anteil der Frauen am Kampf der Zapa- 
tistas ist groß, sie tragen den Widerstand in 
den Gemeinden und der Anteil von Tzotzil-, 
Tzeltal- und Tojolabalfrauen in den Reihen 
der zapatistischen Armee wird auf etwa 30% 
geschätzt. Doch dies sagt natürlich nichts 
über ihre tatsächlich Position, über eine 
Unter- 
drückungsverhältnisse oder die spezifische 


Thematisierung _ patriarchaler 
Situation der Frau aus. Dafür reicht es, einen 
Blick auf viele andere Guerillabewegungen 
zu werfen, in denen sich der hohe Frauenan- 
teil aufgrund bestimmter Strukturen nie 
politisch materialisierte (oder Positionen 
entsprechend schnell wieder zurückgedrängt 
wurden). 


Bereich der Justiz bestehen von Seiten der 
indianischen Gemeinden auch konkrete Er- 
fahrungen. Allerdings bleibt diese gelebte 
Autonomie auf kleine, durch die Behörden 
und offiziellen Mandatsträger nicht kontrol- 
lierbare und meist marginale Gemeinden be- 
schränkt. Die meisten (wenn nicht alle) india- 
nischen Gemeinden haben bereits nur 
schlechte Erfahrungen mit dem offiziellen 


Rechtssystem gemacht. Dieses schützt natür- 


und zu bereichern« sowie »ihre eigenen Kom- 
munikationsmedien zu erhalten, betreiben 
und verwalten«. Und das Recht, im Bereich 
der Erziehung die Lehrinhalte der Schulen — 
in Absprache mit den staatlichen oder regio- 
nalen Behörden — unter Berücksichtigung 
der lokalen Bedürfnisse und des spezifischen 
sozio-kulturellen Kontextes zu gestalten. 
Dabei geht es nicht um eine Ablehnung der 


Moderne, wie manche Kritiker unterstellen, 


EZLN 
Gemeinden haben Frauen hingegen politi- 


Innerhalb der sowie ın den 
sche, ökonomische, soziale und kulturelle 
Räume erobert und Positionen durchgesetzt 
(z.B. das Alkoholverbot). Dabei ist die EZLN 
sicher keine Vorreiterorganisation in Sachen 
antipatriarchaler Kampf, und die Realität 
unterscheidet sich häufig von den Schriften 
und Absichtserklärungen. Dennoch kann 


festgestellt werden, daß ein gesellschaftlicher 
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Prozeß in Gang gekommen ist, der patriar- 
chale Herrschaftsverhältnisse in Frage stellt 
und aufzuheben versucht. So haben Frauen- 
organisationen und feministische Organisa- 
tionen sowohl bei den Verhandlungen um 
das Abkommen von San Andres wie auch in 
den von der EZLN erkämpften politischen 
Räumen Präsenz gezeigt. Bei den Verhand- 
lungen in San Andres wurde auch gegen den 
Willen der Regierung ein Forum zu »Rechte 
der Indigena-Frauen« eingerichtet und in 
allen Foren wurden die Themen auch vom 
geschlechtsspezifischen Standpunkt aus an- 
gegangen. 

Bereits im Vorfeld des zapatistischen Auf- 
standes hatten sich Frauen eigenständig 
organisiert und am 8. März 1993 eine »neo- 
zapatistische Revolution« vollzogen. In den 
Gemeinden wurde ein Dokument verlesen, 
das als das »revolutionäre Frauengesetz« be- 
kannt ist. Darin heißt es: »Wir wollen nicht 
dazu gezwungen werden, jemanden zu heira- 
ten, den wir nicht wollen. Wir wollen nur die 
Kinder haben, die wir uns wünschen und die 
wir pflegen können. Wir wollen das Recht auf 
Ämter in den Gemeinden. Wir wollen das 
Recht zu Reden und daß unser Wort respek- 
tiert wird. Wir wollen das Recht, uns zu bilden 
und auch Fahrerinnen zu sein.«" 
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IWA (International Workers Aid) ist eine 

der wenigen linken Organisationen, 

die seit Beginn des Kriegs in Ex-Jugoslawien 
kontinuierlich Solidaritätsarbeit mit 


nicht-nationalistischen Gruppen vor allem 


in Bosnien-Herzegovina leisten. 


Hauptsächlich konzentriert sich die Arbeit 
von IWA auf die Unterstützung 
gewerkschaftlicher Organisationen in Tuzla, 
einer Stadt in Zentralbosnien, in der 

nach wie vor Menschen unterschiedlicher 


»ethnischer Herkunft« zusammenleben. 


Ein Gespräch zwischen dna, BK 
(Arranca!-Redaktion) und Mattias Käks 
von International Workers Aid (IWA) Ber- 


lin zum Krieg in Jugoslawien. 


Arranca!: Der Konflikt um das Kosovo ist 
eine weitere Etappe des Auseinanderbrechens 
der ehemaligen Jugoslawischen Bundesrepu- 
blik, das 1991 mit der Sezession Sloweniens 
und Kroatiens begann. Was sind aus Deiner 
Perspektive die Ursachen für den Zerfall? 
Mattias: Es gibt verschiedene Faktoren. 
Eine der offensichtlichen Ursachen ist der 
neue serbische Nationalismus, der 1986 ein- 
setzte. Damals wurde von der Serbischen 
Akademie der Wissenschaften ein Memoran- 
dum ausgearbeitet. In ihm werden die Serben 
als ewige »Verlierer der Geschichte« darge- 
stellt und gleichzeitig Groß- 
machtsträume formuliert. Das Memoran- 


serbische 


dum wurde zwar offiziell von der Serbischen 
Kommunistischen Liga verurteilt, jedoch 
ohne Genehmigung veröffentlicht. Als im Mai 
1986 Slobodan Milosevic Parteivorsitzender 
wurde, nahm er die Ideen des Memoran- 
dums auf und setzte sie in Politik um. Eine 
Pressekampagne gegen den angeblichen »Ge- 
nozid am serbischen Volk« im Kosovo folgte. 
1987 wurde Milosevic dann serbischer Pre- 
mier und setzte die aggressive Kampagne 
gegen die Kosovo-Albaner fort. Am 28. Juni 
1989 mobilisierte er eine Million Serben zu 
einer Massendemonstration zum 600. Jah- 
restag der Schlacht auf dem Amselfeld in das 
Kosovo. Hier wurde der Anspruch der Ser- 
ben auf das Kosovo beschworen. Im Juni 
1990 enthob das serbische Parlament dann 
die Regierung des Kosovo ihres Amtes und 


löste das Parlament auf. Es wurde — wie es 
kosovo-albanische Intellektuelle, aber auch 
serbische Oppositionelle formulieren - eine 
Art »Apartheidsystem« im Kosovo eingeführt, 
das die albanische Bevölkerungsmehrheit dis- 
kriminierte. Der serbische Nationalismus 
blockierte auch die föderalen Institutionen 
auf gesamtjugoslawischer Ebene, was die 
Sezessionsbestrebungen der nördlichen Teil- 
republiken Kroatien und Slowenien bewirkte. 


a I 
Schwerpunkt 


Arranca!: Der großserbische Nationalis- 
mus scheint mir auch ein wichtiges eskalie- 
rendes Element für den Zerfall Jugoslawiens 
zu sein, aber es gibt sicher noch andere 
Gründe. Ich denke dabei hauptsächlich dar- 
an, daß sich nach 1989 in Kroatien und Slo- 
wenien ein Separatismus durchgesetzt hat, 
dessen Hintergrund wirtschaftliche Interes- 
sen waren. Die Eliten und weite Teile der Be- 
völkerung dieser beiden wirtschaftlich stärk- 
sten jugoslawischen Republiken erblickten 
nach dem Zusammenbruch des Realsozia- 
lismus in der Integration in den westeuro- 
päischen Raum eine Chance zur weiteren 
wirtschaftlichen Entwicklung. Sie wollten den 
armen Süden und Serbien loswerden. Dabei 
mag auch die Hoffnung auf Demokratisie- 
rung eine Rolle gespielt haben, natürlich 
nicht bei den Eliten, sondern bei der Bevölke- 
rung, die genug hatte von einem politischen 
Regime, das auch in Jugoslawien wenig de- 
mokratische Räume bot, obwohl die Situation 
in dieser Hinsicht hier immer besser gewe- 
sen war als in den meisten realsozialistischen 
Staaten. 

Der Wunsch nach Sezession, der sich in 
den Wahlen im Frühjahr ı990 in Kroatien 
und Slowenien deutlich ausdrückte, stieß bei 
der serbischen Elite auch auf strikte Ableh- 
nung. Schießlich bedeutete er die Schwäch- 
ung ihrer Machtposition und der wirtschaft- 
lichen Möglichkeiten Serbiens. Die serbische 
Führung konnte in diesem Moment geschickt 
die nationalistischen Gefühle und durchaus 
legitimen historischen‘ Ängste‘, ‘der PTaiselien 
Bevölkerung bedienen. 


Einige ee Stäaten) > vor- 
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wenien in-ihter. Politik der Sezession, was 


den Zerfallsprozeß nätürlich beschleunigte. 


Die BRD erkannte Slowenien und Kroatien 
am 23. Dezember 1991 völkerrechtlich an, die 
anderen Länder der EG folgten nur zögerlich 
und mit Bedenken im Januar 1992. Die USA 
vollzog diesen Schritt sogar erst im April 1992. 

Mattias: Das Argument, daß Deutsch- 
land mit seiner Anerkennungspolitik verant- 
wortlich sei für den Zerfall Jugoslawiens, 
hört man bei deutschen Linken ständig. Es 
mag sein, daß dies eine Rolle gespielt hat, 
aber es war sicher nicht die alleinige Ursache. 
In Slowenien und Kroatien gab es bereits 
Kämpfe zwischen der serbisch dominierten 
Bundesarmee und slowenischen bzw. kroati- 
schen Einheiten, als die beiden Teilrepu- 
bliken noch von keinem anderen Staat an- 


nalistische Karte als 


erkannt waren. Vukovar z.B. war damals 
schon zerstört, die kroatische Bevölkerung 
vertrieben oder getötet. Und im Fall von Bos- 
nien-Herzegovina war es so, daß die Unab- 
hängigkeitserklärung den Krieg ausgelöst hat 
und nicht die Anerkennung dieser Erklärung 
durch Dritte. 

Arranca!: Ich würde die These aufstellen, 
daß ein zentraler Hintergrund des Zerfalls 
Jugoslawiens ist, daß der »jugoslawische Weg« 
des Sozialismus seit Anfang der 8oer Jahre in 
eine sehr tiefe wirtschaftliche Krise geraten 
war. Ähnlich wie in anderen Staaten des 
»sozialistischen Wirtschaftsraums« blockier- 
ten Bürokratie und Fehlplanung die wirt- 
schaftliche Entwicklung. Dazu kam, daß Ju- 
goslawien ja auch teilweise schon damals in 
den kapitalistischen Wirtschaftsraum inte- 
griert war, der Mitte der 70er Jahren in eine 
weltwirtschaftliche Krise eintrat. Nach Titos 
Tod 1980 wurde öffentlich bekannt, daß Ju- 
goslawien sehr hoch verschuldet war. Ein 
unter IWF-Kontrolle aufgelegter Sparplan 
verschärfte dann die soziale Ungleichheit 
und auch die Ungleichheit zwischen den 
Regionen, die sich wirtschaftlich und sozial 
schnell Damals 
kam es zu großen Streikwellen und einem 
drastischen Rückgang des Lebensstandards. 
Die Unruhen in den verschiedenen Regionen 


auseinanderentwickelten. 


hatten vor allem einen sozialen Hinter- 
grund, der sich dann aber mit nationalisti- 
schen Forderungen verband. Die regionalen 
Parteieliten des Bund der Kommunisten 
Jugoslawiens (BdKJ) griffen den Natio- 
nalismus auf Bud beschuldigten jeweils die 
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sammenbruch des elicie) en 
die politische Legitimität des sozialist sch 
Wegs endgültig weggebrochen schi w s 
die regionalen Eliten nur noch 4 a l n 
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Mattias: Aber das hätte noch nicht unbe- 
dingt zum Krieg führen müssen. Es gab da- 
mals auch Diskussionen über eine Balkan- 
konföderation ohne gemeinsame staatliche 
Strukturen. Die Modelle, die diskutiert wur- 
den, sahen in etwa so aus wie das der GUS, 
die nach dem Auseinanderbrechen der Sow- 
Das wäre eine 
Möglichkeit für Serbien, Kroatien und Bos- 


jetunion entstanden war. 


nien-Herzegovina gewesen. Aber das ist mei- 


nes Erachtens an einem nur noch als patho- 
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logisch zu bezeichnenden Nationalismus von 
serbischer aber auch kroatischer Seite ge- 
scheitert. 

Arranca!: Vor diesem Hintergrund er- 
scheint mir die Politik des Westens noch ab- 
surder. Wenn man sich die serbische Ge- 
schichte anschaut, wird deutlich, daß sich 
der serbische Nationalismus immer aus Nie- 
derlagen gespeist hat. Gerade am Beispiel 
Kosovo wird das deutlich. Aus der Nieder- 
lage gegen das Osmanische Reich vor über 
600 Jahren konstruieren die serbischen Na- 
tionalisten einen Mythos, der das Kosovo als 
Wiege der serbischen Nation betrachtet, die 
mit dem Einsatz des »Herzblutes« verteidigt 
werden müsse. Andererseits — ohne das 
gleichsetzen zu wollen — ist auch die Zer- 
störung Belgrads durch die deutsche Luft- 
waffe 1941 ein identitätsstiftendes Moment 
von großer Bedeutung. Deshalb ist mir völlig 
schleierhaft, wie behauptet werden kann, 
durch die Zufügung von militärischen 
Niederlagen den serbischen Nationalismus 
schwächen zu können. Natürlich ist das Ge- 
genteil der Fall. Aber vielleicht ist das ja auch 
gewollt. Mir erscheint es wichtig, noch ein- 
mal auf die Bedeutung der Intervention von 
außen für den Zerfallsprozeß hinzuweisen. 
Letztlich war es doch so, daß jeder Schritt in 
Richtung einer nationalen oder ethnischen 
Aufspaltung vom Westen unterstützt wurde. 
Das fängt — wie gesagt — bei der Anerken- 
nungspolitik an und hört bei der Verteilung 


bruch nicht mehr, sondern nur noch Serben, 
Kroaten, bosnische Muslime oder Albaner. 
Dabei verstand sich ja ein großer Teil der 
Bevölkerung des alten Jugoslawien bis An- 
fang der goer Jahre nur als Jugoslawen. Viele 
Familien waren »gemischt« und religiöse 
oder nationale Zugehörigkeiten spielten für 
den Alltag des Einzelnen einfach keine Rolle. 

Es gab im ehemaligen Jugoslawien seit 
der Gründung nach dem Zweiten Weltkrieg 
immer viele und teilweise sehr starke Oppo- 
sitionsbewegungen gegen das vom Bdk]J ge- 
führte System. Diese Opposition war lange 
Zeit keineswegs hauptsächlich nationalistisch, 
sondern stellte vielmehr völlig legitime de- 
mokratische und soziale Forderungen auf. 
Auch im Kosovo hatte der Protest Anfang 
der 8oer Jahre hauptsächlich soziale Forde- 
rungen zum Inhalt, wenngleich auch der 
Republikstatus gefordert wurde. Es war aber 
keine rein nationalistische und schon gar 
keine sezessionistische Bewegung. Tatsache 
ist jedenfalls, daß keine dieser Bewegungen 
von außen unterstützt wurden. Erst wenn 
sich eine Bewegung als klar nationalistisch 
erklärte, wurde sie von außen unterstützt. 
Das ist eigentlich selbstverständlich, denn der 
Westen hatte ja auch kein Interesse an der 
Unterstützung sozialen Massenmobilisie- 
rungen mit dem Ziel der Demokratisierung 
des Sozialismus. Das wäre die Aufgabe der 
Linken gewesen. 

Mattias: Als wir mit unserer Solidaritäts- 


einen »Bürgerkrieg«, sondern eher um einen 
Angriffskrieg der serbisch dominierten Bun- 
desarmee handelte. Wir haben allerdings 
klar gesagt, daß wir auch nicht die Regie- 
rung von Bosnien-Herzegovina unter Alija 
Izetbegovic unterstützen wollten, weil diese 
auf eine andere Art nationalistisch war. Wir 
haben einfach gesagt, daß wir es wie in unse- 
ren Ländern machen: Wir wollten mit Leu- 
ten zusammenarbeiten, die uns politisch 
nahe stehen und eben keine Nationalisten 
sind, und wir wollten Projekte aufbauen, die 
von den Betroffenen ausgingen. Zu diesem 
Zeitpunkt gab es einen Aufruf aus England, 
einen Konvoi nach Tuzla in Bosnien-Herze- 
govina zu starten. Dort hatte sich eine Art 
»multiethnische« Insel gebildet, die sich den 
Nationalismen entzog. Die Serben wohnten 
immer noch gemeinsam mit muslimischen 
Bosniern und Kroaten in Tuzla. Sie haben 
auch zusammen gekämpft. Das 2. Armee- 
korps der bosnischen Armee hatte auch eine 
serbische Einheit, die gemeinsam mit Bos- 
niern und Kroaten gegen die von serbischen 
Nationalisten geführte jugoslawische Volks- 
armee gekämpft haben. Diese Einheit wurde 
bewußt gegründet, um zu zeigen, daß auch 
Serben gegen die Tschetniks kämpften. Der 
Bürgermeister von Tuzla war ein Sozialde- 
mokrat, der sich stark für das multiethnische 
Zusammenleben einsetzte. 

Ein weiterer Hintergrund war, daß die 


Bergarbeiter aus Tuzla Anfang der 8oer Jahre 


von Hilfeleistungen an Kriegsopfer auf. Nur 
wenn man sich klar einer »nationalen Grup- 
pe« zuordnete, konnte man auch Unterstüt- 
zung von außen erwarten. Wenn man sich 
aber nicht einer »Nationalität« oder »Ethnie« 
zuordnen wollte, wurde man von außen 
auch nicht unterstützt. 

Auch die gesamte Berichterstattung in 
den Medien machte sich die Zuordnungen 


zu eigen. Jugoslawen gab es mit Kriegsaus- 
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arbeit zu Jugoslawien anfıngen, war uns die 
politische Situation nicht richtig klar. Ich per- 
sönlich hatte zum Beispiel fast keine Ahnung 
von den Zusammenhängen und wußte nur, 
daf$ es in Schweden, wo ich damals wohnte, 
eine Menge Pizzerien gab, die von Jugosla- 
wen betrieben wurden. Wir haben dann mit 
Diskussionen angefangen und nach Kriegs- 
beginn in Bosnien-Herzegovina im April 1992 


wurde uns schnell klar, daß$ es sich nicht um 


einen Tageslohn pro Monat an die damals 
über ein Jahr lang streikenden britischen 
Bergarbeiter gespendet hatten. Die Leute 
von der englischen Bergarbeitergewerkschaft 
meinten, daß jetzt der Zeitpunkt gekommen 
wäre, um das Geld zurückzuzahlen. So kam 
ein LKW-Konvoi aus England mit der Unter- 
stützung von Leuten aus Schweden, Däne- 
mark, Frankreich, Deutschland und Belgien 
zustande. Wir brachten erhebliche Mengen 
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Hilfesgüter in die belagerte Stadt. Seitdem 
haben wir zusammen mit der Bergarbeiter- 
gewerkschaft aus Tuzla und anderen Organi- 
sationen eine Reihe von Solidaritätsprojek- 
ten aufgebaut. Dabei sind wir nie eine 
engere Beziehung zu Regierungsorganen in 
Bosnien-Herzegovina eingegangen, sondern 
immer auf der Basisebene geblieben. 
Arrancal: Wie habt Ihr vor Ort vermittelt, 
worum es Euch bei Euren Aktionen ging? 
Mattias: Als wir den ersten Konvoi nach 
Tuzla gefahren haben, war die Stadt mili- 
tärisch belagert. Im Osten und Westen stand 
die jugoslawische Bundesarmee, im Norden 
und Süden hatte gerade der bosnisch-kroati- 
sche Krieg angefangen. Die Stadt war von 
allen Seiten umzingelt. Unser Konvoi war der 
erste, der sich nach Tuzla durchschlagen 
konnte, abgesehen von ein paar schwedischen 
UN-Soldaten. Als wir ankamen, betonten 
wir ausdrücklich, warum wir gekommen 
waren. Wir erklärten, daß wir Tuzla unter- 
stützen wollten, weil es sich der nationalis- 
tischen Dynamik entzog und hier Menschen 
aller Nationalitäten zusammenleben konn- 
ten. Wir haben Vertreter der jüdischen Ge- 
meinde, der Serben in der bosnischen Ar- 
mee, Gewerkschaftsvertreter, die Frauenliga 
und den Bürgermeister getroffen. Damals 
sind 40 bis 50 Granaten pro Tag auf Tuzla 
abgefeuert worden und in der Stadt explo- 
diert. Aber die Leute haben nicht gesagt, 
daß es »die Serben« wären, die sie beschos- 
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sen, sondern sie sprachen von Tschetniks, 
also serbischen Nationalisten, während sie 
mit ihren serbischen Familienangehörigen, 
Freunden und Kollegen in Tuzla weiter 
zusammenlebten. 

Arranca!: Glaubst Du, eine umfassendere 
Unterstützung von mulitethnischen Pro- 
iekten durch internationalistische Linke von 
außerhalb hätte die Situation insgesamt ver- 
ändern können? 
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Mattias: Ja, auf jeden Fall. Es hätte eine 
Menge Ansätze gegeben, zum Beispiel in Sara- 
jevo, aber auch in Mostar. 

Arranca!: Eine andere Möglichkeit wäre 
natürlich auch gewesen, Deserteure zu 
unterstützen, die nach Deutschland gekom- 
men waren. Es 100.000 Deserteure aus Ex- 
Jugoslawien. 

Insgesamt kann man sagen, daf3 die Linke 
in bezug auf den Krieg in Jugoslawien weit- 
gehend versagt hat. Ein Teil - hauptsächlich 
repräsentiert in der taz — hatte nichts an- 
deres zu tun, als die separatistischen Bewe- 
gungen abzufeiern und ein ziemlich plattes 
Bild von der Situation zu malen, das sich die 
ganzen ethnisierenden Stereotypen der Na- 
tionalisten aneignete. Der andere Teil — re- 
präsentiert in der konkret und der jungen 
welt — zeichnete sich dadurch aus, daß er die 
Ursache für den Zerfall Jugoslawiens ein- 
seitig in der deutschen Anerkennungspolitik 
sah. Innere Momente - wie die Krise der Öko- 
nomie, der autoritäre Charakter der Herr- 
schaft des BdKJ und die nationalistische 
Propaganda der serbischen Elite - wurden 
schlichtweg ignoriert oder sogar geleugnet. 
Nach der Devise »der Feind meines Feindes ist 
mein Freund« wurden die serbischen Natio- 
nalisten um Milosevic zum Opfer großdeut- 
scher Expansionsgelüste stilisiert und damit 
zum potentiellen Bündnispartner der Lin- 
ken erhoben. Damit waren natürlich alle Be- 
wegungen, die sich gegen den serbischen 


Nationalismus wehrten — egal ob in Serbien 
selbst oder außerhalb — nichts anderes als 
die »5. Kolonne des deutschen Imperialismus«. 
Diese Sichtweise führte dazu, daß der gesamte 
Konflikt auch aus einer rein ethnisierenden 
Brille wahrgenommen wurde. In letzter Kon- 
sequenz wurden so sogar die heute unbestreit- 
baren Kriegsverbrechen der serbisch domi- 
nierten jugoslawischen Bundesarmee, der 


serbisch-nationalistischen Paramilitärs und 


Tschetniks legitimiert, was man nur als men- 
schenverachtend bezeichnen kann. Aufser- 
dem hatte diese Position zur Konsequenz, 
daß es keinen Platz mehr für die Wahrneh- 
mung eines nicht-nationalistischen Wider- 
standes gegen den nationalistischen Krieg 
gab. Dabei wäre doch die Unterstützung der 
nicht-nationalistischen Kräfte auf allen Sei- 
ten die erste Notwendigkeit linker Politik ge- 
wesen. 

Man kann nur hoffen, daß derselbe Feh- 
ler in bezug auf Kosovo nicht wiederholt 
wird. Die Kriegsführung der NATO muß 
natürlich ebenfalls bekämpft werden, weil 
sie letztlich nur die Nationalisten auf beiden 
Seiten stärkt und natürlich jede Menge Eigen- 
interessen verfolgt, die rein gar nichts mit 
»humanitären Zielen« zu tun haben. Statt 
die Verbrechen des Milosevic-Regimes klein- 
zureden, müssen serbische Oppositionelle, 
die sich gegen den Krieg und die Vertreibun- 
gen aus dem Kosovo aussprechen, unter- 
stützt werden. Gleichzeitig muß der Natio- 
nalismus und Militarismus der UCK an- 
gegriffen werden und müssen auch bei den 
Kosovo-Albanern die Kräfte unterstützt 
werden, die sich für ein multiethnisches Zu- 
sammenleben aussprechen. 
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Trotz Belagerungszustand 


»Wir können alles selbst 


funktionieren die autonomen 


zapatistischen Landkreise 


in Chiapas 


Am n. Dezember ‘94 führte die Zapatistische 
Armee der Nationalen Befreiung (EZLN) die 
Kampagne »Frieden mit Gerechtigkeit und 
Würde für die indianischen Völker« durch. 
Die aufständischen Truppen umgingen den 
Belagerungsring der mexikanischen Armee 
um die zapatistisch kontrollierte Region Sel- 
‚va Lacandona und zeigten in großen Teilen 
von Chiapas Präsenz. Viele Gemeinden mit 
starkem Einfluß von SympathisantInnen der 
EZLN vertrieben gleichzeitig die von der 
regierenden PRI kontrollierten Landkreis- 


verwaltungen aus den Rathäusern, bildeten 


neue Räte, ernannten neue Autoritäten und 
erklärten ihre Landkreise zu »autonomen 
Landkreisen«. Sie beriefen sich dabei auf Ar- 
tikel 39 der mexikanischen Verfassung: »Die 
nationale Souveränität liegt im wesentlichen 
und ursprünglich beim Volke. Alle öffentliche 
Macht kommt vom Volke und wird für das 
Wohl desselben aufgebaut. Das Volk hat jeder- 
zeit das unveräußerliche Recht, die Art seiner 
Regierung zu wechseln oder zu verändern.« 
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organısıeren« 


Mittlerweile existieren in Chiapas 32 auto- 
nome Landkreise. Im vergangenen Jahr kam 
es immer wieder zu harten Auseinanderset- 
zungen, als die Armee, Paramilitärs oder Po- 
lizeitruppen versuchten, einzelne der auto- 
nomen Landkreise zu räumen. Sie drangen 
dabei schwerbewaffnet in die Hauptstädte 
der Landkreise vor und versuchten, Verant- 
wortliche zu verhaften. In mehreren Fällen 
wurden dabei Zapatistas ermordet. Zuletzt 
drangen am 7. April 1999 Polizeieinheiten 
nach San Andres Sakamach£n de los Pobres 
ein und besetzten das Rathaus des autono- 


men Landkreises. Auf diese Weise versuch- 
ten sie, den autonomen Rat durch ein von 
der PRI kontrolliertes Gremium zu ersetzen. 
Doch in nur 24 Stunden gelang es der EZLN, 
3.000 SympathisantInnen, in ihrer Mehrheit 
Tzotzil-Indigenas, zu mobilisieren, um den 
autonomen Rat zu verteidigen. Die Polizei 
war gezwungen, sich zurückzuziehen. 

Die autonomen Landkreise stellen einen 
Versuch dar, das Abkommen von San Andres 


in die Praxis umzusetzen. Unter dem Druck 


der militärischen Belagerung, der schwieri- 
gen wirtschaftlichen Situation und der per- 
manenten Angriffe durch die Regierung 
stoßen die Handlungsmöglichkeiten der auto- 
nomen Landkreise an eng gesteckte Grenzen. 
Dennoch scheint das Experiment — zumindest | 
ansatzweise — Früchte zu tragen. Die autono- 
men Landkreise ermöglichen tausenden von 
Menschen die Entwicklung basisdemokra- 
tischer Strukturen, nicht nur auf der poli-' 
tischen, sondern auch auf der Ebene kollek- 
tiver Produktion und Reproduktion. 

Die autonomen Landkreise haben kein 
genau definiertes Territorium. Die einzelnen 
Dorfgemeinden entscheiden in Versamm- 
lungen über ihre Zugehörigkeit. Entschei- 
dungsberechtigt sind alle BewohnerInnen ab 
16 Jahren. Die Versammlung kann gewählte‘ 
Verantwortliche jederzeit wieder absetzen, 
wenn sie der Meinung ist, diese seien ihren 
Aufgaben nicht zufriedenstellend nachge- 
kommen. | 

»Es ist die Bevölkerung selbst, die sagt, wir 
machen jetzt einen autonomen, freien Land- 
kreis, die Regierung soll sich raushalten», 
erläutert Abel. Er ist Verantwortlicher der. 
autonomen Gemeinde »17 de Noviembre« 
(Morelia) für den Bereich Produktion. »Wir 
können alles selbst organisieren und die Arbei- 
ten erledigen. Aber die Regierung will das 
nicht, weil sie weiß, daß wir dann nicht mehr 
von ihr abhängig sind.« Daher ist der mili- 


tärische und ökonomische Druck der Regie- 
rung auch entsprechend groß, die autono- 
men Landkreise erhalten keine Gelder für 
Löhne, Infrastruktur oder Projekte, keiner 
der Verantwortlichen wird bezahlt. Ein Teil 
der Strukturen kann aus diesem Grund nur 
sehr eingeschränkt arbeiten, so nehmen nur 
sechs der 32 autonomen Landkreise alle regu- 
lären Aufgaben einer Gemeindeverwaltung 
wahr und stellen beispielsweise Geburts-, 


Heirats- und Todesurkunden aus oder be- 
strafen Regelverstöße. 

Der autonome Landkreis »ı7 de Noviem- 
bre«, zu dem sich die Landkreishauptstadt 
Morelia und weitere 53 Gemeinden zusam- 
mengeschlossen haben, gehört zwar nicht zu 
den am besten organisierten Zapatista-Ge- 
meinden, jedoch durchaus zu den besser 
funktionierenden. Udiel, der Präsident des 
Landkreises, berichtet von der Entstehung: 
»Alle Gemeinden aus den drei Regionen der 
Gegend wurden zusammengerufen und wir 
hielten eine Versammlung ab, wie der Aufbau 
des autonomen Landkreises aussehen sollte, 
danach fanden in allen Gemeinden Versamm- 
lungen statt und so wurde die Struktur aufge- 
baut. Diese besteht aus lokalen Räten in allen 
Gemeinden, die haben sich versammelt und 
Regionalparlamente gebildet. Diese haben dann 
das Parlament des autonomen Landkreises »17 
de Noviembre« und seine Kommissionen 
gebildet: Ältestenrat, Rechtsprechung, Erzie- 
hung, Gesundheit, Finanzen, Arbeit, Frauen, 
Produktion, Land und Territorium, Jugend, 
Baumaßnahmen, Menschenrechte«. Pablo, der 
Bürgermeister von Morelia, sitzt neben ihm 
und nickt zustimmend. 

Abel berichtet, wie für die Produktions- 
planung der gesamte autonome Landkreis in 
drei Regionen und diese zusätzlich in viele 
Mikroregionen aufgeteilt wurden. »Wir sehen 
eine Notwendigkeit darin, die Produktion selbst 
zu gestalten, es ist auch ein Teil des Wider- 


standes. Für uns ist es die oberste Notwen- 


digkeit, die wir schen, und deshalb haben wir 
seit 1994 angefangen, die Arbeit so zu organi- 
sieren. Wenn die Leute nichts zu essen haben 
und mit Hunger lernen müssen, dann werden 
sie nichts verstehen, auch wenn sie in die 
Schule gehen wollen.« Seit Einrichtung der 
Kommission für Produktion ist der Anbau 
im Landkreis stark diversifiziert worden. »Es 
hängt vom Ort und dem Boden ab, was ange- 


baut wird«, erzählt Abel. »Wir schauen, ob der 
Ort geeignet ist für Mais oder Viehzucht. Wir 
entscheiden je nach Ort und Klima, was wir 
unterstützen. Die Regierung schaut überhaupt 
nicht, was geeignet ist, sie schicken dir Rinder 
und dann etwas später sind alle tot. Oder sie 
schicken dir irgend etwas zum anpflanzen, was 
hier gar nicht wächst.« Genau geschaut wird 
auch auf das Wie der Landwirtschaft: » Wir 
arbeiten vorwiegend organisch, nicht mit 
Chemie«, so Abel. Auf die Frage, ob es denn 
nicht schwer sei, die Bauern zur Umstellung 
auf organische Landwirtschaft zu bewegen, 
nachdem jahrzehntelang der massive Kunst- 
düngereinsatz gepredigt wurde, entgegnet 
er: »Ja, es wird oft gesagt, es sei schwer zu än- 
dern und man könne das nicht machen. Des- 
halb haben wir ein Versuchsfeld eingerichtet. 
Dort bauen wir Mais an, ohne chemische 
Dünger zu benutzen.« Auch hier steht wieder 
die Gemeinschaft im Mittelpunkt: »Wir ar- 
beiten in Kollektiven. Alles was ich dir erzählt 
habe, läuft kollektiv«, betont Abel. »Die ganze 
Arbeit wird in Gruppen organisiert. Wir haben 
z.B. eine Gruppe von zehn Personen, die 
Zuckerrohr anbaut. Wir haben alles aus eıige- 
ner Kraft getan, einen geeigneten Ort gesucht, 
Zuckerrohr gesät, alles gesäubert, Arbeits- 
werkzeug zusammengesucht, alles aus eigener 
Kraft. Wir akzeptieren keine Hilfe von der 
Regierung. Denn die Regierung gibt ein wenig 
Unterstützung, aber verlangt von allen dafür 
in die Regierungspartei einzutreten oder nimmt 


ihnen die Wahlbescheinigungen ab.« 

Da die Gemeinden des Landkreis »ı7 de 
Noviembre« jegliche Regierungshilfe ableh- 
nen, sind sie ständigem Druck seitens des 
Militärs ausgesetzt. »Seit 1994/1995 ist die Mais- 
ernte stark zurückgegangen, weil wir wegen 
der Repression der Regierung oft nicht richtig 
arbeiten.« berichtet Abel, der getreu seiner 
Funktion über jede Ernte genau Buch führt. 
Die Gemeinde hat auch die Verantwortung 


für die Hinterbliebenen der drei Dorfälte- 
sten übernommen, die am 7. Januar ‘94 von 
der Armee verschleppt und später mit schwe- 
ren Folterspuren tot aufgefunden wurden. 

Die Militarisierung von Chiapas — mittler- 
weile sind dort 60.000 Soldaten stationiert — 
verhindert auch den Warenaustausch unter 
den Mikroregionen. »Wir organisieren einen 
Austausch zwischen den Gemeinden und wol- 
len das auch weiter ausbauen. Aber das geht 
leider nicht, weil sie einen mit Lebensmitteln 
nicht durch die Straßensperren lassen, sie 
sehen Dich, stellen Fragen und verfolgen Dich. 
Wir können nichts machen«, erzählt Abel. 
»Ich bin schon gar nicht mehr bei meiner Fa- 
milie, immer gibt es Arbeit«, gibt er schließ- 
lich auch etwas niedergeschlagen zu. »Aber 
so ist eben diese Arbeit und uns ist bewußt, 
was wir da tun«, fügt er gleich hinzu, »und 
wenn ich krank werde, dann unterstützt mich 
meine Familie, denn wir bekommen kein 
Geld, wir machen es wegen unseres Bewußt- 
seins. Wir sehen, daß die Bevölkerung Unter- 
stützung braucht und schauen, was wir 
machen können — nicht mit Geld, sondern wie 
man wo arbeiten kann.« 

Etwa ı20 Familien, was hier weit über 
1.000 Einwohner sind, leben im Dorf. Doch 
die Ruhe trügt, das Dorf ist gespalten, etwa 
60 Prozent der Familien gehören zur Basis 
der EZLN, die anderen nicht oder nicht mehr. 
Einige haben die Organisation verlassen, 
weil sie dem ständigen Verfolgungsdruck 
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nicht Standgehalten haben. »Es gibt Brüder, 


die nich; richtig klar sehen und sich darmn mit 
200 Pesos oder einem Versprechen auf ein 
Haus zufrieden geben«, erklärt Abel die Spal- 
tung. »Die Regierung versucht die Organisa- 
ton zu zerstören, aber wir glauben nicht, daß 
es gelingen wird. Die meisten sehen klar und 


halten durch, gleich was die Regierung macht.« 


DARIO AZZELLINI 
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Schwarzer Nationalismus in den USA anerkannt. Wahlweise beherrschen 


Obwohl schon der Begriff des »Befreiungs- ritualisierte Solidaritätsbekundungen oder 
nationalismus« auf die innere Wider- antinationale Dämonisierungen den politi- 
sprüchlichkeit des Phänomens verweist, schen Diskurs. In diesem Artikel möchte ich, 
wird die Ambivalenz befreiungsnationa- am Beispiel des schwarzen Nationalismus in 


listischer Bewegungen in den ideologisierten den USA, die Sehnsucht nach derlei verein- 


Debatten der deutschen Linken nur selten fachten Parolen dialektisch hinterfragen. 


BEFREIUNG ODER NATIONALISMUS? 


Der Kampf um Befreiung 
So wie der Befreiungsnationalismus eine Ant- 
wort der Kolonialisierten auf die europäi- 
sche Kolonialherrschaft war, ist auch der 
schwarze Nationalismus in den USA ein Pro- 
dukt kolonialistischer Ausgrenzung. Über 
Jahrhunderte hat sich die rassistische Ent- 
menschlichung der Schwarzen tief in Struktu- 
ren und Selbstbewußtsein der amerika- 
nischen Gesellschaft eingegraben. Der Kate- 
chismus des weißen Nationalismus hat sich 
dabei dreier verschiedener Produktions- 
weisen bedient: Sklaverei (1619 -1865), Semi- 
Feudalismus (Süden 1865-1965) und Kapita- 
lismus (Norden ab etwa ı830). Auf den 
Plantagen des Südens und in den Ghettos des 
Nordens materialisierte sich die rassistische 
Ideologie als institutionalisierte »Rassen- 
trennung«. Im Widerstand gegen dieses Herr- 
schaftsverhältnis entstand der schwarze Na- 
tionalismus. Dieser befreiungsnationalistische 
Ursprung bestätigt den antirassistischen Im- 
puls der ideologischen Formation. 

Im Unterschied zu radikalen Integrationis- 
ten wie Martin Luther King hat der schwarze 
Nationalismus den antirassistischen Kampf 
um Befreiung immer mit der politischen 
Perspektive einer umfassenden Autonomie 
von den ehemaligen Sklavenhaltern verbun- 
den. Ausgehend vom geschichtlich begrün- 
deten Mißtrauen gegenüber weißen Men- 
schen, ihren Handlungen und Institutionen 
wurde die Notwendigkeit der Erlangung von 


nung ist dieser »Nationalismus der rassistisch 
Ausgeschlossenen« auch heute noch von 
großer aktueller Relevanz. 

Die Geschichte des schwarzen Natio- 
nalismus zeigt, daß er keine einheitliche, 
monolithische Formation ist. Im Gegenteil: 
Die ideologischen Formen, die der schwarz- 
nationalistische Widerstand historisch ange- 
nommen hat, sind ausgesprochen viel- 
schichtig. Bis weit ins 20. Jahrhundert hinein 
war die Vision des afrikanischen Exodus, 
des gemeinsamen Auszugs aus dem Babylon 
des weißen Mannes, ein Sinnbild für die kol- 
lektive Befreiung vom kolonialen Joch. Der 
Fortbestand der Sklaverei und später der 
Rassentrennung führte periodisch zu einer 
weitverbreiteten Desillusionierung, die vielen 
Schwarzen die Rückkehr nach Afrika als ein- 
zigen Ausweg aus ihrer umfassenden Benach- 
teiligung in den USA erscheinen ließ. Das 
auch aus dem karibischen Reggae bekannte 
biblische Motiv wurde in den 20er Jahren 
von Marcus Garvey und der »Universal Negro 
Improvement Association« popularisiert. 

Nach den Erfolgen Garveys propagierte 
die Kommunistische Partei zeitweilig (1928-34) 
die Forderung nach Errichtung eines un- 
abhängigen schwarzen Staates im Süden der 
USA. Auch die religiös-nationalistische »Na- 
tion of Islam« forderte staatliche Souve- 
ränität. Dieses Spektrum linker und rechter 
Gruppen veranschaulicht, daß der natio- 
nalistische Widerstand gegen die Dominanz- 


der ghettoisierten »Unterklassen«, verschaff- 
te der NOI ungeahnte Popularität. Seine 
radikale Dekonstruktion der Dominanzkul- 
tur legte den Grundstein für die nationalisti- 
sche »Black Power«-Bewegung. In dieser 
Zeit entfaltete sich auch der Facettenreich- 
tum der ideologischen Dekolonisation. 
Schon die nationalistischen Ideologien 
des Garveyismus oder der NOI wurden von 
vielen Schwarzen als spirituelle Zurückwei- 
sung der rassistischen Entmenschlichung der 
Schwarzen »gelesen«. Im Streben nach 
Unabhängigkeit vom weißen Amerika ver- 
dichtete sich jetzt die Kritik an den insti- 
tutionellen Strukturen und Trägern des 
Die 
verschiedenen Strömungen des schwarzen 
Nationalismus, die sich dabei herauskristal- 


rassistischen Herrschaftsverhältnisses. 


lisierten, sind der weißen Dominanzkultur 
auf verschiedene Weise begegnet. Neben 
religiös-nationalistischen Gruppen wie der 
NOI, die ihren Widerstand in die Form einer 
passiven, eschatologischen Heilserwartung 
kleideten, etablierten sich jetzt auch kultur- 
nationalistische und revolutionär-nationa- 
listische Zusammenhänge. In der kulturna- 
tıionalistischen (»Black Art«) 
wurden die diskriminierenden Normen und 
Werte der hegemonialen Dominanzkultur 
unter Rückgriff auf afrikanische bzw. afro- 
amerikanische 


Bewegung 


Traditionen dekonstruiert. 
Ziel war die geistige Dekolonisation und 
intellektuelle Unabhängigkeit der Afrika- 


ökonomischer, kultureller und politischer 
Unabhängigkeit vom weißen Amerika be- 
gründet. Schon wenige Jahrzehnte nach der 
feierlichen Proklamation der weißen »ameri- 
kanischen Nation« formulierten daher Robert 
A. Young und David Walker 1829 den Ge- 
danken, daß die afrikanischen Amerika- 


nerInnen eine eigene »Nation innerhalb der 
Nation« ausmachten. Angesichts der bis in 


die Gegenwart ungebrochenen Rassentren- 


kultur in gänzlich unterschiedlichen ideolo- 


gischen Formen artikuliert werden kann. 


Die Facetten ideologischer 
Dekolonisation 
Angetrieben von der Radikalisierung der 
Bürgerrechtsbewegung erreichte die natio- 
nalistische Kritik weißer Vorherrschaft in 
den 60er Jahren einen neuen Höhepunkt. 


Malcolm X, der »organische Intellektuelle« 


nerInnen. Linke, revolutionär-nationalistische 
Gruppen wie die »Black Panther Party for 
Self-Defense« oder die »League of Revolu- 
tionary Black Workers« betonten demge- 
genüber vor allem die Folgen systemischer 
Unterdrückung und die Notwendigkeit 
grundlegender gesellschaftlicher Verände- 
rungen im Interesse der unterdrückten 
Schwarzen. »Republic of New Africa« und 


später »New Afrikan Independence Move- 
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ment« verbanden, ähnlich wie zuvor die KP, 
die Forderung nach einem unabhängigen 
schwarzen Staat mit sozialistischen Gesell- 
schaftsvisionen. 

Gemein ist diesen unterschiedlichen Strö- 
mungen das Streben nach einer umfassenden 
Autonomie von den ehemaligen Sklaven- 
haltern und ihrer kolonialistischen Domi- 
nanzkultur. Dieser Zusammenhang verdeut- 
licht, daß die antinationale Ideologiepro- 
duktion den Blick auf das emanzipatorische, 
antirassistische Potential des schwarzen Natio- 
nalismus verstellt. Sie kann deshalb nur vom 
Standpunkt priviligierter weißer deutscher 
Bedeutungsträger mit »Sinn« versehen werden. 


Dialektische Animationen 
Die Traditionen, Symbole und Rituale der 
Herrschenden haben sich lange und gründ- 
lich in den zivilgesellschaftlichen »Festungen 
und Kasematten« des Alltagsbewußtseins 
(Gramsci) eingegraben. In ihrem Streben 
nach intellektueller Unabhängigkeit repro- 
duzieren (nicht nur nationalistische) Be- 
freiungsbewegungen deshalb regelmäßig 
Elemente herrschender Ideologien. Weil sie 
unter eben den gesellschaftlichen Bedin- 
gungen heranreifen, an deren Überwindung 
sie arbeiten, bleiben sie - mal mehr, mal we- 
niger — auch von den ideologischen gesell- 
schaftlichen Verhältnissen abhängig. Gerade 
die linken Diskussionen über Geschlech- 
terverhältnisse haben offenbart, daß intel- 


lektuelle Autonomie niemals ein Zustand, 
sondern immer nur eine Zielbestimmung ist. 

Befreiungsnationalistischen Bewegungen 
ist diese innere Widersprüchlichkeit schon 
begrifflich eingeschrieben. Auch der Natio- 
nalismus der rassistisch Ausgeschlossenen ist 
eine nationalistische Ideologie. Die Dialektik 
des schwarzen Nationalismus besteht deshalb 
darin, daß er über den antirassistischen Im- 
puls hinausgehen und sich als Teil des uni- 
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versellen Phänomens Nationalismus äußern 
kann. Dadurch werden auch die Reduktionis- 
men nationalistischer Ideologien reprodu- 
ziert. Unreflektierte Solidaritätsbekundun- 
gen mit den verschiedenen Formen des 
Widerstands sind deshalb ebensowenig 
angebracht wie vorschnelle Zurückweisungen. 
Gegenstand des folgenden Abschnittes sind 
daher die Ambivalenzen der aktuellen Strö- 
mungen des schwarzen Nationalismus. 


Im Labyrinth schwarz-nationalistischer 

Ambivalenzen 
Die ungebrochene Kontinuität der informel- 
len Apartheid der amerikanischen Gesell- 
schaft hat in den letzten Jahren zu einem 
Wiederaufschwung schwarz-nationalistischer 
Ideologien beigetragen. Anders als in den 
60er Jahren sind die links-nationalistischen 
Strömungen heute jedoch, auch aufgrund 
der präventiven Aufstandsbekämpfung des 
Staates (COINTELPRO), politisch weitge- 
hend marginalisiert. In der Folge ihres 
Niedergangs hat sich, analog zur Entwick- 
lung der amerikanischen Gesellschaft, der 
Einfluß konservativer Nationalisten weiter 
vergrößert. 

Lassen sich schon am Beispiel revo- 
lutionärer Nationalisten bestimmte Pro- 
bleme nationalistischer Ideologieproduktion 
nachweisen, so ist die unter der Führung 
von Louis Farrakhan wiedererstarkte Nation 


of Islam geradezu ein Labyrinth schwarz- 


Auf den 
Rassismus der Weißen, der zur Rechtfer- 


nationalistischer Ambivalenzen. 
tigung der Sklaverei erfunden wurde und sie 
gesellschaftlich überhaupt erst zu Schwarzen 
gemacht hat, reagiert die NOI nicht mit 
einer Dekonstruktion dieser Zuweisungen 
und der kollektiven Zielsetzung, diese Ethni- 
sierung sozialer Unterschiede zurückzuwei- 
sen, sondern mit einer eigenen biologis- 
tischen Rassenkonstruktion, die ein Spie- 


gelbild weißer rassistischer Propaganda ist. 


Der religiöse Nationalismus der NOLI ist also 
zugleich eine Antwort auf den weißen 
Rassismus wie dessen Abbild. 

In der NOI, wie auch im »afrozentrischen« 
Kulturnationalismus oder in bestimmten 
»orthodox«-nationalistischen Strömungen, 
wird das rassistische Herrschaftsverhältnis 
reduktionistisch als der zentrale (oder gar 
einzige) Widerspruch der Gesellschaft vor- 
gestellt. Abweichende Elemente der indivi- 
duellen Identitätsbildung, wie Erfahrungen 
von Klassenherrschaft oder Geschlechterver- 
hältnissen, werden als »Nebenwidersprüche« 
oder gar »natürliche« Verhältnisse angese- 
hen. Sie können auch reduktionistisch als 
Folgeerscheinungen des rassistischen Herr- 
schaftsverhältnisses dargestellt werden (z.B. 
Homosexualität oder Frauenemanzipation 
als »weiße Dekadenz«). Schwarze Feminis- 
tinnen haben wiederholt kritisiert, daß die- 
sen Interpretationen die nationalistische 
Tendenz zur Homogenisierung schwarzer 
Lebenswelten zugrunde liegt. In diesem Sin- 
ne werden die gesellschaftlichen Wider- 
spüche in den mythologischen Identitäts- 
konstruktionen imaginär vereinheitlicht. 

Eine Dekonstruktion entlarvt diese künst- 
liche Homogenisierung als interessengebun- 
dene Instrumentalisierung. So entspricht das 
gesellschaftskonforme Streben nach einer 
Stärkung des »schwarzen Kapitalismus« den 
Interessen der (erfolgreich kapitalistischen) 
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schwarzen Mittel- und Oberschichten. Die 
häufige Bezugnahme auf die »Natürlichkeit« 
der klassischen Geschlechtsrollenverteilung 
und die Gleichsetzung einer »Rückerobe- 
rung schwarzer Männlichkeit« mit schwarz- 
er Befreiung verdeutlicht die patriarchali- 
schen die die künstliche 
Einheitlichkeit definieren. Die nationalisti- 
sche Ideologie schafft also einen Rahmen, in 
dem nicht nur die Mittel, sondern auch die 


Interessen, 


Normen und Werte, aus denen der »ameri- 
kanische Traum« gemacht ist, übernommen 
werden. Die intellektuelle Autonomie der 
vorgestellten Widerstandsgemeinschaft wird 
dadurch ausgehebelt. 

Mehr noch. In den Reden Farrakhans 
und der NOI-Zeitung »The Final Call« wird 
regelmäßig das Bild einer »jüdischen Ver- 
schwörung« erzeugt. Auch das 1991 von der 
NOI veröffentlichte Buch über »The Secret 
Relationship Between Blacks and Jews« 
wimmelt von antisemitischen Stereotypen. 
Nicht selten finden sich auf ihren Bücherti- 
schen außerdem Henry Fords »The Interna- 
tional Jew« und die gefälschten »Protokolle 
der Weisen von Zion«. Die NOI konstruiert 
damit den gleichen »Vaterlandslosen« wie 
herrschende europäische und amerikanische 
Nationalismen. Dieser (gesellschaftlich latent 
legitimierte) Antisemitismus zeigt besonders 
deutlich, daß blinde Solidarität mit befrei- 
ungsnationalistischen Bewegungen grund- 
sätzlich fehlgeleitet ist. 


Kulturelle Impressionen: 

»Neuer schwarzer Film« und Hip Hop 
Die regressiven Tendenzen des Befreiungs- 
nationalismus verdichten sich zwar nur sel- 
ten zu einem ideologischen Labyrinth wie 
dem »islamischen Fundamentalismus« der 
NOI, lassen sich jedoch mit Abstrichen auch 
für die anderen Strömungen nachweisen. 

Von besonderer Bedeutung für die hiesige 


Debatte sind dabei die populär-kulturellen 
Ausdrucksformen des schwarzen Nationalis- 
mus. Der internationale Einfluß von HipHop 
und »neuem schwarzem Film« unterstreicht, 
daß gerade die musikalischen und filmeri- 
schen Repräsentationen und Echos des afro- 
amerikanischen Widerstands den Kampf um 
kulturelle Hegemonie beeinflussen. 

Am Beispiel der frühen Filme Spike Lees 


lassen sich die Ambivalenzen nationalis- 
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tischer Kulturproduktion veranschaulichen. 
Einerseits wird in »She’s Gotta Have It«, »Do 
the Right Thing« oder »X« mit den dominanz- 
kulturellen Repräsentationen von Afro- 
AmerikanerInnen gebrochen. Die Darstel- 
lungen unabhängiger schwarzer Lebens- 
welten marginalisieren das »weiße Auge«, 
indem sie den (segregierten) Alltag im 
schwarzen Amerika vom Rand ins Zentrum 
der Aufmerksamkeit und Bedeutungs- 
konstitution rücken. Dieser erfrischende 
Perspektivenwechsel ist die wichtigste Neue- 
rung im cineastischen »counter-discourse«. 

Andererseits reproduzieren Lees Filme 
zentrale Elemente der vorherrschenden Do- 
minanzkultur. So sind sie zu Recht für ihre 
Abbildung traditioneller Geschlechterverhält- 
nisse kritisiert worden. Auch der affırmative 
Charakter von Lees Vorstellungen über 
»schwarzen Kapitalismus« ist kaum progres- 
siv zu nennen. Selbst antisemitische Stereo- 
typen finden sich: In »Mo’ Better Blues« por- 
trätiert Lee zwei Juden als zwielichtige Ge- 
schäftemacher, die jede Emotion aufs Profit- 
machen reduzieren. Die Ambivalenz seiner 
befreiungsnationalistischen Diskurse ist also 
offenkundig. 

Diese innere Widersprüchlichkeit zeigt sich 
auch in anderen Bereichen schwarzer Kul- 
turproduktion, insbesondere in der Musik. 
Auch wenn die primäre Bedeutung der 
schwarzen Musik immer darin bestanden 
hat, Vergnügen und Unterhaltung zu berei- 
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ten, konnten die Afro-AmerikanerInnen in 
musikalischen 


ihre 
Sehnsüchte und Leiden, ihre Hoffnungen 
aufs Jenseits und ihren Widerstand im Dies- 
seits zum Ausdruck bringen. Die Musik ist 


Formen am ehesten 


deshalb frühzeitig zu einem Refugium der 
Unterdrückten geworden. 

Ähnlich wie in Lees Filmen wird durch 
das Streben nach »Authentizität« und »street 


credibility« auch im Hip Hop eine Repräsen- 


tation der segregierten schwarzen Lebens- 
welten erzeugt. Viele RapperInnen wenden 
sich in ihren Texten ausdrücklich gegen die 
dominanzkulturelle Bedeutungskonstitution 
der ehemaligen Sklavenhalter. Sie rücken 
statt dessen das Leben in ihrem Stadtteil 
(»the hood«) ins diskursive Zentrum. Im 
politischen Rap werden darüber hinaus auch 
die kämpferischen Traditionen des schwarz- 
en Nationalismus einbezogen. Dieser Pers- 
pektivenwechsel kann als Reaktion auf die 
andauernden Ausgrenzungspraktiken des 
weißen Amerika und als indirekte Kritik an 
den innerstädtischen Folgekosten der post- 
fordistischen »Deindustrialisierung« gedeu- 
tet werden. Daß dabei auch viele RapperInnen 
Elemente der dominanzkulturellen Hege- 
monie reproduzieren, zeigen u.a. die anhal- 
tenden Diskussionen über Antisemitismus, 
Sexismus, Gangsta-Rap und »5 % Nation«. 


Alltägliche Widersprüchlichkeiten 

Die historische Entwicklung und ideolo- 
gischen Formen des schwarzen Nationalis- 
mus zeigen, daß der Befreiungsnationalis- 
mus ein dialektisches Phänomen ist, das 
durch blinde Solidarität oder antinationale 
Affekte nicht erklärt werden kann. Das 
bedeutet, daß auch die ideologischen For- 
men des antirassistischen Protestes notwen- 
dig widersprüchlich sind: Es gibt keinen 
richtigen Widerstand im Falschen. Dies zeigt 
nicht nur, daß Widerstand im Alltag oft 
wenig mit den Prinzipien politischer Kor- 
rektheit zu tun hat, sondern auch, auf wel- 
che Widersprüchlichkeiten wir uns künftig 
einstellen sollten. 


ÄLBERT SCHARENBERG 


Zum Weiterlesen: 
ALBERT SCHARENBERG: Schwarzer Nationalismus in den 
USA. Das Malcolm X-Revival. Verlag Westfälisches 
Dampfboot, Münster 1998. 


Bilder: 
Jean-Michel Basquiat 
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Poder Pobular uff Autonomie in Kolumbien, 
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Keine andere Idee faszinierte die 
Solidaritätsbewegung der achtziger Jahre 
in gleichem Maße wie die Vorstellung 
von »befreiten Gebieten«. Die Tatsache, 
daß Befreiungsbewegungen in ihren 
Regionen Selbstverwaltungsstrukturen 
aufbauten, schien mit den Autonomie- 
vorstellungen der westeuropäischen Linken 
überein- zustimmen. In keinem anderen 
Land Lateinamerikas verfolgt eine Guerilla 
das Poder Popular, das Konzept Volksmacht, 
nun so lange wie die ELN in Kolumbien, 
in keinem anderen Land zeigen sich aber 
auch so deutlich die Grenzen eines 
Konzepts, das versucht, die Gesellschaft 
innerhalb des bestehenden Systems 

zu verändern. Die Selbstorganisierung der 
Bevölkerung ist wie ein Tablett, 

auf dem Oppositionelle zum Abschuß 
freigegeben werden. 

Gibt es kein ice Leben im Falschen, 


keine Befreiung vor der Befreiung??? 
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Der Militarismus der ersten Guerillas 
Am Anfang stand ein Mißverständnis: Für 
die deutsche Linke hörte sich die Idee Poder 
Popular nach einem Schuß Anarchismus bei 
den lateinamerikanischen Guerillas an. » Uto- 
pien lebbar machen« — so idiotisch das auch 
klingt, es verkörperte in Europa ein aufrich- 
tiges Bedürfnis nach Veränderungen, die (an- 
ders als der Realsozialismus) über die ab- 
strakt-staatliche Ebene hinausgingen. Nicht 
nur Eigentums- und Staatsformen, das ganze 
Leben sollte in Frage gestellt werden, und 
zwar sofort. 

In Kolumbien (und wohl auch in ganz 
Lateinamerika) entwickelte sich das Konzept 
des Poder Popular wenig anspruchsbeladen. 
Es entstand vor allem als Antwort auf die 
militaristische Vorgeschichte der bewaffne- 
ten Gruppen, im besonderen der ELN. Die 
1964 gegründete Organisation war der Inbe- 
griff einer guevaristischen Guerilla. Den 
Schriften des Che folgend ging man davon 
aus, daß der Aufbau einer bewaffneten 
Gruppe in Lateinamerika wie ein Brandherd 
wirke. Nach den ersten bewaffneten Ak- 
tionen sei der Aufstand der Bevölkerung nur 
noch eine Frage der Zeit. So wurden alle 
Kräfte darauf verwendet, die Landguerilla 
aufzubauen: Städtische Gruppen in der Stu- 
dentInnen- oder ArbeiterInnenbewegung 
besaßen dabei die Aufgabe, die Guerilleros 
auf dem Land logistisch zu unterstützen. 
Politische Arbeit beschränkte sich auf Pro- 


paganda gegen die Regierung und für die 
eigene Organisation. 

Doch was auf Kuba funktioniert hatte, 
weil die Karibikinsel auch ohne Castros und 
Guevaras Bewegung »26. Juli« in schwerer 
Unruhe lag, scheiterte auf dem Rest des 
Kontinents. Die erwarteten schnellen Volks- 
aufstände blieben aus, die Guerillatruppen 
isoliert, und so begann man, sich selbst zu 


zerfleischen, wie auch im Fall der kolumbia- 


nischen ELN: Politische Entscheidungen 
wurden autoritär von oben gefällt, Dissi- 
denten immer wieder standrechtlich er- 
schossen. Der Traum der Befreiung verwan- 
delte sich für die gescheiterten Befreier in 


einen militaristischen Alptraum. 


Demokratisierung und politischer 
Aufbruch 
Vor diesem Hintergrund setzte Ende der 
70er Jahre eine gründliche Umorientierung 
Der ELN-Verant- 
wortliche Manuel Perez: »Das Militärische 


ein. inzwischen tote 
setzte sich immer durch, interne Probleme 
wurden in diesem Stil gelöst (...). Um das zu 
ändern, haben wir die Fehler der Eıinperso- 
nen-Führung diskutiert und als positive 
Gegenbeispiele andere revolutionäre Erfah- 
rungen untersucht: den demokratischen Zen- 
tralismus, die kollektive Führung, die Arbeits- 
planung.« (Löpez Vigil 1989). Selbst die 
Leninschen Organisationskriterien waren 
also für die Guerillas der 70er Jahre eine 
demokratische Entdeckung. 

»Der andere wichtige Punkt war, daß wir — 
ohne unsere militärische Struktur aufzugeben 
— politischer wurden (...). Bis dahin war die 
politische Arbeit dazu dagewesen, Unter- 
stützung für die Guerilla zu bekommen, aber 
nicht, um die Bevölkerung bei der Vertei- 


digung ihrer eigenen Interessen zu organisie- 
ren (...). Wir sagten also: Okay, als erstes 
missen wir eine sozio-ökonomische Untersu- 
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chung der Regionen machen. Und das waren 
echte Studienprojekte! Charakterisierung der 
Zonen und ihrer sozialen Widersprüche (...). 
Unsere Unkenntnis der Realität war so groß, 
daß wir auf befreundete Soziologen zurück- 
griffen, die sich in Untersuchungstechniken 
auskannten und sie in die Kommissionen ein- 
gliederten. Wir verwandelten uns in soziologi- 
sche Studiengruppen! Wir hatten Archive voll 
Karteikarten. Und weil wir 


mt Enormi! 
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gezwungen waren, ziemlich mobil zu sein, 
waren diese Riesenarchive auch mobil. Diese 
Dinger waren so schwer (...).« 

Man merkt an diesen Auszügen, daß 
Poder Popular in Kolumbien (wie auch in 
Zentralamerika) zu keinem Zeitpunkt anti- 
leninistisch oder gar anarchistisch gemeint 
war. Es ging um die Kritik eines Guerilla- 
Konzepts, in dem nicht-bewaffnete Kämpfe 
(ganz ähnlich wie in der Politik der RAF 
nach 1975) nicht mehr auftauchten. Folge- 
richtig entdeckte die ELN - oder richtiger: 
derjenige Teil der Organisation, der die 
theoretischen Debatten bestimmte — im Ver- 
lauf der 8oer Jahre Antonio Gramsci. Man 
verabschiedete sich von der allzu simplen 
Vorstellung, wonach im Kapitalismus nur 
zwei Klassen bestehen (Arbeiter und Kapita- 
listen oder noch dümmer: Mensch und 
Schwein), und beschrieb die Gesellschaft als 
Gefüge von Subklassen, die Verbindungen 
miteinander eingehen. Wie auch Gramsci 
untersuchte man, welche sozialen Gruppen 
Bündnisse eingegangen waren und wer 
sich zu »Machtblöcken« formiert hatte. Das 
Ziel war nicht mehr allein der Sturz der 
Regierung, sondern der Aufbau von Gegen- 
strukturen, die nach und nach hinterlassene 
Machtvakuen besetzen sollten. Was Gramsci 
als »Zerstören« und »Neuaufbauen« bezeich- 
net hatte — die Konfrontation mit dem 
Regime und der Kampf um eigene Hegemo- 
nie, fand bei der ELN seine Parallele im 
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Poder Popular. 1989 machte der II. ELN- 
Kongreß mit dem programmatischen Titel 
»Volksmacht und neue Regierung« diese 
Überlegungen zur offiziellen Politik der 
Organisation: 

»Das zentrale Ziel unserer Massenlinie ist 
die Entwicklung der Volksmacht, wobei an 
erster Stelle zu berücksichtigen ist, daß wir dies 
unter Kriegsbedingungen machen. Wir glau- 
ben, daß die Volksmacht ihren entwickeltsten 


ARRANG A! 


Ausdruck in der Zerstörung des alten Staates 
und im Aufbau eines neuen besitzt. Aber 
gleichzeitig ist auch klar, daß man von jetzt an 
den Willen der Massen zur Macht stärken 
muß, indem eigenständige und autonome 
Organisationsformen aufgebaut und Formen 
der Selbstregierung geschaffen werden (...). 
Die neue Legitimität stärken, während die oli- 
garchische Legitimität erodiert.« 

Anders als in der europäischen Alter- 
nativbewegung ging es bei dem Konzept 
nicht vorrangig um den Aufbau von neuen 
sozialen Beziehungen, sondern um eine Es- 
kalation der Kämpfe. Die kolumbianischen 
Guerilleros waren überzeugt, daß sich neue, 
demokratischere Machtstrukturen nur in 
der Konfrontation entwickeln ließen. Dabei 
sollten auch institutionelle Spielräume (Kom- 
munalräte, legale politische Organisationen 
etc.) nicht außer acht gelassen werden: 

»Die Volksmacht wird mit Aktionen ent- 
wickelt, die einen doppelten Zweck verfolgen: 
Es soll nach Lösungen für die wirtschaftlichen 
und sozialen Probleme des Volkes gesucht wer- 


. den, indem Forderungen gegen die Oligarchie 


durchgesetzt werden, aber gleichzeitig ist es 

auch das Ziel, Selbstverwaltungsformen der 

Gemeinschaft zu stärken. 

° Das einzig sichere Mittel, um der Oli- 
garchie gegenüber Terrain gutzumachen, 
ist, Kämpfe hervorzubringen, die das Volk 
in der Konfrontation erziehen und gleich- 
zeitig Selbstverwaltungsformen entwickeln, 


die den Massen helfen, Selbstvertrauen zu 
gewinnen und mit den Konzepten der bür- 
gerlichen Demokratie zu brechen. 

° An den institutionellen Spielräumen wird 
mit dem Ziel teilgenommen, die oligarchi- 
schen Pläne zu stören und zu zersetzen, um 
gleichzeitig eigene Räume der Massen auf- 
zubauen, die von ihnen selbst geleitet und 
als Pfeiler der neuen Legitimität begriffen 
werden.« (UCELN 1989) 


Vollversammlungen, linke Bürger- 
meister, politische Organisationen 
Die Entwicklung selbstverwalteter Räume 
und Bewegungen war nicht allein von der Gue- 
rilla ausgegangen. Die gesamten 8oer Jahre 
waren in Kolumbien von Protesten und Un- 
ruhen bestimmt. Die Guerillaorganisationen 
hatten sich innerhalb der Bauernverbände, 
Stadtteilorganisationen, Basisgemeinden, Ar- 
beitsplatzkämpfe und Studentenproteste 
zwar daran beteiligt, aber sie nicht erfunden. 
Das Ziel des Poder Popular war nun, diesen 
sozialen Bewegungen die Legitimität als 
eigentliche Autorität im Land zu verschaffen. 
Man förderte in Dörfern, Stadtteilen und 
Betrieben den Aufbau räteähnlicher Struk- 
turen, ohne jedoch die klassischen Formen 
von politischer Vertretung völlig abzuleh- 
nen. Gewerkschaften und autonome Arbeits- 
platzorganisationen wurden ebensowenig als 
Widerspruch begriffen wie auch die Wahl 
linker Bürgermeister für den Aufbau von 
Dorfversammlungen. Kritisch war die ELN 
- im Gegensatz zu KP und FARC - nur auf 
höherer Ebene der Repräsentanz: In das Par- 
lament setzte man keine Erwartungen. So 
startete die Organisation 1990 ein Pilot- 
projekt in mehreren Gebieten, um die Wahl 
linker Bürgermeister zu unterstützen. Auf 


höherer Ebene blieb man hingegen beim ak- 
tiven Wahlboykott und forderte stattdessen 
den Aufbau einer Asamblea Nacional Popu- 
lar, eines Gegenparlaments der sozialen Be- 


wegungen und der politischen Opposition. 
Der Aufbau des Poder Popular war und 
ist keineswegs marginal. In etwa 600 der 1000 
Landkreise Kolumbiens gibt es deutliche 
Guerillapräsenz. Ende der 8oer Jahre dürften 
etwa 50-80 Bürgermeister Kolumbiens aus 
der radikalen Linken gekommen sein, in 
Hunderten von Gemeinden gab es starke 
linke Präsenz, d.h. auch basisdemokratische 


Parallelstrukturen (z.B. Dorfversammlungen, 


die neben den Gemeinderäten funktionier- 
ten) und im ganzen Land oppositionelle so- 
ziale Bewegungen, die auch den Lebensalltag 
der Bevölkerung veränderten. 

Doch nicht nur Guerilleros entdeckten in 
den 8oern Antonio Gramsci für sich. Im 
Washingtoner Santa Fe II-Dokument, das zur 
Amtsübernahme der Bush-Administration 
1988 erstellt wurde und als Leitlinie für die 
Lateinamerika-Politik des republikanischen 
Präsidenten diente, wurde ausführlich auf 
die Gefahr gramscianischer Strategien auf 
dem Subkontinent eingegangen. Die größte 
Gefahr, so hieß es im Dokument, gehe von 
den Versuchen der lateinamerikanischen 
Linken aus, kulturelle und soziale Einrich- 
tungen zu unterwandern und nach eigener 
Hegemonie zu streben. Das Dokument, das 
von Kolumbien als dem »EI Salvador der 
goer Jahre« sprach, machte sich sogar die 
Mühe, seiner Leserschaft den kommunisti- 
schen Theoretiker aus Italien vorzustellen. 
Noch mehr als bisher rückten damit die 
Pfarrer, LehrerInnen, StadtteilaktivistInnen, 


führerInnen der Opposition als auch allge- 
mein gegen die Bevölkerung von als aufsässig 
geltenden Dörfern und Stadtteilen. 

Allein die sozialdemokratische Wahl- 
allianz Uniön Patriötica hat dadurch seit 
1984 an die 4000 AktivistInnen verloren, viele 
von ihnen BürgermeisterInnen oder Abge- 
ordnete. In Dörfern, in denen Vollversamm- 
lungen zusammentreten oder auch einfach 
nur kooperative Einrichtungen existieren, 
werden Massaker verübt, in den als links gel- 
tenden Stadtteilen Bogotäs und Medellins 
mähen »Unbekannte« schon einmal fußball- 
spielende Jugendliche auf einem Bolzplatz 
einfach mit der Maschinenpistole um. 

Das soziale Geflecht, das die Ahnung 
einer solidarischeren Gesellschaft vermitteln 
könnte und Ausdruck eben jenes Poder 
Popular ist, wird stets zum ersten Angriffs- 
ziel der Paramilitärs. Im vergangenen Okto- 
ber wurde im Osten der Provinz Antioquia 
eine ganze Ortschaft gesperrt und nach 


Aktivisten der lokalen Bürgerbewegung 


und Stadtteilen reicht aus, um oppositionel- 
le Strukturen in den Abgrund zu treiben. 
Der einzige Ausweg hiergegen wäre eine 
reale Autonomie der Gebiete in dem Sinne, 
daß Armee und Paramilitärs der Zugang 
völlig gesperrt wird. Das jedoch ist einer 
Guerilla, die an Material und Ressourcen un- 
terlegen ist, völlig unmöglich. Ihre große 
Stärke besteht darin, mobil zu bleiben und 
sich zurückziehen zu können. Anfang 1999 
verschärfte sich dieses offenkundige Problem 
in zwei Hauptgebieten der Guerilla erneut. 
Mitte April drohten die Paramilitärs, das von 
den FARC kontrollierte Gebiet um San 
Vicente de Caguän, immerhin eine Region 
von der Größe der Schweiz, zu überfallen 
und die Bevölkerung zu massakrieren. Selbst 
hier, wo sich nach Vereinbarungen mit der 
Regierung die Armee im vergangenen De- 
zember zurückziehen mußte und nur noch 
die Guerilla auf den Straßen patrouilliert, 
wird die Bevölkerung also einen Teufel tun, 
offen die Meinung zu sagen oder sich sogar 


durchkämmt: 500 Menschen wurden festge- öffentlich zu organisieren. Im Ernstfall ist 


linken Abgeordneten etc. ins Fadenkreuz us- nommen, 50 von ihnen ermordet. Als die die Guerilla selbst hier nicht in der Lage, eine 
Strafexpedition völlig auszuschließen. Selbst- 


verwaltete Strukturen werden in dem Gebiet 


amerikanischer Repressionsstrategen. British Petroleum 1996/97 die Pipeline Cusi- 


ana-Covenas durch das als »rote Zone« gel- 


Die Strategie des Terrors 
In Einklang mit den in Fort Bragg und Fort 
Benning (USA) unterrichteten Richtlinien 
zur Aufstandsbekämpfung in Lateinamerika 
und mit aktiver Unterstützung ausländi- 


scher Söldner (gesichert ist die Präsenz von 


ehemaligen britischen und israelischen 
Geheimdienstagenten) wurden in Kolumbien 
ab 1983, parallel zur Entwicklung der so- 
zialen Bewegungen, Hunderte von parami- 
litärischen Gruppen aufgebaut. Finanziert 
und ausgerüstet wurden diese Todesschwa- 
drone gemeinsam von Armee, Bananenunter- 
nehmen, Drogenhändlern, verschiedenen 
Ministern und Viehzüchtern. Die Angriffe 


richteten sich sowohl selektiv gegen die An- 


tende Gebiet um Segovia (ebenfalls Antio- 
quia) verlegen ließ, waren erneut Mitglieder 
des örtlichen Menschenrechtskomitees und 
von Stadtteilorganisationen Hauptziel der 
Anschläge. In einem Jahr zählte man etwa 
ı40 Opfer, und das in einer Stadt, die kaum 


50.000 EinwohnerInnen hat. Ähnliche Bei- 
spiele ließen sich dutzendweise aneinander- 
reihen. 

Das Volksmachtkonzept ist so gesehen 
eindeutig gescheitert. Anstatt den Aufbau 
einer neuen Gesellschaft zu fördern, hat es 
dazu geführt, daß eine bis dahin verborgene 
Opposition öffentlich und damit angreifbar 
geworden ist. Ein einziger Informant der Ar- 


mee oder der Paramilitärs in Ortschaften 


also, zumindest öffentlich, nicht entstehen. 
Noch kritischer ist die Situation im wich- 
tigsten Goldfördergebiet Kolumbiens in der 
Provinz Bolivar (etwa 300 Kilometer nörd- 
lich Bogotäs). Mitte April entführte die ELN 
in einer spektakulären Aktion den Linien- 


flug Bucaramanga-Bogota hierher und for- 
derte Gespräche mit Präsident Pastrana. 
Doch dieser verweigerte nicht nur die Kon- 
taktaufnahme, sondern lief Armee und Pa- 
ramilitärs aufmarschieren. Als die Militärs 
nicht in der Lage waren, in das von der Gue- 
rilla gehaltene Gebiet vorzudringen, wurden 
die Ortschaften zwischen den Städten San 
Pablo und Sımiti flächendeckend bombar- 


diert. Nach Angaben von Menschenrechts- 
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organisationen wurden - bei völliger Nach- 
richtensperre in den Medien - mehrere 
Tausend Flüchtlinge von Lebensmittelliefe- 
rungen abgeschnitten und aus der Luft 
angegriffen. Das Patt hielt wochenlang an 
und erzeugte ein neues Problem. Sowohl die 
Dörfer als auch die Flüchtlinge, die sich in 
diese Richtung (und nicht in die von der 
Armee besetzten Städte) zurückgezogen 
haben, sind gebrandmarkt. Jede kommunale 
Einrichtung in den betroffenen Ortschaften 
ist von nun an erklärtes Angriffsziel der 
Militärs. Der Bevölkerung bleibt eigentlich 
nur noch, sich wie in Guatemala in versteckte 
Dörfer im Urwald zurückzuziehen. 


Poder militar statt Poder Popular? 
Irreguläre Armeen können keine autono- 
men Gebiete verteidigen. Doch sobald ein 
Konflikt eskaliert, verwandelt sich die soziale 
oder politische Organisierung der Bevölke- 
rung in das wichtigste Angriffsobjekt der Ar- 
mee. Weil die Guerilla nicht zu fassen ist, 
wird das soziale Geflecht zerschlagen, aus 
dem sich die Opposition nährt. Einziger zi- 
viler Schutz dagegen wäre eine internationa- 
le Öffentlichkeit, die, wie in El Salvador in 
den 8oer Jahren, den schmutzigen Krieg zu- 
mindest bremsen konnte. Doch das wird 
immer schwieriger: Zu integraler Kriegs- 
führung gehört auch die repressive Medien- 
politik: gezielte Falschinformation, Informa- 
tionssperren, Bedrohung kritischer Journa- 
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listInnen, Aufbau systemnaher NRO, Unter- 
stützung der allgemeinen Entpolitisierung etc. 

Als einziger Ausweg bleibt die Rückkehr 
in die Klandestinität. In den kolumbiani- 
schen Guerillas wird es heute als Fehler 
begriffen, sich in den 80er Jahren so öffentlich 
gemacht zu haben. Politische Organisierung 
muß wieder unter konspirativen Vorausset- 
zungen stattfinden: Kleingruppen statt Voll- 
versammlungen, klandestine Propaganda, be- 
schränkter Zugang zu Informationen. Aber 
vor allem bedeutet es: Militärische Ausrüs- 
tung sozialer Organisationen. Wenn sich heu- 
te kolumbianische Bauern und Stadtteilbe- 
wohnerInnen zusammenschließen, dann oft, 
um eigene Sicherheitsinteressen zu verteidi- 
gen. Die Bewaffnung ist in vielen Landestei- 
len der einzige Schutz vor paramilitärischen 
Überfällen geworden. Was an öffentlichen 
Bewegungen in den vergangenen zehn Jah- 
ren zerschlagen wurde, hat sich zu einem 
erheblichen Teil in bewaffneten Milizen wie- 
dergefunden. Das heißt nicht, daß es keine 
Massenmobilisierungen mehr geben würde: 
Die Bauern- und Gewerkschaftsproteste in 
Kolumbien im Oktober 1998 und April/Mai 
1999 haben Hunderttausende auf die Stra- 
ßen gebracht. Doch die Organisierung die- 
ser Menschen ist sporadischer. Man demon- 
striert und verschwindet wieder. 

Der Aufbau neuer sozialer Beziehungen 
und demokratischer Machtstrukturen, also 
des Poder Popular, leidet sichtlich unter sol- 


hl 


chen Voraussetzungen. Direkte Demokratie 
ist ohne öffentliche Debatten nicht möglich. 
Natürlich bleibt die Hoffnung, daß die noch 
existierenden Organisationen ihren Anspruch 
weiter ernst nehmen, doch da bleiben 
eigentlich nur noch zwei große Pole: die ver- 
gleichsweise linken Gewerkschaften (die aber 
auch von kleinen Kernen von AktivistInnen 
bestimmt werden) und die Guerilla selbst, 
die einer militärischen Dynamik unterwor- 
fen ist, und Demokratie und militärische 
Struktur vereinbaren sich ja bekanntlich nur 
schwer miteinander. 

Wie man es auch dreht und wendet: 
Volksmacht oder Autonomie wird, sobald 
sie ein herrschendes System grundsätzlich 
in Frage zu stellen droht, zerschlagen wer- 
den. Bisweilen folgt dies, wie bei der us- 
amerikanischen MOVE in Philadelphia, 
nicht einmal einer politischen oder ökono- 
mischen Rationalität, sondern einfach dem 
Auslöschungswunsch gegenüber »dem An- 
deren«. Es gibt kein richtiges Leben im Fal- 
schen. Andererseits wissen wir auch, daß es 
nie etwas »Richtiges« geben kann, wenn es 
nicht schon im Falschen antizipiert worden 
ist. Revolten, die den Geist der Befreiung 
nicht in sich tragen, bleiben sterile oder sogar 
brutale Unterfangen. Man muß das Unmög- 
liche weitermachen. Die Quadratur des Krei- 
ses als Frage fürs nächste Jahrhundert! 
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Autonomes Zentrum 
Dahlweg 64 
52062 Aachen 


Colibri 
Austraße 14 
96047 Bamberg 


Argument 
Reichenberger Straße 150 
10999 Berlin 


ARI 
Yorckstraße 59 
10965 Berlin 


B-Books 
Lübbener Straße 14 
10997 Berlin 


Buchladen Oh 2ı 
Oranienstraße 21 
10997 Berlin 


Schwarze Risse 
Gneisenaustraße 2a 
10961 Berlin 


Dante 
Oranienstraße 163a 
10999 Berlin 


Der Kleine Buchladen 
Weydingerstraße 14-16 
10178 Berlin 


fsk 
Segitzdamm 2 
10999 Berlin 


Daneben 
Liebigstraße 34 
10247 Berlin 


Kraut + Rüben 
Oranienstraße 15 
10999 Berlin 


M 99 
Manteuffelstraße 99 
10997 Berlin 


O 45 
Oranienstraße 45 
10999 Berlin 


Papiertiger 
Cuvrystraße 25 
10997 Berlin 


Politik & Rausch 
Grünberger Straße 73 
10245 Berlin 


Syndikat 
Weisestraße 56 
10249 Berlin 


VNN 
Kastanienallee 86 
10435 Berlin 


Infoladen Anschlag 
Heeperstraße 132 
33607 Bielefeld 


Infoladen 
Farbstraße ı5 
74321 Bietigheim 


UbU 
Universitätsstraße 16 
44789 Bochum 


Notstand 
Universitätsstraße 150 
44801 Bochum 


Le Sabot 
Breite Straße 76 
53111 Bonn 


Umschlagplatz 
St.-Paulistraße 10-12 
28203 Bremen 


Buntes Chaos 
Hannoversche Straße 16 
29225 Celle 


Volk & Wissen 
Schlachthofstraße 25 
06844 Dessau 


taranta babu 
Humboldtstraße 44 
44137 Dortmund 


Infoladen Dresden 
Louisenstraße 93 
01099 Dresden 


Bibabuze 
Aachener Straße ı 
40223 Düsseldorf-Bilk 


Asta Buchladen 

der H.-Heine-Universität 
Universitätsstraße ı 
40225 Düsseldorf 


Antiquariat & Buchladen 
Pulverweg 33 


47051 Duisburg 


Weltbühne 
Gneisenaustraße 226 
47057 Duisburg-Neudorf 


Buchhandlung Carl v. 
Össietzky 


Heiligengeistgang 9 
24937 Flensburg 


Uni-Buch 
Jügelstraße ı 
60325 Frankfurt/Main 


Infoladen 
Leipziger Straße 9ı 
60487 Frankfurt/Main 


Jos Fritz 
Wilhelmstraße ı5 
79098 Freiburg 


Buchladen Rote Straße 
Nikolaikirchhof 7 
37073 Göttingen 


Info-Cafe im JUZI 
Bürgerstraße 4 
37073 Göttingen 


Bücherwurm 
Gartenstraße 39 
73033 Göppingen 


Quadrux 
Langestraße 28 
58089 Hagen 


Infoladen Glimpflich 
Ludwigstraße 37 
06108 Halle 


Heinrich-Heine-Buchh. 
Schlüterstraße ı 
20146 Hamburg 


Schwarzmarkt 
Kleiner Schäferkamp 
20357 Hamburg 


Cafe und Buch 
Marktstraße 114 
20357 Hamburg 


Buchladen 

in der Österstraße 
Österstraße 156 
20255 Hamburg 


Nautilus 
Friedensallee 7-9 
In den Zeisehallen 
22765 Hamburg 


Buchhandlung 
Schanzenviertel 
Schulterblatt 55 
20357 Hamburg 


Infoladen Hanau 
Metzgerstraße 8 
63450 Hanau 


Infoladen Korn 
Kornstraße 28-30 
30167 Hannover 


Annabee 
Gerberstraße 8 
30169 Hannover 


Infoladen Moskito 
Alte Bergheimer Straße 7a 
69115 Heidelberg 


der andere Buchladen 
Zülpicher Straße 197 
50937 Köln 


Infoladen 


Ludolf-Camphausenstraße 36 


50672 Köln 


Gestochen Scharf 
Elfbuchenstraße ı8 
34119 Kassel 


Zapata 
Jungfernstieg 27 
24103 Kiel 


der andere buchladen 
Dionysosstraße 7 
47798 Krefeld 


Conne Island 
Koburger Straße 3 
04277 Leipzig 


Vamos Adelante 

c/o Arbeitslosenzentrum 
Schwartauer Allee 39/41 
23554 Lübeck 


Nixda 
Raimundistraße 13 


55118 Mainz 


Infoladen Mannheim 


Käthe-Kollwitz-Straße 2-4 


68169 Mannheim 


Roter Stern 
Am Grün 28 
35037 Marburg 


prolibri 
Schillerstraße 22-24 
41061 Mönchengladbach 


Basis Buchhandlung 
Adalbertstraße 41b-43 
80799 München 


Infoladen 
Breisacherstraße ı2 
81667 München 


Infoladen Bankrott 
Dahlweg 64 
48153 Münster 


Infoladen OMEGA 
Bahnhofstraße 44 
24534 Neumünster 


Buchhandlung Libresso 
Bauerngasse 14 
90443 Nürnberg 


Schwarze Katze 
Mittlere Kanalstraße 19 
90429 Nürnberg 


Antiquariat Kuhlmann 
Gellerststraße 13 
46049 Oberhausen 


Buchhandlung 

an der Eichendorffschule 
Bleichstraße 9 

63065 Offenbach 


»3. Welt« -Infozentrum 
und -Laden 
Augustraße 150 

26121 Oldenburg 


Zett 
Alte Münze ı2 
49074 Osnabrück 


Schnick-Schnack 
Borchenerstraße 12 
33098 Paderborn 


tierra y libertad 
Thiergartener Straße 4 
0827 Plauen 


Attatroll 
Herner Straße 16 
45657 Recklinghausen 


Nepomuk 
Unter den Linden 3 
72762 Reutlingen 


Infobüro Freiwerk 
Waldstraße 52 
65429 Rüsselsheim 


Infoladen 
Brauerstraße 39 
66123 Saarbrücken 


Infoladen Heslach 
Mörikestraße 69 
70199 Stuttgart 


Infoladen 
Eberhardstraße 28 
54290 Trier 


Infoladen Wiesbaden 
Werderstraße 8 
65195 Wiesbaden 


Cafe Klatsch 
Marcobrunnerstraße 9 
65197 Wiesbaden 


Buchhandlung Neuer Weg 
Sanderstraße 9 
97070 Würzburg 


Infoladen Wuppertal 
Brunnenstraße 41 
42105 Wuppertal 


Infoladen 
Kapuzinerstraße 36 
A-4020 Linz 


Infoladen Zehn 
Ernst-Kirchweger-Haus 
Wielandgasse 2-4 
A-1100 Wien 


Infoladen Romp 
Denkmalstraße ı7 
CH-6006 Luzern 


International Bookshop 
Het Fort van Sjakoo 
Jodenbreestraat 24 
NL-ı011 Amsterdam 


Progressieve boekhandel 
Rosa 
Folkingedwarsstraat 16 A 
NL- Groningen 


Boekkafe De rooie Rat 


Oudegracht 65 
NL-3511ı AD Utrecht 
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N\ Xmeara” An 


Die reaktionäre Gewalt 
der bürgerlichen Institutionen 
beantworten wir 


mit revolutionärer Gewalt 


Nanni Balestrini, aus: »La violenza illustrata«, erschienen 1976 bei Einaudi 


Es begann Anfang der Woche den Arbeitern 
war bewußt geworden daß sie neue Formen 
des Kampfes finden mußten die ihre Kraft 
bewiesen es begann mit der Einteilung der 
Werkstätten und Demonstrationszüge jeder 
Zug machte einmal die Runde und fertig. An 
einem Septembertag die Luft roch nach 
Kühen und Wein heirateten zwei Italiener 
namens Maria und Giovanni in einer roma- 
nischen Kirche es war kühl drin mit großen 
Freskofragmenten auf den Steinmauern. 
Also machten wir den Vorschlag eine Säube- 
rung bei den Delegierten durchzuführen 
und diejenigen rauszuwerfen die nicht mit- 
machten wir kämpfen seit 5 Monaten wir 
kennen jeden und es gibt viele Delegierte die 
sich nie zeigen außer bei einem Mißtrauens- 
antrag gegen die Extremisten. 

Die beiden waren jung Maria ı8 Giovanni 
25 Jahre sie kannten einander seit Kindesbei- 
nen auch die Familien kannten sich ihr Ver- 
hältnis war leidlich vertrauensvoll gleich 
nach der Hochzeit sprach Giovannis Vater 
zu seinem Sohn traue niemandem. Wir 
haben mehrfach mit den Mechanikern Kon- 
takt aufgenommen daß sie zu uns kommen 
sollten Montag nach dem Demonstrations- 
zug kamen wir zu Tor ı1 das am wichtigsten 
ist weil hier die Container T.I.R. und der 
Zoll reinfahren. Man sagt die Ehre gilt nichts 
und doch ist sie wichtiger als das Leben 
ohne Ehre genießt du kein Ansehen das 
eigenartige Gespräch am Hochzeitstag doch 
Giovanni verstand die Rede des Vaters gut 


Tu ohne ihn zu begreifen den jedermann für 


gutmütig hielt. 

Da standen die Laster wir verlangten vom 
Wachpersonal die Schlüssel-der Kapo rief die 
Direktion an aber die. Wagen warteten nicht 
wir sind ein bißchen zurück das Wachperso- 
es hat telefoniert hallo ja ich verbinde dan- 


m "ke Ende und damit hauten sie ab. Sie wußten 


nicht mehr wann sie zu sündigen begannen 
Maria mag. ı3 gewesen sein sie küßten sich 
oft in in den Frühlingsnächten neben der 
Quelle in einer Tuffsteingrotte verborgen 
unter Büscheln Frauenhaar es tröpfelte und 
roch nach Feuchtigkeit und Erde. Da sprang 
das Tor plötzlich weit auf und es gab eine 
große Begrüßung Umarmungen ein ziem- 
liches Durcheinander weil keiner wußte 
wohin einige Delegierte und Arbeiter woll- 
ten die von der Mechanik in die Halle brin- 
gen damit ein Band weiterlief. 

Es muß unter diesen Sträuchern gewesen 
sein wohl bei der Quelle aber alles ist ver- 


worren es ist lange her Maria weinte mehr- 


mals warum weiß man nicht denn sie 
umarmte ihn fest umschlang ihn mit Armen 
und Beinen unter Sternen und tröpfelndem 
Frauenhaar. Also kletterte ich auf einen von 
diesen Graskästen mit Bäumchen die sich 
die FIAT leistet um zu zeigen daß sie auf 
Umweltschutz achtet Grasbüschel in Zement 
und sagte daß man jetzt wo sich die zwei 
Abteilungen vereinigt hätten weitermachen 
und die Werkstore sperren müßte wenig- 
stens die Tore o 10 und ıı für die Lastwagen. 
Es gab viele Gerüche und Düfte die sie beide 
liebten den Geruch der tiefen Lagunen- 
gewässer in Venedig den Geschmack von 
Wassermelonen vor allem den Duft von Brot 
und Pommes frites. 

Und forderte nochmals diejenigen auszu- 
schließen die den Forderungen der Massen 
nicht Rechnung tragen und sagte sie sollen 
den Unsinn mit den 8 Lohngruppen auf- 
hören denn wir kämpfen für 5 Lohngruppen 
mit automatischer Lohnanpassung und des- 
halb drehten zwei oder drei Delegierte von der 
Mechanik durch. Sie waren zu jung hatten 
noch nicht gelernt den Geruch der Kräuter 
zu lieben Minzkraut Rosmarin Salbei Knob- 
lauch das begann später auch Olivenöl lieb- 
ten sie später als sie älter waren. Die Genos- 
sen führten die Anweisungen aus verteilten 
sich auf die Tore wo wir ein paar Stunden 
Streikposten standen und sofort merkten 
wir daß unser Kampf wirksam war wegen der 
Anzahl der Laster die vor den Toren stecken 
blieben und die Einfahrt verstopften. 

Zu jener Zeit begänien sie häufiger Fisch 
zu essen und fanden Gefallen an den tiefen 
Gewässern in den Meeren Süditaliens sie 
hatten ein großes Ehrgefühl davon hatte 
Giovannis, Vater am Hochzeitstag gespro- 
chen. Nach Beendigung des Streiks den die 
Gewerkschaft ‚ausgerufen‘ hatte, gingen wir 
wieder rein und räumten mit der kläglichen 
Minderheit auf ‚die noch „arbeitete und 
erläuterten denen die drin geblieben waren 
die neue Kampfmethode und unsere Befrie- 
digung darüber. Die Ehre bedeutete gegen- 
seitige Treue niemals über sich selbst reden 
es sei denn miteinander nicht gegenüber 
Dritten das war überliefert sie wußten daß 
die Ehre es niemandem erlaubte sie zu ver- 
achten sie schliefen deshalb gern nachts in 
einem Bett zusammen. 

Mittwoch streikte die erste Schicht drei 
Stunden normal um 14.30 hat die zweite 
Schicht von der Montage die Arbeit erst gar 
nicht aufgenommen und einen Demonstra- 


tionszug im Werk gemacht dann um 15.30 


hat die FIAT die gesamte Lackiererei nach 
Hause geschickt. Sie sanken in tiefen Schlaf 
beschirmt von der Kraft der Ehre in ihren 
Düften und Gerüchen denn in jenen Jahren 
wuschen sie sich aus Erziehung nicht so 
übertrieben wie heute sondern sparsamer- 
weise nur das Nötigste heutzutage würde 
man sagen sie waren unsauber. Ich bin um 
16 Uhr aus der Werkstatt da war bereits ein 
Tor durch Kisten blockiert Arbeiter blockier- 
ten die Laster mit vollgeladenen Wagen Dis- 
kussionen mit den Fahrern zu Tausenden 
lagen die Leute auf den berühmten Grün- 
flächen das war ein Aufruhr. 

Die Jahre vergingen es waren die Jahre 
der Jugend sie schienen nie zu vergehen 
denn in ihnen veränderte sich nichts da sie 
tief verwurzelt waren mit ihrer Region auch 
wenn sie begonnen hatten umherzureisen. 
Dann gingen wir dahin wo die Innenstraßen 
zum Tor ıı zusammenlaufen ein weiterer 
Demonstrationszug der im Werk herum- 
gelaufen war kam wir sprachen die Aufga- 
ben ab es wurde beschlossen daß auch die 
Schweißer ihren Streik bis ıı Uhr verlängern 
sollten. Die anderen Regionen Italiens waren 
wie Ausland sie begriffen jedoch nach und 
nach daß auch die Bewohner dieser fremden 
Staaten Italiener waren daß sie alle jeder auf 
andere Art gleichsam eingehüllt waren in 
ihre regionale Ehre. 

Plötzlich war eine Masse Fahrräder da 
wer weiß woher dann merkten wir daß sie 
den Streikbrechern gehörten die streikenden 
Arbeiter hatten sie einfachaus,demFährrad- 
ständern geholt. Sie waren oft'sehr schweig- 
sam wußten sich nichts zu sagen’ Giovanni 
ergriff wie das unter Knaben üblich ist!Marias 
Hand mit der anderen klopfte er ihren Rücken 


diese Vertrautheit wat etwas'ganz ähnliches 


wie die Ehre sie begriffen wie wahr es war 
daß der einzige Mensch auf den sie sich _ver- 
lassen konnten der andere war. Wir haben Sta- 
fetten organisiert ich bin mit einer Anzahl 
Genossen ab zu den Werkskantinen weil wir 
denen die beim Essen saßen die neue Streik- 
form erklären wollten in der Gruppe waren 
junge sehr kämpferische Genossen. 

Sie hatten keine klare Vorstellung von der 
Institution der Familie oder der Ehe wie all- 
gemein üblich sie lebten ganz einfach 
zusammen ihnen wurde mehr und mehr 
bewußt ja man konnte den anderen lItalie- 
nern einigermaßen trauen aber weniger war 
besser als mehr. Wir liefen durch die Kanti- 
nen und sammelten an allen Tischen die ja- 


Stimmen sie sagten zu uns na endlich wir 
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haben 5 Monate gebraucht das zu kapieren 
als ob ich Delegierter wäre dann haben wir 
über die Delegierten diskutiert d. h. wir haben 
uns vernünftig organisiert. Was bedeutete 
jemandem vertrauen sie wußten es nicht 
genau denn sie waren noch jung manchmal 
kamen sie in Versuchung sich anzuvertrauen 
aber das war so unsicher das Gegenteil einer 
anderen unklaren Sache war der Verrat des- 
halb war ihre Beziehung zu anderen Perso- 
nen auch zu ihren Jugendfreunden sehr auf- 
richtig aber keiner der beiden erzählte alles 
man muß schweigen um zu leben. 

Die Delegierten die wirklich welche sind 
haben wir behalten die anderen die ihre 
Befehle von der jeweiligen Zentrale erhielten 
haben sich selbst ausgeschlossen es gab 
Delegierte die Karten spielten und die 
Arbeiter sagten seht mal das da sind unsere 
Delegierten. Sie bekamen ein Kind das sie 
Francesco nannten sie hatten die Gabe zu 
leben diese italienische Art die nicht jeder 
Italiener hat sich zu bewegen zu gehen und 
zu lächeln die wie aus den Wellen des Mittel- 
meers aufzusteigen scheint. Dann wieder 
zurück in die Karosserie wo gerade Gruppen 
zu den Werkstoren aufbrachen sie sagten auf 
zu Tor o wo liegt Tor 10 wir verstärken bei 9 
da sind nur drei Mann wir fuhren per Fahr- 
rad voraus denn die FIAT ist riesig und sie 
kannten den Weg nicht. 

Um 9 Uhr kamen die Gießereiarbeiter an 
und wollten Informationen wir benutzten das 


viele Italiener hatten. Versammlung ein De- 


legierter vom linken Gewerkschaftsflügel sagt 
daß unser Kampf richtig sei wir hoffen daß 
ihr die Kraft habt den Kampf voranzutreiben 
undsoweiter hinterher sprach ich und sagte 
ein bißchen mehr ich sagte daß ich sicher 
wäre daß auch die andere Schicht weiter- 
macht und daß es nötig sei auch die andere 
Schicht zu Organisieren weil sie die gleichen 
Probleme haben. 

In Giovannis Körper erhielten sich ganz 
wie bei Maria die Muskeln Nerven der Schlaf 
und der Hunger eines Knaben Francesco 
war sein Ebenbild ein paar mal wurde Gio- 
vannıi von seinen Freunden geneckt weil er 
sich während der Arbeit am Mikroskop in 
seinem Kittel sitzend an jemand schmiegte 
er lehnte seinen Kopf auf dessen Schulter 
und schlief. Donnerstag 9 Uhr ich schlief 
ruft ein Genosse an und sagt ganz Mirafiori 
ist besetzt alle Tore sind in unserer Hand 
10.30 war ich mit Frau und Kind zur Stelle 
weil sie wissen wollte was eine Besetzung ist 
zu Hause erzähle ich immer von unserem 
Arbeitskampf und was vorfällt. Es gab nie 
Streit nie hatte Maria einen anderen Mann 
und Giovanni nie eine andere Frau es gab 
nie Eifersuchtsprobleme weil sie sich im 
Laufe der Zeit immer anders liebten und 
jeder dachte an die Ehre des anderen. 

Mein Sohn ist 6 wir sind zu den ganzen 
Toren hin überall wehten Fahnen er fragte 
wer sind die auf den Dächern dort mit den 


weißt Du der ist nie in seinen Fabriken viel- 
leicht sitzt er jetzt gerade in seinem Privat- 
hubschrauber und schaut von oben zu wie 
ihm seine Fabrik aus den Händen fällt. 

Sie waren nicht mehr jung aber ihre Haut 
ihr Fleisch ihr Speichel und ihre Haare 
waren noch ziemlich jung im Gesicht war 
Giovanni gealtert er hatte graue Haare Trä- 
nensäcke und seitlich der kleinen kindlichen 
Nase zwei scharfe Falten. Wir trafen noch 
einen Genossen mit seinem Sohn die zwei 
paßten zusammen in dem Moment wo das 
Dein Kampf wird ist das ein Fest des Prole- 
tariats wo jeder seine Identität wieder 
erlangt man ist kein Zahnrad mehr sondern 
eine Anzahl Gehirne die sich koordinieren 
und sich selbst und die anderen leiten. Maria 
war nicht stärker geworden aber auch sie 
hatte ein paar graue Haare ihre Brüste ihr 
Fleisch waren wirklich nicht mehr das es 
fehlte die Festigkeit Giovanni der sie immer 
berührt hatte im Ernst und im Spiel seit er 
ein Junge war ließ es aus Rücksicht sein. 

Ohne das wäre es sinnlos eine Fabrik zu 
besetzen dann gab es Streikbrecher die der 
Unternehmer mit seinen Phrasen derart ver- 
nebelt hatte daß sie ankamen und fragten ob 
man eine schriftliche Erlaubnis brauchte um 
rein und raus zu kommen darauf ich sagt 
mal sind wir vielleicht Eure Vorgesetzten. 
Maria verstand diese Rücksichtnahme aber 
nur dunkel und jedes Mal wenn sie sich im 
Spiegel betrachtete nackend im Bad sprach 
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Telefon vom Werkschutz und verabredeten 
uns vor Tor o bei Schichtende um die Lage zu 
besprechen. Dieses Zusammenhalten ver- 
dankten sie ihrer großen Natürlichkeit viel- 
leicht entstand sie durch die Eheschließun- 
gen ihrer Ahnen und Väter sie entsteht 
durch die gemeinsamen Bewegungen die man 
in der Jugend macht auf der gleichen Scholle 
wenn man miteinander ißt und schläft und 


eine Familienähnlichkeit die damals sehr 


Fahnen und ich das sind die Arbeiter die den 
Unternehmer stürzen wollen. Sie bekamen 
eine Tochter die sie nach ihrer Großmutter 
Sylvia nannten sie kam mit einem winzigen 
körperlichen Defekt an der Hüfte zur Welt 
und hinkte etwas als sie größer wurde ihre 
Eltern grämten sich darob sehr als Sylvia ı3 
war und sich ihre ganze Schönheit zeigte 
halb Russin halb mongolisch verflog ihr 
(Giram. Und er aber wo ist der Unternehmer 


sie mit lauter Stimme zu sich ich bin alt und 


bedeckte ihre Blöße weil die Jugend ver- 
schwunden war. Ich erklärte ihnen daß wir 
den Klassenfeind unmittelbar bekämpfen 
wir machen uns das aufgeblähte Instrumen- 
tarium des Unternehmers nicht zu eigen wir 
schließen nur den aus der gegen uns ist, 
Jeden Sommer fuhren sie ans Meer und 
manchmal machten sie im Geist Reisen durch 
Italien in ihrer Vorstellung lag Capua gleich 


ie Orte 


vor Porta Capuana denn sie sahen d 
hintereinander liegen sie erinnerten Cuma 
und die Schwefel. Beim Schichtwechsel ist 
überhaupt das Tollste passiert bei den 
Karosserietoren wurde die Entscheidung ge- 
troffen die Sperre am Werkstor abzulösen 
um sicherzustellen daß die Torsperrung die 
ganze Schicht weitergeführt werden konnte 
sowas hab ich noch nie erlebt. Diese Italien- 
reisen blieben klar in ihrem Gedächtnis auch 
wenn ihre Sinne mit jedem Jahr das verging 
abnahmen der Geruch der Luft der Ge- 
schmack der Speisen die Meerestiefen wirkten 
auf sie mit jedem Jahr weniger überraschend 
wenn auch dem Auge süßer und süßer denn 
je den Gedanken und der Erinnerung. 

Wie die Arbeiter ankamen sahen sie die 
ganzen roten Fahnen Arbeiter in ihren Kit- 
teln auf den Toren und der Mauer kurz die 
Sache lief anders als gewöhnlich aber am 
stärksten begeisterte mich und das gibt dir 
eine Vorstellung von der Kraft und dem 
Bewußtsein der Arbeiter die Torkontrolle. 
Sie wußten es nicht aber ihre Körper hatte 
eine ganz leichte Ermattung der Sinne und 
Gedanken und damit des Lebens ergriffen 
die Jahre verflogen so schnell und langsam 
ging ein Tag ihrer fernen Jugend zu Ende 
Sylvia war sehr beliebt eine der beliebtesten 
Frauen in Italien und Francesco wurde Vor- 
sitzender einer Gewerkschaft einer politi- 
schen Partei er war von Anfang an ein Idea- 
list. Sie hatten beschlossen daß nur Arbeiter 


reinkamen keine Kapos alle an den Pforten 


sagten heute nur Genossen rein Kollabora- 
teure draußenbleiben und dadurch wurden 
auch die Streikbrecher ausgesperrt das war 
ein Anblick wie die Genossen da am Eingang 
bei halbgeöffnetem Tor die Ausweise kon- 
trollierten. 

Eines Tages sprach Giovarini zu einem 
französischen Kollegen den Italiens Schick- 
sal mit Besorgnis erfüllte tout se tient en Ita- 
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lie schon aber wie lange noch für immer sag- 
te Giovanni eines Abends in einem Restaurant 
an der Piazza Santa Maria in Trastevere ın 
Rom ringsum Lampen Lichter ein Glitzern. 
Sie wurden einzeln reingelassen und jeder 
mußte sich von den Arbeitern einstufen lassen 
die Neuigkeit verbreitete sich auf dem ganzen 
Platz während die auf den Toren und der 
Mauer denen an der Pforte ankündigten wer 
kam Arbeiter Kapos oder allgemein bekannte 
Feiglinge. Und er sah sein ganzes Land vor 
sich liegen leuchtend und es schien ihm als 
ob Kirchen Kuppeln Ruinen und Schluchten 
Felder und Olivenhaine im Wind in der 
Sonne kochten von Meer umgeben einem 
Ausländer den Begriff der omertä zu er- 
klären war schwierig und Giovanni gab es auf. 
Sie brauchten keine Gewalt anwenden 
wenn ein Kapo kam schrie alles im Chor 
raus mit dir heute bestimmen wir reinkom- 
men nur unsere Genossen die Arbeiter dann 
lächelten sie gequält und gingen kopfschüt- 
telnd weg. Giovanni und Maria alterten 
plötzlich doch wie stets nur infolge jener 
barmherzigen Müdigkeit die beide ohne sich 
dessen bewußt zu sein von den unendlichen 
Illusionen der katholischen Kirche geerbt 
hatten ohne es zu wissen sie wurden es nicht 
gewahr. Wenn einer das Maul aufreißen 
wollte dann ging es tritt in Arsch den Streik- 
brecher aber ganz im Gegenteil sie hielten 
ein Volksgericht und erinnerten sie daran wie 
sie uns in den 5 Monaten geschadet hatten. 
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Keiner von beiden wurde gewahr daß sie 
ihr Leben bereits gelebt hatten sie bemerk- 
ten nicht daß sie den Himmel von Rom in 
der Frühe die Nachmittage am Lido di Vene- 
zia wenn der Bademeister beginnt die Son- 
nenzelte für die Nacht einzurollen oder die 
Palmen im August an der Piazza di Spana 
zum letzten Mal sahen. Die Verstockten gin- 
gen weg die das eine Mal gestreikt hatten 
und das nächste Mal nicht sie wurden umer- 


zogen alle Kollegen ihrer Kolonne waren da 
und erinnerten sie an jede Einzelheit denn 
der Arbeiter hat ein gutes Gedächtnis aber 
manchmal mußten sie allerdings nachhelfen. 
An einem Junitag merkte Maria daß sie 
beim Sprechen die Sätze vergaß sie blieben 
Gedanke und Maria drückte sich verworren 
aus oft unverständlich wenn er sie diese 
sinnlosen Sätze sprechen hörte wurde Gio- 
vanni sehr ernst und ihn ergriff ein unend- 
lichen Schmerz denn er begriff daß sie sterben 
würde Maria starb tatsächlich und nichts 
von ihr blieb im Haus zurück. 

Dann fragten sie ihn ob er sich anders 
besonnen hätte und wenn ja bekam er eine 
gewischt und wurde reingelassen und 
schwor das nie wieder zu tun und die auf 
der Mauer klatschten Beifall und die Fahnen 
wurden geschwenkt. Giovanni lebte noch ı1 
Jahre er lief viel arbeitete immer aber etwas 
war zerbrochen und das Leben verstrich und 
ging weiter auch nachdem Giovanni starb 
und schon seit langer Zeit hatte niemand 
mehr das Paar gesehen. Es gab auch Dele- 
gierte die murrten und sagten das sei unde- 
mokratisch die wurden übergangen doch 
das Allergrößte war daß alle zur Stechuhr 
mußten und durchs Tor kamen selbstbe- 
wußt und zufrieden mit erhobenen Armen 
und geballter Faust. 


In seinem) Buch (...) verwendet Nanni Balestrini 


mehrere Methoden der experimentellen Literatur. In 


em vorliegenden Text stellt er unterschiedliche Sprach- 
aterialien einander‘gegenüber. Balestrini konfrontiert 


den Leser mit diesen scheinbar unvereinbaren Texten, der 


dadurch gezwungen ist, nach dem Grund dieser Gegenü- 
berstellung zu fragen und so eine Nachricht erhält, die in 
den Texten selber nicht enthalten ist. 

In dem Kapitel »Dokumentätion« werden zwei Texte 
miteinander konfrontiert. Der eine stammt aus einem 
Interview über einen Arbeitskampf in der Turiner FIAT 
nd erinnert an Balestrinis Buch »Vogliamo  tutto« 
(deutsch im Trikont Verlag München unter dem Titel 
‚Wir wollen alles«). Der andere, eine Liebesgeschichte, 
könnte aus einem der noch heute in Italien verbreiteten 
sentimentalen Romane des vorigen Jahrhunderts, aber 
auch aus einer heutigen Illustriertenstory stammen. Die 
Texte werden in den 22 Abschnitten des Kapitels nach 
dem Schema 1... 2...1...- 2... ı... 2 vermischt.# 


soziale Epoche. Der eine für die Massenlinie der kämp- 
fenden Arbeiterklasse, die kollektive Erfahrung, der ande- 
re für die Subjektivität der Einzelerfahrung und daraus- 
folgend: Vereinzelung, Eskapismus, Kitsch. 

Der Schluß, der daraus zu ziehen wäre, ist auch politi 
scher Natur: Im Text über die FIAT artikuliert sich Mas- 
senbewußstsein, in der Liebesgeschichte wird falsches 
Massenbewußtsein angesprochen. 


RENATE CHOTIEWITZ-HÄFNER 
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Ein Gespenst geht um in Europa. Seit 
Anfang diesen Jahres beherrscht den Markt 
das neue Album von Blumfeld. Und Old 
Nobody hat Spuren hinterlassen. Für die 
einen ist es die modernisierte Form der 
neuen Innerlichkeit, für die anderen das 
Klopfen eines denkenden Herzens und für 
nochmal andere einfach nur Kitsch. 

Doch am Körper kommt man nicht vorbei. 
Er ist unsere ganz eigene Geschichte. Über 
das Körperliche zu sprechen bedeutet, über 
menschliche Subjekte zu sprechen. 

»Auf der Platte geht es um Kommunikation, 
um Sexualität, geht es um zwei Leute«, sagt 
Jochen Distelmeyer nicht etwa zu Old 
Nobody, sondern zu ihrer ersten LP Ich- 
Maschine. Also ganz die alten und doch 


ganz anders? 


Arranca!: Wie kommt € daß viele 

nicht recht glauben wollen, daß ihr es 

mit eurem neuen Album ernst meint? 
DisTELMEYER: Ja, das ist interessant. 
Zunächst muß man sagen, daß es nicht iro- 
nisch gemeint ist. Die Songs sind derselbe 
Style wie bei den anderen Platten. Ich glau- 
be, daß viele mit Aufrichtigkeit und Ehrlich- 
keit unseres CEuvres eine rockistische Härte 
erwarten. Wenn das Signal »authentisch!« 
wegfällt, lassen es viele nicht mehr an sich 
heran, lassen sich nicht berühren, verwei- 
gern zu bekennen: „Stimmt, das geht mir ja 
ganz genau so«. Den weichen Sound — der 
live gar nicht so da ist, eher auf Platte — 
kennt man von anderen. So Ist das neue 
Album eine Mitteilung in einem Briefkuvert, 
wenn ich das so sagen kann, das diese Leute 
ungern aufmachen. Es ist = on. Die 
Behauptung, wir meinen das ironisch, ist die 
einzige Möglichkeit das, was für sie nicht 
ehrlich ist, verlogen ist, wieder zu Blumfeld 
zu machen. Sie versuchen so, etwas Bedeut- 
sames, was sie gut fanden zu retten, Blum- 
feld, wie sie sie kannten. Das macht die 
Sache für uns kompliziert, denn wir meinen 
das nicht ironisch. Wir meinen das Album 
ernst und damit wird eine Auseinanderset- 


zung eröffnet. 


Der Aufbau eurer Show, des Sets war ein 
Schlüssel, um die neue Platte zu verste- 
hen oder besser zu verstehen. Sie hat sich 
sozusagen selbst hergeleitet und der 
Bruch, der scheinbar existieren soll, war 
nicht zu hören. 
Geil! Ich denke, wenn Ich-Maschine-Fans 
die neuen Stücke hören, setzt das Problem 
ein, welches ich gerade beschrieben habe. Es 
ist ihnen vertraut, es ist dieselbe Band, im- 
mer noch die Idee und auch der Gegenstand 
der Auseinandersetzung ist der gleiche ge- 
blieben. Aber: Es klingt doch ganz anders. Es 
scheint etwas komplett anderes zu sein. Hier 
setzt der Punkt ein, daß sie sich nicht mehr 
darauf besinnen, was sie hören, sondern mit 


Parametern arbeiten: Wenn das so und so 
klingt oder verhält, dann ist das nicht gut, 
dann ist das Schlager. Was Quatsch ist. 
Sowohl formal musikalisch, als auch inhalt- 
lich. Die Art, wie Schlager mit Liebe, Sexua- 
lität, Politik, Ich & Du umgeht, ist eine ganz 
andere als in Popmusik. Sie ist reaktionär, 
konservativ. Der Vorwurf findet sich auch 
wieder, wenn wir mit Pur verglichen wer- 
den. Und da werde ich kiebig. Pur setzten 
sich nämlich mit diesen Themen wie der 
Schlager auseinander. 


Apropos reaktionär: Harald Peters wirft 
euch in der JuUnGLE WorLD (05/99) vor, 
reaktionär zu sein: »Die vorgeschobene 
Ernsthaftigkeit ist hier durch die doppelte 
ironische Wendung schon wieder reak- 
tionär.« 
Es ist eben keine ironische Wendung. Aber 
laß’ mich noch einmal zu dem zurückkom- 
men, was du vorher angedeutet hast: den 
Aufbau des Sets. Die alten Sachen spiegeln 
sich im Set wider, entwickeln sich. Es zeigt 
sich, daß Old Nobody keine Neuerfindung 
ist, keinen Bruch darstellt. Es ist der Versuch, 
das fortzusetzen, was die Band schon immer 
gewesen ist. Harald Peters also! Der findet 
das reaktionär. Das ist ja hart. Ich denke, das 
kann man beim besten Willen nicht sagen. 


Mir schien es bei einigen Beiträgen, daß 
die KritikerInnen 
machen: Sie meinen Sie hätten die »reine 
Lehre« und haben eigentlich nichts ver- 
standen. 


sich zum Clown 


Ja, richtig, das ist ein Problem. Mir ist das 
bei diversen Interviews aufgefallen, weil Leu- 
te damit Schwierigkeiten haben, daß das 
Vermitteln der Mitteilung sowohl komplex 
als auch total simpel ist. Die Komplexität 
rührt daher, daß die Mitteilung den Zusam- 
menhang, aus der sie entsteht, nicht aufgibt, 
sondern sich daraus erklärt. Der Beitrag ın 
der Jungle World kommt nach dem Motto 
»Wer hat den längsten?«. Noch schwanz- 
rockistischer als der in der taz. Diese Art des 
Journalismus ist mir unangenehm. Das sind 
Schutzfunktionen, die aufgebaut werden. 
Das finde ich schade. Die Interviewsituation 
ist meist eine andere. Thomas Groß trennt 
in der taz das politische und das Viva Publi- 
kum: Die Politischen werden es heimlich 
hören, und Viva wird es spielen müssen und 
sich ärgern. Das offenbart eine Trennung 
zwischen Popmusik und Politik, die für uns 
nicht existiert und auf uns nicht zutrifft. 
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Auf einer anderen Ebene spiegelt sich, 
wenn die Platte so rezipiert wird, wider, 
daß Inhalte reduziert werden. Es würde 
nur um Liebe gehen, um das Projekt 
»Wir sollen uns doch alle lieb haben«, um 
die Trennung zwischen Ich und Du, 
ohne zu verstehen, daß das etwas mit 
Umständen zu tun hat, die es zu verän- 
dern gilt (»Nieder mit den Umständen«, 
Kommst Du mit in den Alltag), mit dem 
Markt, der alles durchdringt (»... ein frei- 
er Markt / bewegt die Welt / besetzt die 
Nischen / beherrscht die Sphären / regiert 
die Nacht / verteilt das Geld«, So lebe ich). 
Diese Ebenen werden getrennt. 
Und genau das verstehe ich nicht. Das ist 
doch einfach dargestellt. Das ist nicht einmal 
besonders intellektuell von mir. Darauf 
kommt es auch gar nicht an. Es ist so nahe- 
liegend, warum Liebe eine bestimmte Rolle 
spielt - auch für mich privat —- und wie sie in 
den Zusammenhang der Platte eingebettet 
ist. Es ist nicht nur mein Gefühl, das da aus- 
gedrückt wird, sondern auch meine Bezie- 
hung zu der Idee Liebe, zu dem Erkenntnis- 
mittel, welches sie ist. Meine Beziehung zu 
einem bestimmten Umgang miteinander, 
den ich z.B. in linken Zusammenhängen 
wiederfinde: Die Frage, wie kann ich Gesell- 
schaft organisieren, wie können wir einen 
Begriff von Gerechtigkeit für einander ent- 
wickeln. Das meine ich auch mit »Sorge 
braucht Zusammenhänge« [Mein System 
kennt keine Grenzen, 1.S.], das ist eine Liebe- 
serklärung und ein politischer Slogan 
gleichzeitig. Ich glaube, damit etwas anfan- 
gen zu können, das einfach so zu sagen, ist 
ein Problem von Typen, von Mackern, mit 
einem »nicht-mit-Stärke« operierenden Ges- 
tus. Die Reaktionen treten männlich koi- 
tiert, mit Insignien auf. Entweder können sie 
sich dem nur denunzierend nähern oder 
eben übertrieben romantisch: »ja, klar, die 
Liebe ist das einzige Lösungsmittel«. Ihr Ver- 
hältnis und ihre Vorstellungen zur Liebe 
sind viel verkitschter als ihr Vorwurf an uns. 
Wenn Du fünf Minuten mit jemand auf 
dem Männerklo redest muß er alles offenle- 
gen. In dem Moment bricht ihre ganze 
Argumentation zusammen, da sie nicht mit 
ihrer Alltagserfahrung, mit ihren Erfah- 
rungshorizonten übereinstimmt - »Das 
kann ja nur ironisch gemeint sein; härter ist 
doch... ehrlicher«. Ein Kriterium, wo sich 
Themen auf der Platte beweisen, ist der All- 
tag, wie man mit jemanden zusammenlebt. 
Ob mit zwei, mit drei oder zehn. Das beweist 
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konkret, wo man sich politisch verortet. Ich 
habe zu viele Situationen miterlebt, wo Leu- 
te den Eindruck vermitteln, daß sie ihre 
Ideale und Analyse von Gesellschaft und die 
sich daraus ergebenden Konsequenzen für 
sich bereits umgesetzt haben. Wie sie leben, 
ist der Prozeß bereits abgeschlossen. Diese 
Situation bringt eine bestimmte Art Kom- 
munikations- oder Sprachstil mit sich. In 
Gesprächen taucht nicht auf, wie sie mit 
Widersprüchen umgehen, in denen sie als 
kapitalistische Individuen, die wir alle sind, 
befangen sind. Es erklären sich viele zu 
schnell zu einer widerspruchsfreien Zone. 


Eben, auch die Behauptung, daß es das 

richtige Leben im Falschen gebe ... 
Dieses Adorno-Zitat, ja. Sie behaupten, daß 
sie bereits richtig leben ... 


.. und negieren den Fakt, daß das Ganze 

als solches falsch ist ... 
Ja, oder daß es Probleme gibt! Falsch weiß 
ich jetzt nicht, das finde ich zu schnell, zu 
groß gesagt. Ich habe den Satz nie so richtig 
verstanden, weil ich kann privat nur punk- 
tuell kritisieren oder in Auseinandersetzung 
mit anderen. Wie wir das auch geschrieben 
haben: Die Idee des freien Marktes steht von 
vornherein im eklatanten Widerspruch zu 
der Idee des freien Menschen. Die herr- 
schende Grundidee ist eben, daß es arm und 
reich geben muß, damit es so funktioniert. 
Hier kann Kritik für mich schon ansetzen. 
Ich kann sagen, daß das einfach Wahnsinn 
ist, daß es falsch ist! 


Die Platte taucht in einer gesellschaftli- 
chen Konstellation auf, in einem Dis- 
kurs. Ein Moderator auf Vıva 2 rahmt 
mit sexistischen Sprüchen euer Video 
ein. Viva-Kids erkennen dann vielleicht 
nicht den widerständischen Impetus und 
sehen darin die Fortsetzung von Guildo 
Horn. 
Es ist so, daß ich selbst Kritik an der Platte 
formulieren kann. Und es wäre spannend, 
einmal darüber zu reden. Aber das findet 
nicht statt. Auch von Leuten, die ich als Kri- 
tiker ernst nehmen kann, traut sich niemand 
richtig. Es wird aus einer Deckung heraus 
auf uns geschossen. Ich glaube nicht, daß 
das - speziell von Viva-Kids — als Schlager 
rezipiert wird. Ich glaube oder hoffe, daß das 
eher in einem Boy-Group-Popzusammen- 
hang gesehen wird. Die Arten der Ansagen — 
ich habe es jetzt noch nicht gesehen — finde 


ich interessant. Ich hoffe, daß das Video und 
die Musik anders sind als das, was sonst so 
läuft und nicht, daß es durch die Ansagen ın 
ein falsches Licht gerückt wird. Ich hoffe, 
daß es kräftig genug ist, die Perspektive zu 
halten. 


Noch einmal zurück zu etwas, das zuvor 
schon angesprochen wurde: Kitsch. 
Georg Seeßlen schreibt, daß die Tren- 
nung zwischen Kunst und Kitsch inzwi- 
schen obsolet geworden ist: »Der Kitsch 
ist die Wirklichkeit geworden, wir haben 
nicht mehr nur Kitsch, um die Welt zu 
erklären, wir leben Kitsch, wir sind Kitsch 
geworden« ‚d.h. »daß in einer Kunst, in 
der kein Kitsch vorkommt, auch keine 
Wirklichkeit vorkommt«. 
»Wenn du in meinen Armen liegst und ich 
mich zärtlich an Dich schmieg’« klingt für 
manche Leute komisch. Aber: So ist es! So 
leben Menschen, so lebe ich. Man liegt bei 
jemandem im Arm. Ich wünsche das zumin- 
dest jedem und jeder. Und dafür brauchen 
wir Worte. Es kann auch anders als auf der 
Platte formuliert werden, aber wir brauchen 
Worte, um zu sagen, wie es ist. Anschmie- 
gen, in den Armen liegen sind aber o.k. Es 
ist echt ein Geschenk, Artikel von Georg 
Seeßlen zu lesen. So, wie der Text zu Porno- 
graphie von Seeßlen in der Zeitschrift Kon- 
kret [2/98, 1.5.) auftaucht, wünsche ich mir, 
daß unsere Platte verstanden und wahrge- 
nommen wird. Als das, was es auch für die 
Zeitschrift Konkret bedeutet, für eine be- 
stimmte Vorstellung von Politik und die Art 
darüber zu sprechen. Wir haben den Text in 
unserem Vorab-Info zitiert: »Es gibt nichts 
Schöneres als den menschlichen Körper. Er ist 
nämlich, was wir waren und sind, was wir 
haben, was wir wollen und was wir können. 
Und er ist noch in dem, was wir über ihn hin- 
aus wollen. (...) Das Glück ist sexuell, selbst 
wenn es darin besteht, was darüber hinaus 
will...« 


Auf Eurem Textblatt liegt Eddie Constan- 
tine mit Pistole und Eluard-Lektüre auf 
dem Bett. In dem Film Alphaville von 
Jean-Luc Godard, dem das Bild entnom- 
men ist, spricht der Großrechner 0.60, 
der die Stadt kontrolliert, zu Anfang, daß 
es hinzunehmen sei, »daß die Wirklich- 
keit für die mündliche Weitergabe zu viel- 
schichtig ist«. Widersetzt Ihr Euch mit 
Eurer »Musik für eine andere Wirklich- 
keit« (Status: Quo Vadis)? 


Ein sensationeller Film. Es ist doch eigent- 
lich überschaubar, was es bedeuten soll. 
Warum mißverstehen es so viele? 


Vielleicht wollen es, wie wir vorher gese- 
hen haben, einige aus Selbstschutz miß- 
verstehen. 
Glaube ich fast. Dieser Film ist nämlich ganz 
wichtig. Er ist ein ähnlicher Gestus. Die 
Menschen zu retten, die weinen, ist sein Auf- 


trag ... 


.. und er selbst ist ein ganz harter Kerl ... 
Eigentlich ja, Du mußt mal auf die Szene 
achten, wo er mit & 60 redet. Er liest näm- 
lich den Text ab. Da standen welche vor ihm, 
mit großen Schildern: »... hier Lemmy, lies: 
Poesie ...«, das ist er nicht selbst, der das 


spricht und genau das ist es. 


In ArRANcA! Nr. 15 war ein Interview 
mit den Goldenen Zitronen. Sie verste- 
hen sich wegen des kollektiven Prozeßes, 
in dem ihre Texte entstehen, nicht als 
klassische Poeten. Bei Euch ist das schon 
wieder anders ... 
Es ist anders als bei den Goldies, aber ich 
sehe mich nicht als Poet, wenn ich Songtexte 
schreibe. Das ist keine Literatur, keine Lyrik, 
also nicht im Sinn von höherem Kulturgut. 
Das sind Songtexte. Gerade durch die vielen 
Zitate, die immer wieder auftauchen, will 
ich klar machen, daß da andere mitspre- 
chen, daß es im Sprechen und Leben mit 
anderen zusammen immer schon aufgeho- 
ben ist. Daß es nicht ich bin, der da spricht, 
sondern vielleicht Ingeborg Bachmann oder 
Michael Girke, Peter Thiessen. 


Die Zitronen meinen im gleichen Inter- 
view, daß bei den Wohlfahrtsausschüs- 
sen schon einiges an der Konzeption 
gescheitert sei. 
Finde ich nicht. Ich finde, daß bestimmte 
Sachen falsch waren, die hätte man anders 
machen sollen, z.B. bei der Frage, nach dem 
wie weiter... Die Grundkonzeption, daß 
Menschen aus unterschiedlichsten Zusam- 
menhängen ein gemeinsames Interesse for- 
mulieren oder sich solidarisieren finde ich 


nach wie vor richtig. 


Eine gesellschaftliche Rechtsentwicklung 
findet ja nach wie vor statt. Wie ist Deine 
Einschätzung, die Wohlfahrtsausschüsse 
sind ja Geschichte ... 

Seit der »Wiedervereinigung« wurde es mas- 


siv, genau darum ging es ja. Das ist die Nor- 
malität in der wir leben. Ja, die Wohlfahrts- 
ausschüsse hat Roberto Ohrt in der Beute 
ohne Absprache mit anderen für aufgelöst 
erklärt, was nicht o.k. war. Ich habe mich 
lange mit ihm darüber gestritten. Die 
Zusammenhänge gibt es immer noch und 
die Gespräche werden noch geführt. Aus- 
tausch findet immer statt. Die politischen 
Umstände, in denen wir leben, sind nicht 
aufgehoben. Ich habe ein Problem damit, 
wenn es z.B. um bestimmte Partialinteressen 
geht: Stadtteilkultur etc. Das finde ich zwar 
richtig und wichtig, aber ich würde mir oft 
wünschen, daß das in einen größeren Zu- 
sammenhang gestellt wird. Das Ziel, das die 
eine Gruppe verfolgt, das sich scheinbar von 
dem der anderen Gruppe unterscheidet, 
gehört ursächlich zusammen: Aufgrund der 
kapitalistischen Weltordnung, aufgrund ei- 
ner rassistischen und sexistischen Realität ın 
der wir leben und die ursächlich immer mit- 
einander zu tun haben. 


Und so sind auch die Texte zu verstehen? 
Ja, finde ich schon, mehr ist das nicht. Die 
Zustände sind als Ganzes zu kritisieren. 


DAs INTERVIEW FÜHRTE l. STÜTZLE 


Unter allen NeuabonnentInnen verlosen 


wir drei Exemplare der aktuellen Blumfeld 
CD »Old Nobody«. 
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Am 13. Januar 1994, zwölf Tage nach Beginn 
des Aufstandes in Chiapas, schrieb ein 
Universitätsprofessor als Berater für die 
Chase Manhattan Bank in einem Memo, der 
mexikanische Staat müsse den zapatisti- 
schen Aufstand eliminieren, um seine 
Kontrolle über das nationale Territorium und 
die Stabilität der inneren Sicherheit zu 
beweisen. Andernfalls würde das Vertrauen 
der Investoren nachhaltig beeinträchtigt. 


Mit anderen Worten: 


Bevor der mexikanische Staat Geld von der 


| 


Chase Manhattan Bank bekommt, 


| 
‚muß er die Zapatistas vernichten. Dieses 


Memo wurde von einem Aktivisten in 


»Counter Punch« - einer relativ kleinen lin- 


ken Zeitschrift — veröffentlicht — wie zu 


erwarten ohne größere Wirkung. Als es aber 
in verschiedenen Mailinglisten und 
Newsgroups veröffentlicht wurde, erreichte 
es schnell sehr viele Menschen. Deren 
koordinierter Protest zwang die Bank, sich 
von dem von ihr selbst in Auftrag gegebe- 
nen Memo zu distanzieren. 


Am 22. Dezember 1998, ein Jahr nach- 


| 


‚dem Killerkommandos der Regierung unter 


des Zivilbevölkerung von Acteal ein Massaker 
angerichtet hatten, legten einige tausend 
'AktivistInnen mit Hilfe eines selbstgebastel- 
ten Programms namens FloodNet die 
Website der mexikanischen Börse für ein 


paar Stunden lahm. 


Netzsolidarität 
Die Nutzung des Internets zur Vermittlung 
ihrer Inhalte und ihres Kampfes war nicht 
der erste Ansatz zur Vernetzung des Wider- 
stands der Indigenas in Chiapas und Mexiko. 
Im Kampf gegen die NAFTA, das nordameri- 
kanische »Freihandels«-Abkommen, welches 
am ı. Januar 1994 in Kraft trat und gegen das 
sich der zapatistische Aufstand ganz konkret 
richtete, hatten sich schon einige Zeit vorher 
Widerstandsnetzwerke auch über Mexiko 
hinaus entwickelt. Diese Organisierung war 
die Grundlage der sich schnell verbreitern- 
den Solidarität mit den Zapatistas. Auch eine 
unterdrückte und ausgebeutete Region wie 
Chiapas liegt nicht am Ende der Welt, son- 
dern ist Teil der mexikanischen und globalen 
Ökonomie, der Tourismus bringt die Ein- 
wohnerInnen in Kontakt mit der hochindu- 
strialisierten Welt des Nordens. 

Insofern war es nur folgerichtig, daß die 
Zapatistas darauf bestanden haben, ihren 
Kampf in einen überregionalen Kontext zu 
stellen und ihre Forderungen und Stellung- 
nahmen offensiv zu verbreiten. Diese in den 
Kämpfen der indigenen Bevölkerungen 
schon lange vor dem Entstehen der Zapati- 
stas und räumlich über Chiapas hinaus ent- 
wickelte dezentralisierte Organisationsform 
entsprach sinngemäß der basisdemokrati- 
schen Struktur des frühen Internets und 
derjenigen Leute, die es damals noch mehr- 
heitlich mit Informationen fütterten. Inso- 
fern war die lebhafte Unterstützung gerade 
der ZapatistInnen im Netz nicht verwunder- 
lich. 

Natürlich war das Internet in Chiapas, 
wie in den meisten Gegenden der Welt, 
weder 1994 noch danach ein allgemein zu- 
gängliches Medium — genausowenig wie die 
notwendigen Kenntnisse im Umgang mit 
‘Computern Allgemeingut sind. Die Zapati- 
stInnen sitzen nicht mit Notebook und 


Handy im Urwald, um sich per Satellit an 
Newsgroup-Diskussionen zu beteiligen. Der 
‚Zugang zum Internet führt wahrscheinlich 
‚eher über Schleichwege durch die Linien der 
mexikanischen Armee zu Mittelsmenschen 
mit einem Internetzugang, aber es ist auch 
einiges versucht worden, um eine unabhän- 
'gige Kommunikationsinfrastruktur und die 
Kenntnisse, die zu ihrer Nutzung nötig sind, 
in diese Region zu tragen. 
Die erste Reaktion des mexikanischen 
Staates auf den Aufstand in Chiapas war der 
Versuch, ihn sowohl militärisch zu unter- 


drücken, als auch die Presseberichterstattung 
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zu kontrollieren und zu begrenzen. Da de ERWIN 


mexikanische Presse ihre Informationen ' Datei Bearbeiten Ansicht Wechselnzu Favoriten 2? 


| 2) 1 1 1 | r2 ü “ a Zum aa = Ze x 1 
‚hauptsächlich von der vom mexikanischen | | ee _ +. 8 [2 A, Q 4 % | 
Geheimdienst kontrollierten Agentur NOTI- |. Bi Abbrechen Aktualisieren Startseite | Suchen Favoriten Verlauf Channels | 

. ö . sillı; | 
MEX und vom staatlichen Fernsehen Televi- | |Adıesse [&] nommen 7 linke 


sa bezieht bzw. durch staatliche Stellen 


beeinflußt wird, fällt der Regierung diese 


Konroll normalervehenchechuer. | g Ejercito Zapatista de 
Liıberacıon Nacıonal 


sche Offensive jedoch mit gezielter Pressear- 


beit. Sie sandten Faxe und eMails mit ihren 


Communiques und später auch Berichte 
‚und Interviews mexikanischer und ausländi- 


‚scher Beobachter an unabhängige Journalist- | 
LA TORMENTA... 


Innen in aller Welt. Auch als nach dem Waf- | As an unperfect actor on the stage, 
| Who with his f ee 
\ Fe en 
fenstillstand die Auseinandersetzung weniger | Nacera ıel choque de estos dos Be, hinsteginte ar ee 
'mit Waffen als mit Worten geführt wurde, | vientos, lesa va su tempo, se atıza ya Whose strength's abundance weakens his own 
el homo de la lustoria. Reina alıora el heart, 


weigerten sich die großen Medien fast Sol for fear oftrust forget to say 


vıento de arıba, va viene el viento de 
rc . The perfect ceremony oflove's nite 


| 

| 

durchgängig, die oft sehr beeindruckenden | 
Communiques und Briefe der EZLN zu ver- | O'ercharged with burthen of mine own love's might. 

| 


alayo. va la torınenta viene... ası sera... And in mine own love's strength seemto decay, 
e . . u & ö LA PROFECHA... O let my books be then the eloquence 
öffentlichen. Die einzige Ausnahme bildet | And dumb presagets ofmy speaking breast, 
die Zeitung La Jornada, die die zapatisti- |° Who plead forlove and look for recompense 
schen Texte ungekürzt dokumentierte und | Iuyia v fueeo dejen en paz otra vezla expressed. | 
noch dokumentiert, jedoch keine große Auf- | tieıza, elmundo vano sera elmunde, O leamto read what silent love hath writ. 


| To hear with eyes belongs to love's fine wit. 
lage hat. | sinn algo neJor. 


Dieser Boykott von Materialien, die viele a 
‚Menschen als sehr interessant und auf- 
schlußreich empfanden, führte zu der nahe- 
liegenden Gegenreaktion, daß die Texte der 
EZLN von ihren LeserInnen kopiert, be- 3 nn 1.0 JE Internetzone 
tippt und über das Internet verbreitet . . a 


Subcomandante Marcos, August 1992 


(mando amaıne Ja toımenta, cuando More than that tongue that more hath more 


wurden und damit mehrere voneinander 
unabhängige Informations- und Kom- 
'munikationskanäle entstanden sind. 
Netzwerk 
Da ihr Kampf und ihre Inhalte in Mexiko 
und weltweit auf große Sympathien stießen, 
fanden sich schnell Menschen, die Informa- 
tionen über den Aufstand in Newsgroups zu 
Lateinamerika, Menschenrechten, indigenen 
Organisierungen, Frauen, Friedensgruppen 
etc. und auf Websites verbreiteten, von wo 
sie immer wieder von anderen interessierten 
und sympathisierenden Menschen an ande- 
re Verteiler weitergeschickt wurden. Nach 
‚dem Interkontinentalen Kongreß Ende Juli 
1996 in Chiapas transformierte sich dieses 
"Zusammenwirken zum  »Intercontinental 
‚Network of Alternative Communication« 
(span. RICA). Dieses Netzwerk umfaßte die 
seinerzeit recht beachtliche Zahl von 300 
Knotenpunkten im Internet. In diesen Infor- 
mationssammelstellen war (und ist) es auch 
für sporadisch Interessierte einfach, sich 
schnell und umfassend über Geschichte und 
aktuellen Stand des Konflikts zu informieren 


ÄRRANG A! 


und Zugang zu aktuellen Mobilisierungen 
und Initiativen zu finden. Durch die allge- 
meine Zugänglichkeit der Originaltexte der 
'Zapatistas wurde es der staatlichen Propa- 
ganda ziemlich schwer gemacht, sie mit der 
üblichen Terroristenhetze zu überziehen 


und unglaubwürdig zu machen. 
Etwas emphatisch meint Ricardo Domin- 
guez dazu: »Digital Zapatismo« ist eine der 
politisch effektivsten Nutzungen des Internet, 
die wir kennen. (...) Die zapatistische Nut- 
zung von Internet-Kommunikation, E-Mail 
und Websites hat ein elektronisches Kraftfeld 
um diese Widerstands-Communities herum 
erzeugt. Dies hat tatsächlich eine massive 
‚Streitmacht, die mit der neuesten Technologie 
aus dem Anti-Drogen-Krieg ausgerüstet st, 
‚davon abgehalten, die EZLN innerhalb went- 
‚ger lage völlig zu vernichten. Die Zapatıstas 
‚hatten selbst nicht geglaubt, daß sie nach dem 
ersten Januar noch lange leben würden.« 
(zitiert nach texte zur kunst) 

Die Geschwindigkeit der Nachrichten- 
übertragung über das Internet ermöglichte 
zusammen mit dem großen öffentlichen 


Interesse auch schnelle Reaktionen und 


Gegenmobilisierungen auf Mobilmachun- 
gen, Übergriffe und Massaker der mexikani- 
schen Armee. Die mexikanische Regierung 
konnte auch auf diesem Weg an der Schaf- 
fung vollendeter Tatsachen durch eine 
schnelle militärische »Lösung« gehindert 
werden. 

Anfangs stand der offene Krieg im Zen- 
trum der Solidaritätsaktionen. Detaillierte 
Informationen über die Repression der 
mexikanischen Armee, über Folter, Verge- 
waltigung und Massenexekution wurden 
über das Netz verbreitet, heruntergeladen, 
zur Grundlage von Flugblättern, Plakaten 
und Veranstaltungen und Teil von Massen- 
mobilisierungen und militanten Aktionen in 
vielen Teilen der Welt. Berichte über Solida- 
ritätsaktionen wurden wiederum über das 
Netz verbreitet und stimulierten andere 
AktivistInnen. 

Daß die mexikanische Regierung sich der 
Bedeutung des Internets in diesem Kampf 
sehr bewußt ist, zeigt die Äußerung eines 
mexikanischen Staatssekretärs auf einem 
Treffen mit Wirtschaftsvertretern im New 
Yorker World Trade Center im April 1995. 
Der Krieg in Chiapas sei »ein Krieg der Tinte, 
des geschriebenen Wortes und ein Krieg des 
Internets«. 


radical click / flood (the) net 
»Given that this politicized hacker/compute- 
rızed activist hybridization is still in its incuna- 
Bular period, we can only expect that now 
sophisticated tactics like ping engines, spi- 
ders, and off-shore spam engines are early 
Prototypes of more to come.« 
Stefan Wray* 


Beim Massaker von Acteal am 22. Dezember 
11997 wurden 45 ZivilistInnen von Killerkom- 
‚mandos der Regierung ermordet. Als Reakti- 
on darauf wurde die in den vergangenen 
Jahren mit dem RICA etablierte (mediale) 
Gegenmacht in den Kommunikationsnetz- 
werken des Internets um den Versuch erwei- 


‚tert, das Netz für direkte Aktionen zu nut- 


zen. Eine italienische Gruppe namens 
»anonymous digital coalition« rief im Januar 
1998 zu einem »virtuellen sit-in« (sog. Net- 
Strike) auf, bei dem fünf Websites von Ban- 
ken in Mexiko-Stadt blockiert werden soll- 
ten. Zu festgelegter Zeit blockierten einige 
tausend »virtuelle DemonstrantInnen« 
gewissermaßen den virtuellen Eingangsbe- 
reich der fünf Websites, indem sie deren Ser- 


ver durch permanentes Drücken des »Seite- 


neu-Laden«-Buttons ihres Webbrowsers 
dermaßen mit Anfragen überhäuften, daß 
diese abstürzten. 

Diesen Versuch, Massenaktionen auf das 
Netz zu übertragen, entwickelten die Aktivi- 
stInnen des Electronic Disturbance Theatre 
(EDT) mit dem Programm namens »Flood- 
Net« weiter. Das notorische Drücken des 
Reload-Buttons der 
strantInnen« wurde automatisiert. Das Pro- 
gramm wird in Webseiten eingebunden, die 
zu temporären »NetStrikes« aufrufen. Nach 
dem Herunterladen fordert das Programm 
vom eigenen Computer aus die zu attackie- 
renden Websites alle sieben Sekunden an. 


Wenn viele Menschen zur selben Zeit dieses 


»virtuellen Demon- 


Programm einsetzen, werden so die betrof- 
fenen Webserver mit Anfragen überhäuft — 
»geflutet« (daher der Name FloodNet) - und 
sind für diese Zeit nicht mehr erreichbar. 
FloodNet kam erstmalig zum Einsatz, als 
sich im April 1998 über 8.000 UserInnen an 
einer virtuellen Blockade gegen die Websites 
des mexikanischen Präsidenten Zedillo, des 
US-Präsidenten Clinton, der mexikanischen 
Börse und der Chase Manhattan Bank betei- 
ligten, die sie vier Stunden lang blockierten. 
Einen ersten Erfolg der Aktion bescheinigten 


3.000 fehlgeschlagene Versuche von einem 


Rechner der mexikanischen Regierung, in 
den Server einzudringen, der FloodNet 
beherbergte. Es folgten weitere FloodNet- 
Aktionen, die hauptsächlich gegen Zedillos 
und Clintons Websites gerichtet waren. Erste 


Gegenmaßnahmen der angegriffenen Sites, 
'die bewirkten, daß die Rechner der surfen- 
‘den AktivistInnen abstürzten, konnten noch 


durch einfaches Abschalten der Javaskript- 


Option entschärft werden. 


Im September 1998 stellte das EDT 
FloodNet auf dem Linzer Medienfestival 
»ars electronica« vor. Sie richteten es auf die 
Websites des Präsidenten Zedillo, des Penta- 
gon und der Frankfurter Börse. An diesem 
NetStrike beteiligten sich rund 20.000 Men- 
schen aus 23 Ländern und 5 Kontinenten. 


‘Daraufhin zeigten sich weitere Reaktionen: 
Das Pentagon hatte ein Abwehrprogramm 


vorbereitet, das die Browser der virtuellen 


BlockiererInnen abstürzen ließ. Zudem 


bekamen ProtagonistInnen des EDT direkte 


‚Repressionsmaßnahmen zu spüren: Stefan 


Wray wurde auf Betreiben des departement 


‘of defense unter Druck gesetzt, Aufrufe für 


'EloodNet-Aktionen von seiner Uniı-Home- 


page zu nehmen, Ricardo Dominguez erhielt 


telefonische Morddrohungen, um seinen 


öffentlichen Auftritt zu verhindern. 

Am 1.1.1999 hat das EDT eine veränder- 
bare Version des FloodNet veröffentlicht. 
Unter dem Motto »Das einzige, was Du für 
Deine Kampagne tun mußt: Setze eine Ziel- 
adresse ein!« werben sie dafür, FloodNet in 
eigenen Kampagnen zu verwenden. 


Contra und Pro 
In den Netzgemeinden war FloodNet von 
Anfang an umstritten. Die zum Teil harsche 
Kritik an den technischen, politischen und 
taktischen Implikationen des Programms 
wurde bereits während der ersten Kampa- 
gnen geäußert. Insbesondere der Schritt zur 
Veröffentlichung von FloodNet als einem 
»allgemeinen Kampagnentool« stellt inner- 
halb der NetzaktivistInnengemeinde einen 
»Alleingang« dar, da sich das EDT mit der 
Veröffentlichung praktisch der Kritik entzo- 
gen hat. 

Häufig basiert die Kritik am »hackti- 
vism« a la FloodNet auf der Vision eines 
hierarchie- und gewaltfreien Netzes, in dem 
nur qualifizierte Meinungsäußerung erlaubt 
und opportun ist — »information wants to 
be free«, das Netz als intellektueller Frei- 
raum außerhalb der sattsam bekannten 
materiellen Ordnungen. Diese Vision ist 
mittlerweile Teil des Gründungsmythos des 
Internets geworden. In Teilen durchaus noch 
fortschrittlich produktiv bricht sich diese 
‚Vision an einer sich immer stärker etablie- 
renden »Aufmerksamkeitsökonomie«, in der 
es für alternative Medien durchaus schwieri- 


‚ger wird, sich zu behaupten. 

Die folgerichtige Ethik setzt auf den frei- 
een Streit der Meinungen und Umsicht im 
Verbrauch der FloodNet 
hingegen verbraucht Bandbreite, um eine 


Netzressourcen. 


Website mundtot zu machen — und wider- 
spricht somit doppelt. Der libertären Vision 
vom Netz ist die zunehmende Bedeutung 
des Internets als wichtiges Informations- 
und Kommunikationsmedium und Produk- 
'tionsmittel von hoher Relevanz entgegenzu- 
stellen. Im Sinne des EDT sei es somit wich- 
tig, »unterbrechende (disruptive) Formen« 
des politischen Kampfes — wie Blockade, 
Sabotage, Demonstration und Mahnwache - 
jauch für das Netz zu finden. 

Ein Nachteil der bisherigen Form des 
'FloodNet ist die Streuwirkung des Pro- 
gramms. Die Struktur des Internets bewirkt, 
daß die Auswirkungen einer »virtuellen 
Blockade« — wie z.B. ausgehend vom Festi- 


valzelt in Linz — sich nicht auf die zu at- 


\RRANCA! 


tackierenden Websites beschränken. Als 
Umkehreffekt legte die Präsentation des 
FloodNet den Zugang zu den »eigenen« Sei- 
er des Festivals lahm. Technische Bedenken 
lassen sich natürlich durch Verbesserung 
eines Werkzeugs oder einen anderen Ge- 
brauch aushebeln. In diesem Sinne setzte 
EDT auch von Anfang an auf Weiterent- 
wicklung von FloodNet und hat seit der 
ersten Aktion zu Kritik und Mitarbeit aufge- 
fordert. 

Offensive und zugleich destruktive Stra- 
tegien liefern Argumente für das Hochrü- 
sten von Sicherheitsmechanismen im Inter- 
net, die Ausweitung von »Kräftemessen« auf 
das Internet hebt die Reaktion auf ein höhe- 
res (technisches) Niveau, so ein anderer 
Strang der Kritik. Diese Befürchtung ist 
sicher nicht unbegründet: Schon 1993 hat 
ein bedeutendes pentagonnahes For- 
schungsinstitut einen Report mit dem Titel 
»Cyberwar is coming« veröffentlicht. In letz- 
ter Zeit mehren sich die Äußerungen auch 
aus dem Pentagon selbst, die nationale 
Sicherheit könne durch Angriffe auf die 
Informationsinfrastruktur gefährdet wer- 
den, sei es durch Hacker oder fremde Mäch- 
te. Das EDT hielt dem entgegen, daß es sich 
bei FloodNet nicht um einen Angriff auf der 
materiellen Ebene handelte. Es ginge um die 
Wahrnehmung der Inhalte durch die Simu- 
lation von Aktion und Bedrohung: »hackti- 


'vism« statt »hacking«. Eine »Politik der 
Bedrohung« wird jedoch von vielen Netzak- 
tivistInnen prinzipiell als kontraproduktiv 


angesehen. Die Bedrohung schlage nur dop- 


pelt zurück ... 


| u. 
»It is because we are manipulatıng the 


media sphere, we are creating hype, we 
are culture jamming, we are simulating 
threats and action. But really, folks, we 
haven't really »done« anything ıf you 
\approach what we do from a pure materia- 
list perspective, except construct a few web 
‚sites and send lots of email. We are actors! 
IDon’t you all get it? This is political theater! 
A glorification and transformation of the 
fake ınto the real, at least in people’s 
minds. As anyone who pays attention to the 
computer knows, we have moved from the 
age of calculation to the age of simulation.« 
Stefan Wray 


Beim Etablieren neuer Methoden (des 
politischen Kampfes) stellt sich eine 
| r i r F R 
‚grundsätzliche Frage, die nicht zufrieden- 
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The Zapatista Tactical FloodNet 


A collabortive, actıvist and conceptual art work of the net 
by Brett Stalbaum 


FloodNet Functionality 


Tactical FloodNet's automated features are used: 


1) To reload a targeted web page several times per minute. 
2) For the conceptual-artıstic spamming oftargeted server error logs. 


The web site of an ınstitution or symbol of Mexican neo-liberalism is targeted 
on a particular day. A link to FloodNet ıs then posted ın a public call for 
participation in the tactıcal strike. Netsurfers follow this link, then by 

simply leavıng their browser open the FloodNet Applet will automatically 
reload the target web page every few seconds. The intent is to disrupt access 
to the targeted web sıte by floodıng the host server with requests for that 
web site. 


Floodnet Interactivity 


As FloodNet performs automatic reloads ofthe site in the background, slowing | 
FT EN VET ENETTTRET PTR EEE 


stellend beantwortet werden kann: Welche 
Türen werden damit geöffnet, die später 
nicht wieder verschlossen werden können? 
Das Ausschließen der Gefahr einer Verein- 
nahmung durch andere, wie auch das 
Garantieren einer »linken« Hegemonie für 
derartige Methoden sind nicht sicherzustel- 
len. Zeigt nicht das Veröffentlichen von Bau- 
anleitungen in der radikal, wie fatal sich die 
‚Absicht wenden kann, wenn beispielsweise 
Faschos sie (mittlerweile) ebenso einfach 
beziehen können? Wird nicht auch durch 
offensiv-ausschließende Vorgehensweisen 
der Rechtfertigung staatlicher Zensur Vor- 
schub geleistet? Wenn das »Fluten« gegneri- 
scher Websites zur Regel wird, kann auch 
»gute« Information nicht mehr abgerufen 
werden — und die moralische Basis, um Soli- 
darität gegen solche Angriffe einzufordern, 
wird schwächer. Dieser Kritik kann in erster 
‚Linie die technische Simplizität des Flood- 
Net entgegengehalten werden. Zentrale Fra- 
‚ge ist, wie eine »linke Hegemonie« für derar- 
tige Techniken hergestellt werden kann, 
gerade vor dem Hintergrund der zusam- 
menhanglosen Veröffentlichung des Flood- 
Net. 

Grundsätzlich birgt Computervernel- 
zung und -aktivismus das Problem der Ano- 
nymität, der Mittelbarkeit und des Fehlens 
direkter sozialer Zusammenhänge. während 


eines NetStrikes sehen sich die AktivistInnen 


nicht, sie können nicht gesehen werden und 
von der Wirkung erfahren alle Beteiligten 
und weiteren RezipientInnen erst aus den 
Medien. Blockaden im Internet sind völlig 


von ihrer medialen Resonanz abhängig — für 
Unbeteiligte ist es unmöglich festzustellen, 
aus welchem Grund eine bestimmte Website 
nicht erreicht werden kann. Das sind zwar 
nur graduelle Unterschiede zu physischen 
Blockaden, aber signifikante. Die Sessel-sitz- 
Button-drück-Demonstration macht natür- 
lich keinen besonders großen Eindruck, und 
das erforderliche Engagement ist gering. Es 
fehlen Gemeinschaftserlebnis, gegenseitige 
Inspiration und gemeinsame Kommunika- 
tion. radikal click individualisiert. 

Doch auch die Wirkung »normaler« 
Blockaden hängt stark von ihrem medialen 
Echo ab - nur ganz selten haben Blockaden 
tatsächlich materielle Relevanz. Den Bedin- 
gungen des Internets entsprechend schafft 
das FloodNet vielleicht eine neue Kultur 
gemeinsamer Aktion. Diese Form von Ver- 
bundenheit wäre über zusätzliche Einrich- 
tungen wie Önline-Chatrooms_ sicherlich 
auch noch erweiterbar. 

Momentan haben Netz-Aktionen noch 

eine erhöhte mediale Wirkung wegen ihres 
Coolness-Faktors. Es ist der »Gesellschaft 
des Spektakels« aber durchaus angemessen, 
diesen Coolness-Bonus so lange wie möglich 
politisch zu nutzen — das Problem liegt nur 
darin, daß dieser Rummel nicht zu mehr 
Politisierung und Organisierung unter den 
Beteiligten führen muß. Darüber hinaus 
besteht die Gefahr der Überbewertung des 
medialen Echos (»Hey, wir waren auf der 
Titelseite der New York Times!«), denn wenn 
die anfänglichen, spektakulären Schlagzeilen 
verhallt sind, bleibt die Frage: Hat es irgend- 
‚einen weiterreichenden, politischen Nutzen 
‚gehabt? 
In der Veröffentlichung als selbst-gene- 
rierbares Kampagnenwerkzeug liegt eine 
eindeutige Tendenz zum Technizismus: Das 
FloodNet-Programm (und zwar mit diesem 
Label) kann seitdem von allen (politischen) 
Kräften benutzt werden, auch jenen, für die 
‚es überhaupt nicht gedacht war. Das EDT 
etabliert »hacktivism« als reine Taktik, die 
sich in den jeweiligen politischen Bewegun- 
‚gen ihre Begründung sucht: »a tactic looking 
for a causel«. 

Die Simulation von »Widerstand« als 
politische Methode in einer »Simulationsge- 


sellschaft« Ist ein interessanter Versuch, »tra- 


I 
I 
I 


ditionelle« linke Politik um eine explizite Anmerkung 


‚Medienpolitik zu erweitern. Der Versuch, die 
Metapher »Massenaktion« auf's Internet zu 
‚übertragen, ist interessant, aber technisch Politaktivisten führen wird. 
auf jeden Fall ausbaufähig (z.B. durch Stär- 
kung der Interaktion der Beteiligten). Doch 
auch mit der Überwindung des netztypi- 
‚schen, individuellen Verkehrsverhaltens be- 
steht die grundlegende Gefahr einer (weite- 
ren) Technisierung politischer Betätigung 
und des Mangels an Rückbindung an die | 
»realen« soziopolitischen Prozesse. 
Insgesamt sollte noch gesagt werden, daß 
das Internet als »solidaritätstiftendes Medi- 
um« überschätzt wird. Es ist gerade bei der 
EZLN ein Medium, das die Solibewegung 
gut benutzt. Die Leute solidarisieren sich mit 
der EZLN, weil sie sie toll finden und nicht, 


wer sie im Internet präsent sind. Bei netz- 


spezifischen Aktionen — wie dem FloodNet — 
sollte unbedingt darauf geachtet werden, 
daß die Medienaktionen nicht an den (Soli-) 
Bewegungen vorbeigehen, daß also auch 


hier nicht die »reine Simulation« von Wi- 
derstand die Rückbindung an die soziopoli- 
tischen Prozeße verliert. 


NADIR-NETZKRITIK 


* Wray (EDT) meint, daß die Weiterentwicklung von 
»taktischer Software« zu einer weiteren Verschmel- 
zung der politisierten Hacker und der Computer- 


| Bu 


EZLN 
http: //wwwn.ezin.org 


Zapatistas in Cyberspace 
‚http: //www.eco.utexas.edu/faculty/Cleaver/zapsincyber.html 
‚Große kommentierte Linkpage zu WebSites, Newsgroups etc. 


| FloodNet 
http. //ummthing.netY-rdom/ecd/ecd.html 
‚Die Seite zum FloodNet 


nettime Archiv 
ıhttp://www.nettime.org 
Im Archiv lassen sich Beiträge zum FloodNet finden 


Betreibt praktische Ietzhritikl Rodet mit uns 


netzkritik-I@mail.nadir.org 
netzkritik-I c/o nadır, Brigittenstraße 5, 20359 Hamburg 
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»Ich bin der Geist, der stets verneint!« 


Ungeduldige --- 
Demiurginnen + 


weise philosophisch begeistern, trägt den- 
ı I) 

Mm | T ta U St | S C n Q N noch oft eher profane Züge. Als FelS mich 

bat, einen Artikel zur Konferenz für die 

1 ARRANCAI zu schreiben, hatte mich eine Art 
/we Te | N dialektischer Virus erwischt. Wer schreibt 

denn da, von welchem sozialen Ort der Ge- 
sellschaft aus? Die Gegenfrage kam prompt: 
Und über welchen Gegenstand? Tagelang 
getrieben von derartiger Subjekt/ Objekt- 
Dialektik stand am Ende ein partelisch ver- 
dichtetes Subjekt und ein erweitertes 
Objekt. Ich schreibe also als Aktivist und Teil: 


nehmer einer Veranstaltung, deren Gegen- 


stand im Titel präzise benannt wird: Eine 


Konferenz für Existenzgeld und eine radikale 
Arbeitszeitverkürzung. Zur Kritik der Lohnar- 
beitsgesellschaft. Gleichzeitig schien es mir 
unmöglich, die Konferenz als »faktisches« 
Ereignis berichthaft widerzugeben, vielmehr 
musste sie um Meinungen, Positionen und 
Reaktionen von AktivistInnen erweitert wer 
Zur Existenzgeld-Konferenz in Berlin im März 1999 den, wollte man zu einer cher bewertend- 
kontextuellen Einschätzung kommen. So 


weit zur unabdingbaren Konstitutionsfrage. 


Das diskursive Ereignis selbst sei schnell 
erzählt. In der mit ca. 500 Gästen gut 
besuchten Aula der Humboldt-Universität 
präsentierte sich die Eröffnungsveranstal- 
tung als buntes Nebeneinander politischer 
Meinungen, wobei einige der RednerInnen 
erkennbar nicht einmal die Lektüre des Auf- 
rufs erfolgreich hinter sich gebracht hatten: 
Vermischung von Bürger- und Existenzgeld, 
eine nur marginale Rolle der Arbeitszeitver- 
kürzung, Warenkorbdiskurs zur Stützung 
der monetären Forderung. Die Absage von 
»linksradikal« als 
Arbeitsverweigerung hochstilisiert, um die 


Marco Revelli wurde 
offenbar in der konzeptionellen Vorberei- 
tung liegenden Mängel nicht noch größer 
erscheinen zu lassen. 

Szenenwechsel zum »Mehringhof« in 
Kreuzberg. Der darauffolgende Samstag 
stand bis auf die abendliche Fete hinsichtlich 
Vorbereitung und Durchführung unter 
eigenständiger Regie der dafür vorgesehenen 
Arbeitsgruppen, zu denen insgesamt im- 
merhin noch knappe 300 Interessierte 
kamen. Die AG »Sozialer Widerstand« hatte 
im Vorfeld wie die AG »Euromärsche« abge- 
sagt, die AG »Tendenzen kapitalistischer 
Entwicklung« fand zwar statt, löste sich im 
Laufe des Samstags offensichtlich aber wie- 
der auf. Eine Besonderheit war die AG »Exi- 
stenzgeld« der Bundesarbeitsgruppe der 
Sozialhilfe-Initiativen. Sie stützten sich ins- 
besondere auf ihre »Thesen zum Existenz- 
geld«, mit denen sie lediglich die monetären 
Aspekte behandeln, was möglicherweise 
aber auch ihrer gerade laufenden Kampagne 
»Champagner ’99« geschuldet ist. Dieses Ver- 
ständnis war offensichtlich auch ein Grund 
für Schwierigkeiten bei der Kooperation und 
für die gegenseitige personelle Abstands- 
wahrung auf der Konferenz, was Aufgabe 
der Nachbereitung bleibt — ebenso wie das 
Ausbleiben der bekannten ALSO (Arbeitslo- 
sen-Ini) aus Oldenburg. 

So wurde neben einigen, sich eher quer- 
liegend verstehenden politischen Gruppie- 
rungen der »Konferenzkern« von folgenden 
AktivistInnen getragen: 

* Die AG »Prekarisierung«, die sich insbe- 
sondere um die Gruppe Blauer Montag aus 
Hamburg formierte, diskutierte vor allem 
ausgehend von den Veränderungen der Ar- 
beitsverhältnisse die Perspektiven einer Be- 
triebs- und Gewerkschaftlichen Linken, die 
weniger an »Zauberformeln« und »Luftnum- 
mern« denn an »wirklichen Erfahrungen« 


interessiert sei, dennoch versöhnend ein 


»ethisches Element« beim Existenzgeld aner- 
kennt (Rheinländer 1999). 

« Die AG »Sozialstaatskritik«, die haupt- 
sächlich von der Sozial AG von FelS organi- 
siert wurde, thematisierte Veränderungen 
des Sozialstaates unter dem Blickwinkel von 
Sicherheit und Kontrolle. Angesichts dieser 
neoliberalen, autoritären Tendenzen drohe 
die Existenzgeldforderung zum »Prokrustes- 
bett zu werden«, in der die sich verändern- 
den Herrschaftsverhältnisse vorweggenom- 
men werden, allerdings sei deswegen ein 
völliger Verzicht auf sie aber eher wieder 
peinlich. (Brütt 1999). 

- Die AG »Ende der Lohnarbeit?« wurde 
von der Gruppe exit vorbereitet, die an der 
Frankfurter Uni bereits Veranstaltungen 
organisiert hatte, aber ansonsten eine Grün- 
dung aus Anlass der Konferenz ist. Aus- 
gangspunkt war hier die Krise der Vollbe- 
schäftigung sowie der gegenwärtige Zustand 
der Linken und ihre politische Ohnmacht. 
In Abgrenzung zu vor allem konservativen 
Konzepten wurde sowohl die notwendige 
Entkoppelung von Arbeit und Einkommen 
deutlich gemacht als auch umgekehrt die 
Koppelung von Arbeitszeitverkürzung und 
eigentlichem Existenzgeld. In Sub-AGs 
wurde das Für und Wider im Bereich Ge- 
schlechterverhältnisse, gesellschaftliche Na- 
turverhältnisse und Migration / Rassismus 
thematisiert, in der spontan initiierten Stra- 
tegie-Sub-AG stellten sich Fragen nach revo- 
lutionärem Subjekt, Klasse, Präzisierung von 
Anti-Kapitalismus und emanzipatorischer 
Praxis. 

. Der AG feministische Ökonomiekritik 
war die Geschlechtspezifik der Arbeitstei- 
lung Ausgangspunkt, womit implizit nicht 
nur Lohnarbeit Thema war, sondern insbe- 
sondere »private«, familiale Verhältnisse 
sowie die Subjektkonstitution. Ansonsten ist 
der Hinweis, daß Debatten um Geschlech- 
terverhältnisse und Rassismus Vorausset- 
zung für Debatten um das Existenzgeld sei- 
en, nur (vgl. auch 
Frauengruppe Glanz der Metropole 1999). 

Überall herrschte ein freundlicher und 


zu unterstreichen 


rücksichtsvoller Diskussionsstil. Zuhören 
und Argumente nachvollziehen könnte bei 
einer solchermaßen heterogenen Zusam- 
mensetzung schon fast als Novum gelten, 
was nicht genug hervorgehoben werden 
kann. Ebenso wie die Tatsache, daß mit dem 
Wort Existenzgeld doch etliche Linke Inter- 
essantes verbinden — und das auch genutzt 


haben. Angenehm war auch, daf unter- 


schiedliche Perspektiven in den meisten Fäl- 
len als Bereicherung wahrgenommen wur- 
den - nimmt mensch einige wenige hardco- 
re-Vertreter aus, denen es jeweils um »ihre« 
Essentials ging. So war der Druck, zu einer 
Art »Minimal-Konsens« zu kommen, so gut 
wie nicht vorhanden — und trotzdem redete 
man nicht aneinander vorbei. Auch das eine 
gelungene Lockerungsübung für eine ziem- 
lich diffundierte Linke. 

Der folgende Sonntag sollte — selbstver- 
ständlich erst nach überstandener DJ-Nacht 
- in Foren ausklingen, um deren Konzeption 
im Vorfeld heftig gerungen wurde: ohne 
rechtes Resultat. Zwar fanden noch einige 
der Foren statt, allerdings mit gewisser Nei- 
gung zur Redundanz — aber mich mag auch 
meine Erinnerung nach anstrengenden und 
konzentrierten Diskussionsstunden und 
ohne viel Schlaf täuschen. Obwohl mit die- 
sem Verzicht auf eine Art Abschlussplenum 
- vor allem wegen »basisdemokratischer« 
Einwände — dem wichtigen Resümieren und 
dem »wie weiter?« ausgewichen wurde (was 
sich nachträglich als ziemlich fatal heraus- 
stellte!), würde ich die Konferenz dennoch 
insgesamt als ein social event bewerten, an 
das sich zurückzuerinnern jedenfalls lohnt. 
Ein herzliches Danke an dieser Stelle für alle 
die zahlreichen sichtbaren, vor allem aber 
»unsichtbaren« TäterInnen, ohne die — wie 
sonst auch - nichts gelaufen wäre. 

Erinnerung ist ja schön und gut, höre ich 
die eine und den anderen sagen. Die Frage 
zielt offenbar auf das politische Substrat, das 
die Konferenz hinterlässt. Mit anderen Wor- 
ten: Nachbereitung und Schlussfolgerungen 
sind gefragt, was gleichzeitig auch eine Aus- 
einandersetzung mit der Vorbereitung, eine 
Kritik an sowohl der individuellen als auch 
kollektiven Ausrichtung bedeutet. Kritik 
wegen möglicher Lernpotentiale, weil es 
etwas zu verbessern gilt, nicht aus prinzipi- 
ellen Gründen, eine produktive Kritik also. 
Und an diesem Punkt ist denn auch verwun- 
derlich, daß in den vorliegenden Berichten 
über und Stellungnahmen zur Konferenz ein 
skeptischer Grundton dominiert. Irgendwie 
kann man sich dem Eindruck nicht entzie- 
hen, daß sich viele in ihre vertrauteren Kon- 
texte zurückgezogen haben — weniger weil 
das Objekt ungeeignet scheint, sondern weil 
einer und einem »das Hemd näher als der 
Rock ist«. Damit stellt sich dann auch gleich 
das Problem des Zusammenhalts, der mit 
derKonferenz intendiert war. Wenn das so 
stimmt, dann erklärt das auch die distanzie- 


ÄRRANCA! 


renden Tendenzen, die fast überall herauszu- 


hören sind. Ein schon fast zum Lebensstil 
gewordener Habitus der Linken? Mißtrauen 
und negatorische Kritik waren in der Nach- 
kriegslinken in Deutschland notwendig zur 
Ablösung, zur Autonomisierung gegenüber 
einer verspießerten Gesellschaft, gleichwohl 
liegen darin Kinderkrankheiten. De facto 
macht negatorische Kritik abhängig, weil sie 
das zu kritisierende nicht selbst bestimmt 
und die eigene Praxis zum Reflex verkom- 
men lässt. Echte Autonomie bestimmt letz- 
tere selbst, setzt eigene, selbstbestimmte 
Akzente, ist in diesem Sinne schöpferisch. 
Eine derartige Linke weiß, was sie kritisiert, 
warum sie das macht und auch wie und mit 
welchen Zielen — weil sie die gesellschaftli- 
chen Zusammenhänge ım Blick hat. Freilich 
ist eine solche Autonomie nie absolut, sie ist 
kein philosophischer Idealzustand, sondern 
bedeutet eine mühsame soziale Formierung 
mit der Notwendigkeit ständiger Aktualisie- 
rung, was einen völlig anderen Aspekt von 
»Arbeit« freigibt: Arbeiten an der Befreiung 
der Arbeit! Arbeiten an einer Re-Formie- 
rung der Linken! Arbeiten auch daran, daß 
andere Aspekte von Herrschaft nicht ausge- 
blendet werden oder bleiben! Arbeiten heißt 
dann aber auch, nicht bei der Kritik stehen 
zu bleiben, sondern eben zu verändern: uns, 
die Gesellschaft, die Welt! 

Und da wir schon wieder bei der Dialek- 
tik sind: Der Subjektstatus des Autors hat 
sich vom eher monadischen Ich über das 
objektivierende Es mittlerweile zum Wir 
aufgeschwungen, das es zu bilden gilt. 


Glaubt mir: »Ich« habe es gar nicht bemerkt! 


ÄRRANCA! 


So können wir denn nach knapp 250 

Jahren auch nach-goethesches Ter- 
rain betreten. 

Seien wir ehrlich: Die letzten 

Jahre sind nicht spurlos an uns 

haben 

sich abgewendet, haben »aufge- 


vorbeigegangen, viele 
geben«, keine Kraft mehr, nur 

wenige sind neu zu uns ge- 
stoßen, wenige sind irgendwie 

treu geblieben, viele aus Prinzip, 

wenige mit offenen Augen und 
neuen Fragen an sich verändernde 
Verhältnisse und dem Suchen nach 

Antworten. Die Erosion dessen, was 
sich als real existierender Sozialismus 
deklarierte, das roll-back des Neoliberalis- 
mus von Thatcher, Reagan und Kohl, der 
Golf-Krieg mit einer völlig paralysierten 
Linken, die gescheiterte Hoffnung von Rot- 
Grün, nun die neugroßdeutsche, sponti- 
fischer-gestützte Aggressivität im »huma- 
nitären« Angriffskrieg der NATO II gegen 
die serbische Bevölkerung. DemiurgInnen 
haben nicht gerade Konjunktur. Zweifel sind 
gleichermaßen verständlich und berechtigt. 
Orientierung ist Mangelgut, nicht nur bei 
den Linken. Bloße Tatsachenfeststellungen 
mit unverbindlichen Forderungen eines 
saarländischen Privatmanns wecken schon 
Hoffnungen... 

Angesichts solcher dramatischen Verän- 
derungen erscheint eine Rückkehr zur west- 
deutschen Normallinken als Defensive, als 
Fluchtbewegung mit Verweisen auf »histori- 
sche Niederlagen« (Rheinländer 1999). Müs- 
sen wir nicht gerade wegen solcher Neigun- 
gen und Gewohnheiten auch unseren 
eigenen Subjektstatus hinterfragen, vielleicht 
den »subjektiven Faktor« von uns Linken 
nicht 


hervorheben, 


selbst ändern? Sollten wir stärker 


Gemeinsamkeiten anstatt 
Distinktionskämpfe zu organisieren — dabei 
aber gerade Differenzen explizit Raum 
geben, anstatt dieselben im Namen einer 
imaginierten großen Einheit egalisieren zu 
wollen. Arbeiten an einer Re-Formierung 
der Linken, die auf neue Weise mit Gemein- 
samkeiten und Differenzen umzugehen ver- 
steht, zu verstehen lernt, vielmehr gerade 
dadurch ein neuartiges Subjekt erst hervor- 
bringt. Ein historisches Subjekt, das die aus 
vielen sozialen Kämpfen hervorgegangen 
Erfahrungen sorgfältig prüft und bündelt, 
sie theoretisch, kritisch hinterfragt und 
systematisiert und in eine gesellschaftlich 


relevante Kraft zur Veränderung unserer 


Welt umarbeitet. Das setzt, so denke ich 
(mensch bemerke den subjekttheoretischen 
Rückfall), weniger Distanz, dafür mehr 
berührungs-angst-freie Kommunikation, 
weniger zwangshaftes Verfassen »linientreu- 
er« Texte, um Verstehen bemühte Argumen- 
tation, Kooperation, 
nicht-exklusive Integration und dergleichen 


voraus. Wer anders als wir selbst, sollte eine 


differenzierte/ende 


derartige emanzipatorische Nachhaltigkeit 
organisieren? 

Down to earth: Wie können wir die 
Erfahrungen und Kritiken an der Konferenz 
produktiv wenden? Gewissermaßen unse- 
rem Denken eine Richtung zu geben, was 
Gramsci als Philosophie bezeichnet, genauer 
als Philosophie der Praxis, als Marxismus 
und kritisches Denken. Ungeachtet der noch 
ausstehenden Nachbereitung, an der’ sich 
hoffentlich viele beteiligen werden, scheinen 
sich zwei grobe Themenbereiche zu bilden, 
die genügend Stoff für die weitere Arbeit 
bieten: 

« Fragen emanzipatorischer Theorie: Aus- 
gehend von dem widersprüchlichen Charak- 
ter der (Lohn-)Arbeit stellen sich Fragen, 
wie unter aktuellen Bedingungen eines glo- 
balen Kapitalismus Befreiungsstrategien re- 
formuliert werden sollten: Befreiung durch 
Arbeit, Befreiung in der Arbeit, Befreiung 
der Arbeit? Sind die Diskussionen um den 
(Post-)Operaismus dafür nützlich oder ent- 
sprechen sie eher einer modischen Richtung 
(expliziter Verzicht auf die lassentheoreti- 
sche Fragen)? Wie stellt sich das Problem 
einer wiederkehrenden Sozialstaatsillusion, 
welche Rolle spielen etatistische Tendenzen 
dabei? Welche praktischen Konsequenzen 
ergeben sich aus einer postulierten Untrenn- 
barkeit von Existenzgeld und Arbeitszeitver- 
kürzung, welche aus einem vermuteten 
additiven Verhältnis beider? Das strategisch- 
taktische Setzen auf Klassenkampf: was ist 
an theoretischen Einwänden dran (Balibar, 
Hirsch)? Bedeutet seine normative Über- 
höhung in der Folge nicht auch antizipier- 
baren Frust, und möglicherweise eine Nei- 
gung zum ethischen Sozialismus? Letztlich 
die Frage nach dem, was mensch einmal 
»revolutionäres Subjekt« genannt hat. 

° Anschlussfähigkeit an praktische Kon- 
fliktfelder: Die Erfahrung der neuen sozialen 
Bewegungen heute und aus den 8oern sind 
größtenteils diffundiert und liegen für die 
Linke brach. Wie können daraus Synergien 
gewonnen werden, die allen weiterhelfen, 


ohne sie gleich zu vereinnahmen. Wie wir- 


ken sich Arbeitszeitverkürzungen für die 
häusliche Reproduktion und auf Geschlech- 
terverhältnisse aus (vorliegende VW-Studi- 
en)? Die weitgehend verdrängte ökologische 
Frage könnte unter dem Aspekt Zukunft der 
Arbeit neue Aktualität bekommen. Die Fra- 
ge materieller Reproduktion spielt in den 
globalen Migrationsbewegungen eine nicht 
zu unterschätzende Rolle, die auch die Legi- 
timität des westlichen Entwicklungsmodells 
in Frage stellt. Welche Konsequenzen erge- 
ben sich daraus für eine reorganisierte inter- 
nationale Arbeitsteilung? Unter Bedingun- 
gen eines wiedererstarkten Nationalismus 
erhalten staatliche Aggressivität und Milita- 
rismus neue Aktualität, die die existierenden 
Gerechtigkeitskonzeptionen erodieren las- 
sen. Welchen Typ von Weltordnung setzen 
wir dem entgegen? 

° Last but not least die Frage einer Orga- 
nisierung: Die Zauberformel »Vernetzung« 
verhüllt mehr, als daß sie praxisrelevante 
Formen generiert. Lassen sich traditionelle, 
auf Zentralismus basierende Organisations- 
mensch sie 
durch mehr Elemente von Dezentralität und 


formen überwinden, indem 


Differenz ersetzt? Wie können Kräfte der 
Bindung gestärkt werden, ohne selbst auf 
oder in 


den politischen Liberalismus 


schlechten Leninismus zurückzufallen? 


Ich hoffe, meine Intention ist deutlich 
geworden. Statt »Es gibt viel zu tun, nichts 
wie weg!« geht es mir um Praxisformen, die 
uns gegenseitig stärken, neue Zuversicht 
hervorbringen, neue power akkumulieren, 
um sich den vielfältigen Fragen theoretisch 
und praktisch stellen zu können, die das 
»Elend der Welt« immer noch aus sich her- 
aus treibt. Eine solche Perspektive benötigt 
aber auch Geduld und eine gewisse Hart- 
näckigkeit, die sich vielleicht am besten mit 
emanzipatorischer Nachhaltigkeit aus- 
drücken lässt. Das war auch eine der Erfah- 
rungen des jungen Gramsci von 1920: »Jeder 
Zusammenbruch bringt intellektuelle und 
moralische Unordnung mit sich. Man muss 
nüchterne, geduldige Leute schaffen, die nicht 
verzweifeln angesichts der schlimmsten 
Schrecken und sich nicht an jeder Dummheit 
begeistern. Pessimismus des Verstandes, Opti- 
mismus des Willens.« (Gramsci 1991, 136) An 
erstem mangelt es nicht, der zweite Punkt 


scheint das Problem. 


HANS-PETER KREBS 
(ExıT/ FRANKFURT A. M.) 
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Berichte von der Existenzgeldkonferenz 


Arbeitsgruppe »Ende der Lohnarbeit« 


Die beiden Ausgangspunkte unserer 
Überlegungen zum Thema Existenzgeld 
waren zum einen die Krise von 


Vollbeschäftigungsgesellschaft und 


Fordismus, die eine Vielzahl gesellschafts- 
politischer Akteure zu einer Suchbewegung 
nach Alternativen zum bisherigen Sozial- 
system veranlaßt haben, zum anderen der 
gegenwärtige Zustand der Linken, die immer 
weniger in der Lage ist, auf gesellschaftliche 
Veränderungen in politisch relevanter Weise 


zu reagieren. 


ÄRRANCA! 


Im ersten Teil ging es uns darum, das Ter- 
rain zu sondieren, auf dem sich die Forde- 
rung nach Existenzgeld bewegt und bewegen 
muß, um nicht einfach ein weiteres neben 
vielen anderen Modellen zur Restrukturie- 
rung des Sozialsystems zu sein. Dazu gehör- 
te zuallererst der Versuch, sich der Bedeu- 
tungsveränderung bewußt zu werden, die 
die »Arbeit« bzw. das Lohnverhältnis in den 
letzten zwanzig Jahren erfahren haben und 
deren Bedeutung einzuschätzen. Das Resul- 
tat dieser (vorläufigen) Analyse, daß nämlich 
das Lohnverhältnis selbst zum Ausgangs- 
punkt der neoliberalen Restrukturierung der 
Gesellschaft gemacht wurde und wird, war 
bedeutsam für die Diskussion um die ver- 
schiedenen Grundsicherungsmodelle, über 
deren Schattierungen und Differenzen es in 
den Beiträgen der Auftaktveranstaltung 
erhebliche Verwirrung gegeben hatte. (So 
wurden dort die zwei voneinander zu unter- 
scheidenden Konzepte des Existenz- bzw. 
Bürgergeldes als Begriffe synonym verwen- 
det, was in der These gipfelte, daß die Forde- 
rung nach Existenzgeld eigentlich eine neoli- 
berale sei.) Umso wichtiger erschien es uns 
daher, in unserer Arbeitsgruppe die real exi- 
stierenden Unterschiede zwischen den auf 
den ersten Blick sehr ähnlichen Modellen 
herauszuarbeiten. 

Deutlich wurde bei diesem Versuch einer 
Einschätzung, daß zwar alle Modelle den 
bestehenden Zusammenhang von Sozialleis- 
tungen und Arbeit modifizieren wollen, daß 
tatsächlich erhebliche 
bezüglich der politischen Strategien be- 
stehen, die damit verfolgt werden sollen. 
Entscheidender Vorteil der Existenzgeldfor- 
derung im Hinblick auf eine Rezeptions- 
fähigkeit durch die Linke ist dabei die totale 
Entkopplung von Lohnarbeit und Einkom- 
men. Sie ist damit die einzige, die aus dem 


aber Differenzen 


Schema »Geld-für-(wie-auch-immer-gearte- 
te-)Leistung« herausfällt. Zudem zeigt eine 
Betrachtung der langfristigen Entwicklung 
der Grundsicherungsdiskussion, daß die 
Modelle »negative Einkommenssteuer« und 
»bedarfsorientierte Mindestsicherung« zu- 
nehmend an Bedeutung verloren haben und 
eher dazu tendieren, Teil eines »Kombi- 
Lohn«-Modells zu werden, also der Subven- 


tionierung niedriger Einkommen. Der Trend 
geht also auch hier in Richtung einer Aus- 
weitung von Lohnarbeitsverhältnissen (ins- 
besondere im Niedriglohnbereich). 

Kontrovers wurde darüber diskutiert, ob 
es überhaupt sinnvoll ist, das Existenzgeld 
als ein »Modell« neben vielen anderen zu 
begreifen. Die Betonung des Modellhaften 
verstelle eher den Blick auf den politisieren- 
den Charakter der Forderung, der mit 
Finanzierungsrechnungen nicht zu erfassen 
und mehr im Kontext einer Gegen- bzw. 
Aneignungsbewegung zu suchen sei, so die 
einen. Andererseits sei klar, daß, wer mit 
einer solchen offensichtlich monetären For- 
derung auftrete, sich auch mit Fragen der 
Finanzierung und der Durchsetzbarkeit 
befassen müsse, mit denen man zwangsläu- 
fig konfrontiert werde. 

Auch der vermeintliche Doppelcharakter 
des im Zusammenhang mit der Formulie- 
rung einer Forderung nach Existenzgeld auf- 
gekommenen Utopiebegriffs war Thema 
und Gegenstand der Diskussion. Ob Exis- 
tenzgeld nun utopisch ist, weil zur Zeit keine 
Möglichkeit (oder Gefahr) besteht, daß es 
von den politischen EntscheidungsträgerIn- 
nen durchgesetzt wird, oder weil dadurch 
die kapitalistische Produktionsweise und 
Vergesellschaftung ebenso wenig grundsätz- 
lich in Frage gestellt wird wie zahlreiche 
andere Herrschaftsverhältnisse, konnte nicht 
abschließend geklärt werden. (Daß es uto- 
pisch ist, stand jedoch außer Frage.) 

Umstritten blieb auch, ob die Tatsache, 
daß die Konzeption des Existenzgeldes 
grundsätzlich von denen der «»bürgerlichen 
Modelle« abweicht, eine Garantie dafür ist, 
daß diese Forderung nicht verwechselt, ver- 
einnahmt und schließlich zur Integration 
von AbweichlerInnen und somit Teil von 
Herrschaftsprojekten gemacht wird, letztlich 
zur Stabilisierung der herrschenden Ord- 
nung dient. 

Auch das Verhältnis von Klassenkampf 
und Existenzgeldforderung wurde heiß dis- 
kutiert. Daß letztere zu sehr vom Individu- 
um und dessen Ohnmacht ausgeht und 
außerdem staatsfixiert ist, anstatt die Frage 
nach der gesellschaftlichen Macht an sich zu 


stellen, ist zumindest eine These, über die zu 


streiten sich auch weiterhin lohnt. Denn 
eine erschöpfende Antwort auf die Frage, 
wie sie konkret aussehen könnte, wurde 
nicht gefunden. 

Einigkeit bestand dagegen darüber, daß 
das »Existenzgeld in einem Land« sowohl 
eine politisch falsche Forderung ist, als auch 
in der Umsetzung vermutlich an den Gege- 
benheiten scheitern würde. Eine Internatio- 
nalisierung der Debatte ist somit unabding- 
bar. Dabei zeigte sich einmal mehr die 
Notwendigkeit, sich die politischen Rah- 
menbedingungen bewußt zu machen, an 
denen sich die Existenzgeldforderung mo- 
mentan orientiert, um eine eigene politische 
Strategie entwickeln zu können. Insbeson- 
dere vor dem Hintergrund einer momentan 
zu beobachtenden Europäisierung unter 
deutscher Hegemonie scheint die internatio- 
nale Frage bereits in der europäischen und 
nationalen enthalten also eingeschrieben zu 
sein. 

Im zweiten Teil unserer Arbeitsgruppe 
gab es das Angebot, in Unter-Arbeitsgrup- 
pen die Diskussion um verschiedene Aspek- 
te der Existenzgeldforderung zu vertiefen. 

Diese Gelegenheit bot sich in folgenden 
Bereichen: Geschlechterverhältnisse, Migra- 
tion und gesellschaftliche Naturverhältnisse 
(aus organisatorischen Gründen entfallen 
mußten die Gruppen Internationale Arbeits- 
teilung und Sozialstaat). Spontan konsti- 
tuierte sich zudem die AG Strategie. 

Die Idee war, die Konsequenzen zu dis- 
kutieren, die die Existenzgeldforderung für 
andere gesellschaftliche Felder hat, bzw. zu 
erörtern, welche Veränderungen oder Gefah- 
ren sich für diese Felder aus einer solchen 
Forderung (oder ihrer Umsetzung) ergeben 
(können). 

Außerdem wollten wir vermeiden, daß 
einmal mehr die fordistischen Durchschnitts- 
Otto-und-Erna-NormalverbraucherIn zum 
Ausgangspunkt aller Überlegungen gemacht 
werden. Im Gegenteil sollte der Standpunkt- 
wechsel hin zu den Rändern der Gesellschaft 
die bestehende Kritik an den fordistischen 
Lebensweisen in Erinnerung rufen und die 
Frage nach Sinn und Zweck des Existenz- 
gelds aus einer anderen Perspektive beleuch- 
ten, nämlich der der Marginalisierten. 

Die zahlenmäßige Verteilung der Leute 
auf die Arbeitsgruppen war dabei ein Indiz 
für die szenetypische Gewichtung der The- 
men: Die AG Strategie war am besten 
besucht, Rassismus und Geschlechterver- 


hältnisse folgten mit einigem Abstand, ganz 


hinten und weit abge- 
schlagen: die Naturver- 
hältnisse. Ökologie ist of- 
fensichtlich out. 

Allerdings wurde diese Auf- 
fächerung von vielen Teilnehme- 
rInnen als nicht eigentlich themenbe- 
zogen wahrgenommen. Nicht wenige schien- 
en der Auffassung zu sein, das »Konzept Exi- 
stenzgeld« sei eine rein ökonomische Forde- 
rung, die mit den übrigen gesellschaftlichen 
Sphären wenig zu tun hat. Im Gegenteil 
dazu war unser Anliegen eben gerade, die 
potentiell vernetzende Funktion aufzuzei- 
gen, die diese Forderung entwickeln kann, 
indem sie Diskussionen der verschiedenen 
»Teilbereichs-Linken« wieder aufeinander 
beziehbar macht, ohne sogleich die eine und 
alles umfassende Bewegung imaginieren zu 
müssen. 

Wider Erwarten hat das Begriffspaar 
Reform/ Revolution eine eher untergeordnete 
Rolle in den Diskussionen gespielt. Wichtiger 
war unser Einschätzung nach das Bedürfnis, 
eine Situationsbestimmung vorzunehmen, 
Erfahrungen der veränderten politischen und 
gesellschaftlichen Bedingungen auszutau- 
schen und zu vergleichen, um angemessene 
linke Positionen überhaupt erst wieder ent- 
wickeln zu können. Die abstrakten Bestim- 
mungen revolutionär /reformistisch behin- 
dern dabei eher das Bemühen um eine 
präzisere Analyse der Kräfteverhältnisse. 
Voraussetzung für weitere Debatten um das 
Existenzgeld scheint daher vor allem eine 
Auseinandersetzung mit den gegenwärtigen 
sozio-ökonomischen und politischen Ent- 


wicklungen zu sein. 


ExıtT/ FRANKFURT A.M. 


AÄRRANCA! 


Berichte von der Existenzgeldkonferenz 


AG »Feministische Ökonomiekritik« 


Er hatte als erster einen PC 

Sie bekam 1947 Nylon-Strümpfe 
Er kaufte als erster ein Handy 

Sie bekam ı971 das Stimmrecht 
Er surfte als erster im Internet 

Sie kaufte 1988 eine Spülmaschine 
Und heute? 

Und heute? 
»Ich nutze als erster Direktbanking« 

„Seit gestern mache ich meine 

Zahlungen bequem 

zu Hause am PC.« 


WERBUNG VON CREDIT SUISSE 1997 


>” ARRANCA! 


Die Slogans vom »Ende der Kleinfamilie«, der 


»Selbstverwirklichung«e und zunehmender 
finanzieller »Unabhängigkeit« sowie dem 
Selbstbewußtsein« 


Frauen, die mit Fähigkeiten wie »netzwerkar- 


»neuen erwerbstätiger 
tıgem Denken«, ihrem angeborenen »Team- 
geist« und ihrer »sozialen Kompetenz« — 
glaubt man dem Feuilleton — unausweich- 
lich die Karriereleiter hochklettern, lösen die 
Bilder von einem Frauenleben als neveren- 
ding Tupperwareparty ab. Werbung und 
Soaps zeigen: die Frau von heute ist nicht 
nur Hausfrau, sondern auch alleinerziehend 
und berufstätig. Die spezifischen Lebens- 
und Arbeitsformen, in denen sich Frauen 
heute befinden, haben sich seit den Zeiten 
des fordistischen Familienernährermodells — 
so es in dieser Form nicht schon immer eın 
Mythos der europäischen Nachkriegsge- 
schichte war — verändert. An der patriarcha- 
len Trennung von bezahlter und unbezahlter 
Arbeit, von repräsentativer und emotionaler 
Arbeit hat sich jedoch wenig verändert, folgt 
man Statistiken, Umfragen und Zeitbudget- 
studien. Dabei ist es weitgehend egal, ob die 
Frauen in alten oder neuen Haushaltsfor- 
men, mit oder ohne Kinder leben, einen 
miesen Job haben, erwerbslos sind oder 
hochqualifiziert arbeiten. 

Tätigkeiten, die im herkömmlichen Sinne 
nicht im Bereich der Ökonomie verortet 
sind bzw. nicht-öffentlichen Charakter ha- 
ben, rutschen sowohl in der Diskussion 
als auch in der konkreten Politik in 

den Hintergrund. Adressiert blei- 

ben sie vornehmlich an Frauen. 
Und das in einer Zeit, in der 
aufgrund der fortschreiten- 
den Demontage staatlicher 
Versorgungseinrichtungen 

und einer Erosion des 
klassischen Erwerbsar- 
beitssystems die Bewälti- 
gung der unentlohnten Ar- 
beit schwieriger wird, in der 
aufgrund sozialstaatlicher Re- 
pressalien Erwerbsarbeit von 

Frauen vermehrt Zwang statt 
Option darstellt und private Ver- 
Familie und 


sorgungsnetze wie 


Freundeskreis durch erhöhten Flexibili- 


sierungs- und Individualisierungsdruck im- 
mer weniger zur Verfügung stehen. 

In diesem Setting hat die AG »Feministi- 
sche Ökonomiekritik« vor einem halben Jahr 
mit der Vorbereitung der Existenzgeldkonfe- 
renz begonnen. Wir kommen aus unter- 
schiedlichen Zusammenhängen und bewe- 
gen uns — sicher nicht ganz zufällig —- in 
einem Mischmasch aus WG, Beziehungen, 
Projekten, meist miesen Jobs, politischer 
Arbeit in irgendwie emanzipativen Nischen, 
die wir uns innerhalb des Wachstums- und 
Modernisierungsprojektes erschließen konn- 
ten. Die Forderung nach Existenzgeld trifft 
deshalb auf unser eigenes Interesse, sich 
nicht von der Krise erpressen zu lassen, an 
einer Vorstellung von einem selbstgewählten 
Leben jenseits der 35-Stunden-Woche ohne 
Armutsstreß und Marginalisierungsangst 
festzuhalten. Darüber hinaus geht es uns um 
den verändernden Eingriff in politische Dis- 
kurse mit dem Ziel, die Reproduktionspro- 
zesse dieser Gesellschaft wesentlich zu ver- 
ändern. 

Die Diskussion der Existenzgeldforde- 
rung beginnt für uns bei einer radikalen Kri- 
tik der Teilung in Ökonomie und Außeröko- 
nomisches. Es geht nicht darum, daß diese 
Teilung in ein Feld der kapitalistischen Wirt- 
schaft und in Felder wie Kultur, sog. »Privat- 
heit«, »Sozialität« nicht gegeben wäre, son- 
dern darum, daß die Konstruktion von 
Teilungen in beispielsweise einen Arbeitstag 
und einen Feierabend, in etwas, was als 
öffentlich, und etwas, was als privat gilt, 
auch ökonomisch begriffen werden muß: 
Als Bedingungen der Reproduktion dieser 
Gesellschaft, die ihrerseits in dieser Repro- 
duktion reproduziert werden. 35-, 40- und 
früher 50-, 60-Stunden-Wochen sind mit ei- 
ner Entwicklung des »Privaten« und »Re- 
produktiven« zusammenzudenken, die sich 
in der vergeschlechtlichten Teilung von 
Haus- und Erwerbsarbeit in der bürgerli- 
chen Kleinfamilie institutionalisiert hat. 
Geht man in diese Analyserichtung weiter, 
erweist sich nicht nur die Hausarbeit als 
integraler Bestandteil der gesellschaftlichen 
Produktion, sondern es zeigt sich, daß die 
gesamte kapitalistische Produktivität von 
affektiver, immaterieller, nichtbezahlter Ar- 


beit (ja, Arbeit!) oder Produktivität der Sub- 
jekte durchzogen ist. Das heißt, Kapitalis- 
mus stellt uns nicht nur eine Ausbeutungs-, 
sondern auch eine Macht- und Begehrens- 
frage. In diesem Sinn ist es interessant zu 
welche Rolle es für den 
Arbeitsablauf in einem Büro spielt, daß und 
vor allem wie gerade die Sekretärin den Kaf- 
fee kocht und wem sie ihn serviert; welche 
Bedeutung das Gefühl eines Arbeiters, einer 
Arbeiterin hat, sinnvolle Arbeit zu leisten 
oder eben auch nicht. Zugespitzt hieße das, 
Kapitalismus wäre überhaupt nicht denkbar, 
wenn nicht gleichzeitig Subjekte geformt 
würden, die Disziplin und Pünktlichkeit lie- 
ben, den (absurden) Teilungen in ihrem 
Leben Sinn abgewinnen können, die perma- 
nent in hierarchischer Aufgabenverteilung 
»gesellschaftlich mitarbeiten«. Die Fragen 
des ständigen Zugriffs auf »unbezahlte 
Arbeit«, auf Affektivität, Unterwerfungslust 
oder 


untersuchen, 


Partizipationswille, auf Motivation, 
Freizeitverhalten, Trendsetting, Geschlechter- 
verhalten usw. finden ihr Material im Alltag: 
Im Tun der Menschen und in Illustrierten 
und mehr oder weniger wissenschaftlichen 
Texten human- oder sozialwissenschaftli- 
chen Ursprungs. 

Die Existenzgeldforderung ist als (zu- 
nächst) symbolischer Angriff gegen Verwer- 
tungsdruck und Marginalisierung gedacht. 
In der Gesamtvorbereitung der Konferenz 
fiel jedoch auf, daß die meisten der beteilig- 
ten Gruppen und Personen ihre Kritik in 
erster Linie gegen die Lohnarbeit bzw. gegen 
den institutionellen Terror der Arbeits- und 
Sozialämter richten. Dagegen wollten wir 
einen anderen Ökonomiebegriff und einen 
anderen Antikapitalismus setzen, der die 
Teilung in Ökonomie, Außerökonomisches 
und ihre Kontinuitäten, Diskontinuitäten 
analysiert und bekämpft. Dabei stellen sich 
z.B. folgende Fragen: Kann sich eine verge- 
schlechtlichte gesellschaftliche Arbeitstei- 
lung allmählich von den Positionen Mann / 


Frau ablösen und als verallgemeinerte Tren- 


nung weiter existieren? Entste- 
hen neue Arbeitsteilungen, z.B. 
‘= , zwischen Frauen, wenn lohnar- 
Ä er)  beitende Frauen Hausarbeit von — 
| schlecht bezahlten — Migrantinnen 
erledigen lassen? Ist der von Teilen 
der undogmatischen Linken affırmativ 
besetzte Ort des eigenen Lebens in WGs 
und Projekten von einer Arbeitsteilung zwi- 
schen symbolischer Repräsentation (Schrei- 
ben, Reden, Veröffentlichen, Entscheiden) 
und emotionaler Sozialität durchzogen, die 
einem ähnlich hierarchisch-dualen Muster 
wie dem der vergeschlechtlichten gesell- 
schaftlichen Arbeitsteilung folgt? 

Um der klassischen Thematisierung des 
Kapitalismus vom Ort der Lohnarbeit und 
der Mehrwertschöpfung aus, der Diskussion 
um Sozialstaatsterror, Zwangsarbeit und 
dem Alles-ist-anders-im-Neoliberalismus et- 
was hinzuzufügen, sind wir zur 7oer-Jahre- 
Diskussion »Lohn für Hausarbeit« zu- 
rückgegangen. Ein direkter Rückbezug auf 
diese Forderung wurde im Verlauf der Dis- 
kussionen aufgrund der (schon damals 
befürchteten) Essentialisierung von Frauen 
verworfen. Auch die Verknüpfung der Exis- 
tenzgeld mit der einer »Lohn für Hausar- 
beits«forderung erschien uns absurd: auf der 
einen Seite den Zwang zur Leistung für eine 
Existenzsicherung durchbrechen zu wollen, 
um ihn im Bereich der Hausarbeit wieder 
einzuführen. 

Die Idee, unter der Existenzgeldforderung 
Menschen aus verschiedenen Spektren mit 
verschiedenen Arbeitsschwerpunkten und 
Interessen sammeln zu können, funktioniert 
_ wie wir auf der Konferenz gesehen haben. 
In der Debatte um die Umverteilung von 
Nichterwerbsarbeiten treten jedoch klare 
Interessengegensätze zwischen gesellschaftli- 
chen Gruppen auf. Es wäre politisch fatal, 
diese unter einem harmonisierenden Bezug 
auf die Existenzgeldforderung verschwinden 
zu lassen. 

Stating the obvious: Ein offenes Auge für 
gesellschaftliche Widersprüche zu haben, die 
mit einer Forderung, wie sie in der derzeiti- 
gen Existenzgelddiskussion vertreten wird, 
kaum gelöst werden können, gilt ebenso für 
rassistische Arbeitsteilungen, die quer zu 
Mustern geschlechtlicher Arbeitsteilung ver- 
laufen. Ein Beispiel: Zum Teil lassen Frauen 
in Deutschland die Hausarbeit von Migran- 
tinnen erledigen. Zwar würde die Auszah- 
lung des Existenzgeldes diesen Migrantin- 


nen erlauben, ihre Arbeitsstellen freier zu 


wählen, weil der Erwerbsdruck um eben 
genau 1500 DM plus Warmmiete pro Monat 
nachließe. Rassistisch strukturierte Arbeits- 
märkte, Hierarchisierung von Arbeiten und 
eine mangelnde Umverteilung von prestige- 
trächtigen Arbeiten werden damit jedoch 
noch nicht angegriffen. 

Trotzdem unterstützen wir eine Existenz- 
geldforderung für alle. Eine politische, prak- 
tische Initiative, in die die Existenzgeld- 
forderung in einem emanzipativen und 
gesellschaftsverändernden Sinn eingebracht 
werden könnte, muß an Bewegungen an- 
knüpfen, die den vorherrschenden Ar- 
beitsbegriff in Frage stellen, die die Verände- 
rung des gesellschaftlichen Status bisher im 
nicht-öffentlichen Bereich angesiedelter Ar- 
beiten, die Vergesellschaftung privatisierter 
häuslicher Arbeiten thematisieren. Die Or- 
ganisierung »reproduktiver« Notwendigkei- 
ten jenseits der eigenen vier Wände muß 
dabei das Ziel sein. Dies kann jedoch nicht 
ohne eine politische Auseinandersetzung 
um die gemeinsame Verantwortung der Ge- 
schlechter um diesen Arbeitsbereich passie- 
ren. Bislang beziehen sich die linksradikalen 
Diskurse zur Aneignung gesellschaftlichen 
Reichtums meistens — wie z.B. bei Aktionen 
wie Stromboykott, Schwarzfahren, Plünde- 
rungen oder Sabotage — auf den sog. öffent- 
lichen Bereich. Im Feld der privaten, unbe- 
zahlten Arbeit müssen ebenso Formen 
entwickelt werden, die den Ausbeutungs- 
charakter dieser Arbeiten thematisieren. 
Nur: wer läßt als Alleinerziehende das Kind 
über Nacht in der Kita, um gegen die 
Zuständigkeit für unbezahlte Betreuungsar- 
beit zu kämpfen und ein Zeichen für das 
Recht auf Faulheit zu setzen? 


VORBEREITUNGSGRUPPE 
AG »FEMINISTISCHE ÖKONOMIEKRITIK« 


Klasse statt 


Einige Anmerkungen zum Begriff »Massenpolitik« 


Liebe Arrancas, 


der Beitrag »Irrwege, Sonderwege und 
Sackgassen« von Helmut Andresen in 
ARRANCcA! Nr. 15 ist für mich der Anlaß für 
eine Stellungnahme. Dabei geht es mir nicht 
um die haarsträubenden antinationalen und 
antideutschen Positionen, die dieser Beitrag 
vertritt bzw. als »sinnvolle Provokationen« 
schönredet (zur Kritik dieser Positionen teile 
ich die Ansichten von Max Kemmer in der- 
selben ARRANcAI). Mir geht es vielmehr um 
eine Auseinandersetzung um den Begriff 
der »Massenpolitik«, wie er von Andresen in 
seinem Text als Kampfbegriff gegen die 
sozialrevolutionäre bzw. klassenorientierte 
Linke verwendet wird und wie er — wie ich 
befürchte — auch ın der nicht-antinationalen 
(ex-Jautonomen Linken vorherrscht. Ich hof- 
fe, damit gleichzeitig einen Diskussionsbei- 
trag für eine anstehende Perspektivdebatte 


lıefern zu können. 


ÄRRANCA! 


Unter Bezug auf Cafe Morgenland konsta- 
tiert Andresen bei »der« deutschen Linken 
eine »Sehnsucht nach einer Massenbewe- 
gung«, wobei z.B. die wendländischen Prote- 
ste »romantisch verklärt« würden. Einerseits 
spricht der Autor von einer »Selbstisolation 
der Linken durch subkulturelle Umgangsfor- 
men«, die aber andererseits nur dazu geführt 
habe, daß nicht mehr wahrgenommen wer- 
de, »wohin sich die deutsche Bevölkerung 
bewegt hat und wozu sie mittlerweile wieder 
fähig ist.« Die »Thematisierung der sozialen 
Frage« ist für Andresen in erster Linie das 
Vehikel der »Wildcat-Linken«, rassistische 
Gewalttäter als Opfer zu präsentieren und 
»den rassistischen Mob noch als Verbündeten 
für die eigene Sache zu sehen.« Obwohl auch 
nach Ansicht Andresens »Grundlage einer 
jeden revolutionären Strategie«, widerspricht 
für ihn ein »massenpolitischer Ansatz« »den 
gegenwärtigen Zuständen in Deutschland«: 
»Linke Positionen interessieren in Deutsch- 
land keinen mehr«, es bilde sich »eher ein 
rassistisches Potential als irgendeine emanzı- 
patorische ... Bewegung«. Im übrigen gebe es 
»bei Linken« (wen meint er?) ein »weıt ver- 
breitetes Festhalten« an der Vorstellung, Klar- 
heit über die eigene soziale Unterdrückung 
führe zwangsläufig zu emanzipatorischem 
Handeln, eine Vorstellung, die »verkennt 
welches Potential [Vernichtungswille natür- 
lich, D.H.] in dieser deutschen Bevölkerung 
steckt.« Bei 95% RassistInnen in Deutsch- 
land (weine Einschätzung, die zutrifft«, wie 
Andresen — woher auch immer — weiß) wäre 
es -— O-Ton Andresen »fatal, die Augen vor 
diesen Zuständen zu verschließen und blind 
an einem Massenansatz festzuhalten und eine 
Praxis an den deutschen Zuständen vorbei zu 
entwickeln. Ein positiver Bezug auf dıe Natıon 
und speziell die deutsche hat mörderische 
Konsequenzen.« 

»Massenpolitik« gleich positiver Bezug 
auf Nation und Nationalismus. »Massenpo- 
litik« gleich Täterschutz und »Bündnis mit 
Mob«. 


gleich Sozialromantik. Kein antinationales 


dem rassistischen »Massenpolitik« 


Stereotyp wird von Andresen ausgelassen. 
Wer allerdings mit diesen Keulen auf »die 
Linke« eindrischt, sollte mindestens klar- 
machen, wen er meint, denn in dieser Allge- 
meinheit ist der Vorwurf eine verleumderi- 
sche Beleidigung und hanebüchener Un- 
sinn. Man kann z.B. der Wildcat vieles vor- 
werfen, aber sicher nicht, daß sie sich jemals 
positiv auf irgendeinen Nationalismus oder 
Nationalstaat habe. Wer das 
behauptet oder impliziert, sollte das nach- 
weisen können! Gleiches gilt für die gesamte 
sozialrevolutionäre Linke. Vielleicht ist das 
nicht mehr bekannt, aber Anfang und Mitte 
der 8oer Jahre - lange bevor es eine antina- 
tionale Linke mit dieser Selbstbezeichnung 
überhaupt gab — waren es ın erster Linie 


bezogen 


sozialrevolutionäre Gruppen, die mit dem 
»Neuen Internationalismus« das Konzept der 
nationalen Befreiung und der Nationalstaat- 
lichkeit grundsätzlich in Frage gestellt haben 
oder die Situation von Flüchtlingen und 
MigrantInnen als Bezugspunkt für eine 
linksradikale Politik diskutiert haben. Und 
in der Praxis der Schwarze-Katze-Gruppen 
innerhalb der JobberInnen- und Erwerbslo- 
senbewegung war der Kampf gegen Staat, 
Nation und Rassismus essentieller Bestand- 
teil von Agitation und Aktion. In Hamburg 
waren es zuerst die JobberInnen, die die 
Ausländerbehörde zum Gegenstand ihrer 
Arbeit gemacht und die versucht haben, mit 
MigrantInnengruppen und Flüchtlingen 
eine gemeinsame Praxis zu organisieren. Ich 
erinnere mich noch gut an die heftigen Aus- 
einandersetzungen und Schreiereien wäh- 
rend mancher Erwerbslosenfrühstücke ım 
JobberInnenladen, wenn Leute sexistische 
oder rassistische Bemerkungen losgelassen 
haben. Allerdings: Solche Bemerkungen wa- 
ren für uns zwar immer Anlaß für eine 
scharfe Konfrontation, aber für sich genom- 
men nie Grund genug, Leute rauszu- 
schmeißsen. 

Andresen verbindet »Massenpolitik« (ich 
den 


bevorzuge Begriff »Klassenpolitik«) 


ganz offensichtlich mit den linken Strömun- 


gen, die sich in ihrer Theorie und Praxis auf 
die sog. »soziale Frage« (ich bevorzuge »Klas- 
senrealität«) beziehen. Dabei stellt er sich 
»Massenpolitik« offensichtlich im wesent- 
lichen als Einschleimerei voller taktischer 
und strategischer Rücksichtnahmen vor: 
»Dialog« statt Konfrontation, ausschließlich 
soziale Agitation unter Ausblenden rassisti- 
scher und sexistischer Konfliktlinien, keine 
Auseinandersetzung mit dem Klassenrassis- 
mus und -Sexismus etc. Welch ein Popanz! 
Und welch ungeheure und unverschämte 
Ignoranz gegenüber denjenigen Gruppen 
und Zirkeln, die sich früher und jetzt darum 
bemühft)en, im sozialen Alltag, in den 
Betrieben und Büros, in den Stadtteilen, auf 
den Sozial- und Arbeitsämtern und anders- 
wo emanzipatorische Politik zu organisieren 
und zu verankern. 

Wenn ich hier von »Klassenpolitik« spre- 
che, so verstehe ich »Klasse« nicht so sehr als 
eine »objektive« soziologische Kategorie, der 
dann noch diese oder jene Eigenschaften, 
Bewußtseinsstrukturen oder Interessen zu- 
geschrieben werden. »Klasse« umschreibt 
sozialen Prozeß. E. P. 
Thompson hat sehr eindrücklich dargestellt, 


vielmehr einen 
wie die unterschiedlichen Gruppen von 
HandwerkerInnen, entwurzelten Bauern/ 
Bäuerinnen, LandarbeiterInnen und Manu- 
fakturarbeiterInnen, die im England des ı8. 
und beginnenden 19. Jahrhunderts das Pro- 
letariat bzw. die »unteren Klassen« bildeten, 
im Laufe langer offener und verdeckter Klas- 
senauseinandersetzungen voller Niederlagen 
und Lernprozesse und unter dem Einfluß 
verschiedenster theoretischer Strömungen 
die britische ArbeiterInnenklasse mit be- 
stimmten hegemonialen Ideologien, Interes- 
sen und Bewußtseinsformen erst konsti- 
tuiert haben. Thompson hat damit unter 
anderem gezeigt, daß die Vorstellung von 
»Klasse« als homogenem Block damals 
genauso unzutreffend war, wie sie das heute 
ist. Ob also aus den zersplitterten und ato- 
misierten proletarischen Lebenswirklichkei- 
ten nicht imaginierte objektive, sondern 


tatsächliche subjektive, sich aufeinander be- 
ziehende Emanzipationsinteressen entwik- 
kelt werden, ist auch heute offen und aus- 
schließlich davon abhängig, von wem wie 
wofür gekämpft wird und wie Siege wie Nie- 
derlagen kollektiv verarbeitet werden. »Klas- 
senpolitik« heißt somit vor diesem skizzier- 
ten Hintergrund erstmal, sich auf diesen 
sozialen Prozeß zu beziehen bzw. sich als Teil 
dieses Prozesses zu begreifen und in ihm 
Emanzipationsinteressen, d.h. das Bedürfnis 
nach umfassender Befreiung, nach Kommu- 
nismus zu artikulieren. 

Damit ist Klassenpolitik aber etwas völlig 
anderes als der »Dialog mit der Bevölke- 
rung« oder die berühmt-berüchtigten »Be- 
völkerungsflugblätter«. In einer Randbemer- 
kung schreibt Andresen: »Die autonome 
Linke hat immer erwartet, daß sich die Bevöl- 
kerung mit provokativ formulierten Texten 
auseinandersetzt«. Ich halte diese Formulie- 
rung für symptomatisch und entlarvend: 
»Massenpolitik« als Ansprache an die Bevöl- 
kerung! Die Linke erklärt die Welt und 
»erwartet«, daß »die Bevölkerung« sich damit 
auseinandersetzt. Mal unabhängig davon, ob 
sich »die« autonome Linke tatsächlich — wie 
provokativ auch immer — an »die Bevölke- 
rung« adressiert hat. Und ebenfalls mal 
abgesehen von dem elitären und durch und 
durch hierarchischen Selbstverständnis, das 
hier gegenüber »der Bevölkerung« anklingt. 
Hier schimmert ein Verständnis durch, daß 
mir relativ typisch für jede Spielart einer 
subkulturell agierenden Linken zu sein 
scheint. Selbst diejenigen (Ex-)Autonomen, 
die einmal die Parole »raus aus dem Ghetto« 
vertreten haben, sind in ihren politisch- 
praktischen Vorstellungen kaum über »bür- 
gerfreundlichere« Flugblätter hinaus gekom- 
men. 

Die radikale Linke in der Bundesrepublik 
ist, zumindest heute, in allen ihren Ausprä- 
gungen eine vornehmlich subkulturelle 
Erscheinung. Andresen charakterisiert damit 
in der Tat ein grundlegendes Problem. Die- 
ses besteht aber nicht so sehr darin, daß »die 


Linke« nicht mehr mitbekommt, wie rassi- 
stisch »die Bevölkerung« ist. Das Problem ist 
viel grundsätzlicher das, daß linke Politik im 
Alltag und in den alltäglichen großen und 
kleinen Auseinandersetzungen der Lebens- 
gestaltung überhaupt nicht mehr vor- 
kommt. In diesem Sinne gibt es die Linke als 
sinnlich erfahrbare politische Kraft über- 
haupt nicht mehr. Damit nimmt die Linke 
Alltagsdenken 
und Alltagshandeln zum einen nur noch — 
durch diverse ideologische Versatzstücke 


gesellschaftliche Prozesse, 


und Vorurteile zusätzlich verzerrt — aus dem 
Blickwinkel der eigenen gesellschaftlichen 
Isolation war. Zum anderen aber ist eine lin- 
ke politische Alltagspraxis als Alternative zu 
den gesellschaftlich vorherrschenden Nor- 
men und Deutungsmustern nicht existent. 
Dort, wo Menschen Unterdrückung und 
Ausbeutung, Hierarchien, Ungerechtigkeiten 
und die tägliche Quälerei, das eigene Leben 
einigermaßen zu organisieren, erfahren und 
damit — auf die eine oder andere Art und 
Weise — täglich umgehen, da tritt die Linke 
nicht auf, da »verhält« sie sich nicht. Das ist 
um so absurder, weil Linke wahrscheinlich 
kaum andere Alltagsprobleme haben: die 
tägliche Arbeit oder die Auseinandersetzung 
mit Arbeits- und Sozialämtern, Miete und 
Wohnungsnot, Kinderversorgung, Absiche- 
rungen im Alter oder bei Krankheit, Ein- 
kommenslosigkeit etc. etc. Der alltägliche 
Kampf um die eigenen Arbeits-, Reproduk- 
tions- und Lebensbedingungen ist für die 
selbstisolierte radikale Linke jedoch kein 
Terrain und Thema politischer Betätigung; 
damit wird ein wesentlicher Teil des eigenen 
Lebens und der eigenen Gesellschattlichkeit 
aus dem politischen Blickwinkel schlicht 
verdrängt. 

Ich will an dieser Stelle nicht über die 
Ursachen dieser politischen Schneckenhaus- 
optik spekulieren, die politischen Konse- 
quenzen sind allerdings katastrophal. Es ist 
nämlich diese alltägliche Organisation des 
eigenen Lebens, in denen Menschen Hierar- 
chien, Herrschaft und Unterwerfung, Aus- 


ÄRRANCA! 


beutung und Unterdrückung, die Konstruk- 
tion von Ein- und Ausschlußmechanismen, 
Solidarität und Spaltung konkret sinnlich 
jeden Tag erleben. Hier deuten sie die Welt, 
hier werden konfrontative oder unterwürfi- 
ge Überlebensstrategien entwickelt, und hier 
müssen sich Menschen gewissermaßen je- 
den Tag in einem Dickicht unterschiedlich- 
ster Machtverhältnisse positionieren. In die- 
ser völlig widersprüchlichen Klassenrealität 
kommen Linke als politische Kraft kaum 
noch vor. Damit fehlt aber eine sinnlich und 
konkret erfahrbare Entscheidungs- und 
Handlungsalternative, die in den alltäglichen 
Auseinandersetzungen andere als Unterwer- 
fungsstrategien verdeutlicht. In einer Situa- 
tion, wo in einem Betrieb Massentlassungen 
anstehen, macht es einen riesigen Uhnter- 
schied, ob es Leute gibt, die vereinzelt oder 
organisiert eine Gegenposition etwa zur 
Unterwerfung unter Standort- und Rentabi- 
litätslogiken oder zu rassistischen Erklä- 
rungsmustern beziehen. Ein »hegemonialer 
Antirassismus oder Antinationalismus« läßt 
sich nicht einfach beschwören (wie das z.B. 
Andresen tut). Wenn überhaupt entsteht er 
in einem gesellschaftlichen Prozeß, in der 
kämpferischen, alltäglichen Auseinanderset- 
zung mit den eigenen Lebensbedingungen. 
Klassenpolitik im Sinne einer organisierten 
linken Position in den alltäglichen Arbeits- 
und Lebensbedingungen ist somit die not- 
wendige Bedingung für eine solche Hege- 
monie! Keine Hegemonie emanzipatorischer 
Phantasie ohne die permanente Konfronta- 
tion mit der Realität des kapitalistischen All- 
tags! 
Das Fehlen einer linken »gelebten Alltags- 
alternative« ist aber nicht nur ein weiteres 
Einfallstor für Unterwerfungsstrategien und 
staatlich-repressive Lösungsangebote. Damit 
wird auch jedes linke Gerede von Befreiung, 
Emanzipation etc. unterminiert. Wer sich in 
der Arbeit dem Raub am eigenen Leben 
widerspruchslos unterwirft, wer gegenüber 
Cheflnnen oder VermieterInnen die Klappe 
hält und sich auf den Arbeits- und Sozial- 
ämtern genauso schikanieren läßt wie alle 
anderen auch, macht sich als LinkeR mit 
dem ganzen Befreiungsgerede unglaubwür- 
dig. Er/sie kann zwar nach Feierabend in 
seiner/ihrer Politgruppe Flugblätter und 
(symbolische) Aktionen planen, braucht 
sich aber nicht zu wundern, wenn das nie- 
manden interessiert. Und wer sich im Miets- 
haus, beim Elternabend oder am Arbeits- 
platz nicht mit RassistInnen und Sexisten 


ÄRRANC A! 


streitet und gleichzeitig in den täglichen 
Konflikten mit Vermietern, Behörden und 
Kapitalisten Positionen bezieht, der sollte in 
Sachen Antirassismus, 
und »Hegemonie« fein stillschweigen. 
Klassenpolitik ist somit auch mehr als die 


Antinationalismus 


bloße Thematisierung der »sozialen Frage«. Es 
bedeutet auch, existentielle Bereiche des eige- 
nen Lebens zum Gegenstand des politischen 
Handelns zu machen (in diesem Sinne »Poli- 
tık in der ersten Person«). Das heißt zum einen 
natürlich, sich als politisch denkende und 
handelnde Person in die aktuellen Alltagskon- 
flikte einzumischen. Darüber hinaus bedeutet 
das aber auch den Aufbau organisierter Struk- 
turen etwa in Form von MieterInneninitiati- 


ven, Betriebsgruppen, Erwerbslosenläden, 
Suppenküchen, Untersuchungsarbeit usw. 
usw. 


An dieser Stelle kommt i.d.R. die völlig 
richtige Warnung vor dem »Sich-Verlieren in 
bloßer Sozialarbeit«. So berechtigt diese War- 
nung ist, sie enthält oft auch einen Teil von 
Vermeidungsstrategie. Doch m.E. gibt es zur 
praktischen und organisierten Verankerung 
in den sozialen Prozessen keine politische 
Alternative. Die Realität der meisten politi- 
schen Gruppierungen und Zirkel — und das 
schließt diejenigen, die sich »mit der sozialen 
Frage beschäftigen«, ausdrücklich mit ein — 
ist die theoretisch-analytische Betrachtung 
auf die vermeintliche Klassenrealität. Selten 
hingegen ist die theoretisch-analytische 
Reflektion eigener individueller oder kollek- 
tiver praktischer Gehversuche im sozialen 
Terrain. In den verschiedenen Diskussions- 
papieren etwa zur Existenzgeldkonferenz 
von FelS und anderen fällt auf, daß etwa ver- 
schiedenene Existenz- und Grundsiche- 
rungsmodelle voneinander abgegrenzt und 
diskutiert werden, daß über »den Sozial- 
staat« oder die »Entwicklungstendenzen des 
Kapitalismus« gesprochen wird, daß aber 
Aufarbeitungstexte, Darstellungen und Dis- 
kussionen der eigenen sozialen und politi- 
schen Praxis genauso fehlen wie eine politi- 
sche Diskussion über vorhandene oder nicht 
vorhandene Klassenbewegungen oder poli- 
tisch-strategische Vorschläge. Dem Fordis- 
mus-Postfordismus-Diskurs der radikalen 
Linken und den Beiträgen zur »Krise der 
Arbeitsgesellschaft« haftet somit ein univer- 
sitär-akademischer Seminarstil an, so etwas 


von der Auseinandersetzung mit einem neu- 
en »Forschungsfeld«. 

Ich möchte hier nicht als »Theoriefeind« 
mißverstanden werden. Die theoretische 
Kritik an der Arbeit ist gerade heute wichti- 
ger denn je, und auch die Proklamation von 
Forderungen wie Existenzgeld, mehr Lohn - 
weniger Arbeit, Arbeitszeitverkürzung bei 
vollem Lohnausgleich etc. hat unbestritten 
ihre Berechtigung. Doch das grundlegende 
strategische Problem, daß die Kritik heutzu- 
tage eher eine Leidenschaft des Kopfes ist, 
aber nicht zum Kopf der Leidenschaft wird, 
läßt sich so nicht lösen. Was ich mit dieser 
Marx-Paraphrase sagen will, ist folgendes: 
Auch die Linke, die sich »die soziale Frage« 
zum politischen Betätigungsfeld erkoren 
hat, befindet sich in der Phase des Trocken- 
schwimmens, sie nähert sich ihrem Thema 
von außen und akademisch. Die so ent- 
wickelten Forderungen und Parolen - sei es 
die Existenzgeldforderung oder irgendeine 
andere — bleiben blutleer und hohl, nicht 
weil sie »falsch« wären, sondern weil sie kein 
Ausdruck eines sich artikulierenden sozialen 
Bedürfnisses sind. Solange diese Diskussio- 
nen keine materielle Gewalt werden, nicht in 
den real existierenden sozialen Prozessen 
verankert sind, bleiben sie folgenlos. 

Bewegungen kann man in der Tat nicht 
voluntaristisch als Kopfgeburten ins Leben 
rufen. Das heißt aber nicht, daß die Linke in 
einer Position des Abwartens verharren 
muß. Gerade dort, wo AktivistInnen in so- 
zialen Zusammenhängen kontinuierlich ar- 
beitend überwintert haben oder wo linke 
soziale Einrichtungen und Initiativen auch 
in flauen Zeiten nicht die Segel gestrichen 
haben, können sie bei neu entstehenden 
Konflikten schnell die Rolle des Katalysators 
spielen. Das haben die Streikbewegungen in 
Frankreich ebenso gezeigt wie die Erwerbs- 
losenbewegung dort wie auch hier. Die dau- 
erhafte organisierte Verankerung und Inter- 
vention einer sozialrevolutionären Linken in 
den sozialen Prozessen ist meiner Ansicht 
nach dringend angesagt. Das heißt nicht, 
daß das einfach wäre, im Gegenteil. Zumal 
eine solche Entscheidung nicht einfach revi- 
dierbar wäre wie der Wechsel von einer 
Politgruppe in die andere, von einem Teilbe- 
reich in den anderen oder von einem »The- 
ma« zum anderen. Aber nichtsdestotrotz, in 


eine solche Richtung sollte diskutiert wer- 
den. 
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Der Stuttgarter Freundeskreis ist zurück 
und kommt mit Esperanto (Four Music / 
Sony) ganz smooth daher. Musikalisch 
und auch textlich fängt Esperanto (»die 
Sprache des einfachen Mannes«[??]) alle 
denkbaren Melancholien - von politischen 
und sozialen bis hin zu sehr persönlichen 
- gekonnt ein. Nach wie vor begeistern 
auch die Reime, die sich teilweise zu Iyri- 
schen Momenten der Moderne erheben. 
Eigentlich ein Muß. 

Bereits im Vorfeld große Erwartungen 
geschürt haben auch DJ Rabauke und 
Daniel Larusso, bekannt als eins zwo, mit 


ches MHalbwis- 


ihrem naezAIReEIE 


sen (Yo Mama). Wer auf »Strictly HipHop« 
steht, wird auch nicht enttäuscht sein. 
DiäMiel Larussos rauhe Stimme dropt mit 


näh Luft zu schnappen, und legt sie Weg 
san getüftelte Sounds. Straighter und 
vMliger melodisch-eingängig als frühere 
SEke und aktuelle Verkaufsschlager, aber 
milder Nenge illustren Gästen, die für 
die WeRurücker aus dem Norden einige 


bricı haben. 


Strophet% 

Zu den gewöhnlich mit Nichtachtung 
gestraften Crews gehören hingegen Anar- 
chist Academy, die sich nach der Tren- 
nung von Hannes Loh (nicht aufgelöst 
haben, sondern) schlicht Doppel A nennen 
und mit featuring... (Community/IRS) ein 
neues Album vorgelegt haben. Auch hier 
viele Gäste, von Underground Source über 
BOB bis Der Wolf reicht hier die Liste. 


Nach dem grandiosen »Spiel nicht mit den 
Schmuddelkindern« haben Doppel A wie- 
der eine gute Scheibe vorgelegt: Elf Son- 
gs und dazwischen Interviewfetzen über 
das Dasein der Band. Der Funk überwiegt, 
doch ab und zu wird auch der Rocker 
rausgehängt. Besonders gelungen ist 
»Checksedas« - Marley-Samples cool zu 
verarbeiten, ohne daß einen beim Hören 
der Schlaf überfällt, ist eine Kunst - Dop- 
pel A beherrschen sie! 

Aus Übersee gibt es nun nach sechs 
Jahren endlich wieder eine Scheibe von 
Black Moon. 1993 veröffenlichten Buck- 
snot, 5rFi. Und Evil Dee ınre erste un — 
aufgrund juristischer Probleme - bis vor 
kurzem letzte Scheibe. Bad Luck, da ja 
Enta The Stage zum Kult wurde..., doch 
nun haben sie mit War Zone (Priority Re- 
cords /Virgin)_ihr_zweites Album vorge- 

| ter dı inHop, der 
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Te nächstes 


Ban /Roadrunner) 
Album herausgebracht haben: harte Gi- 
tarren, melodische Gesänge und Chorein- 
lagen, Plattenscratchen und eingängige 


en /yE* 
TaTalTar 


>OngSs verDunden mit Drachiaien June 
attacken. Alles in allem eine perfekte 
Mischung für weiteren Erfolg - Dog Eat 
Dog sind solange cool, bis einem das 
Crossovergedudel doch wieder auf den 
Senkel geht ... 

Auf den Pfaden in Richtung des soliden 
Punkrocks wandelt hingegen die schwedi- 
sche Hardcore-Band 59 Times The Pain 


mit End Of The Millenium (Burning Heart / 


Connected): Weniger New York Hardcore 
und dafür mehr Punk- und Oi-Gitarren, 
trotz des düsteren Titels keine larmoyan- 
ten Teenie-Lyrics über den drohenden Zu- 
sammenbruch wegen der vielen unsen- 
siblen Menschen, dem Konsum und der 
Umweltverschmutzung, sondern Power 
pur - gleich drei Songs gegen Rassismus 
und Faschismus sowie jede Menge ande- 
re schöne Texte zu coolem Hardcore loo- 
king back to roots of Punkrock! 

Noch stärker in der Traditionslinie des 
alten Clash-geprägten Punkrocks stehen 
Voice of a generation. Geografisch aus 


Band mit Obligations to the odd 
kicks /Burning Heart) die Geschichte v# 
»we are a garage band and come from d 
rageland« fortgeschrieben. 


Ebenfalls aus Schweden kommen de 
Satanic Surfers, die zu den wenigen eu 
päischen Bands gehören, die mit ihre 
Melody-Core auch in den USA Beachtufg 
finden konnten. Schnell und mit melot 
schen Chorgesängen gespickt ist auch | 

2U25 AlDum 2019 DC Be fast (Burning 
Heart), so sehr, daß schon so mancher 
von »Punkrock Gospel« sprach. 
mermusik! 


1a Som- 


Rechtzeitig zum Sommer auch die ab 
solut empfehlenswerte neue Mustard Plug 
Pray for Mojo (Hopeless Records). Zwölf 
Songs Ska-Punkrock, schnelle Gitarren 
schwingende Bläsersätze und melodische 


Ska-Gesänge - alles wird qut! 


ÄRRANCN! 


Es war ein heißer Sommer 1998. 

»Der letzte Sommer der Hoffnung« sagt 
Lee, Eun-Suk, Research Coordinator beim 
Korean Institute for Labor Studies and Poli- 
cies (KILSP). »Es wird sich bald entscheiden, 
wie es mit uns weitergeht. Wenn ich die Situa- 
tion einschätzen müßte, würde ich sagen, es 
geht um die Frage »Sozialismus oder Barbarei« 
und ich bin sehr skeptisch, was am Ende blei- 
ben wird«, seufzt sie und lächelt gequält. 

Die Krise der asiatischen Finanzmärkte, 
die 1997/98 als Währungskrise begann und 
mittlerweile den Stand einer allgemeinen 
Wirtschafts- und Gesellschaftskrise erreicht 
hat, stürzte auch Korea in eine tiefe Schul- 
dendepression. Die massiven Sparmaßnah- 
men, die der IWF in Verbindung mit einem 
Kredit in Milliardenhöhe der koreanischen 
Regierung auferlegt hat, lassen nicht viel so- 
zialen Spielraum. 

Vereinfacht kann die gegenwärtige Krise 
in Korea als eine dem Kapitalismus imma- 
nente Überakkumulationskrise gesehen wer- 
den, die mit dem tendenziellen Fall der Pro- 
fitrate einhergeht. Konkret hat das zur Folge, 
daß die organische Zusammensetzung des Ka- 
pitals verändert werden muß, das konstante 
Kapital durch massive Rationalisierungs- 
maßnahmen erhöht wird und eine relative 
Überbevölkerung in Form explodierender 
Arbeitslosenzahlen zum festen Bestandteil 
der Gesellschaft wird. 

Offizielle Angaben besagen, daß die 
Arbeitslosenzahlen von 476.000 im Juli 1997 
auf 1.651.000 im Juli 1998 um 246,8% in die 
Höhe geschnellt sind.’ Die Dunkelziffer liegt 
jedoch weitaus höher, da nach offiziellen Rech- 
nungen jeder als beschäftigt gilt, der minde- 
stens eine Stunde in der Woche arbeitet. 

Massenarbeitslosigkeit ist eine neue Er- 
fahrung für den wachstumverwöhnten asia- 
tischen Tiger, Südkorea. Die völlig unzu- 
reichenden bzw. nahezu nichtexistenten 
sozialen Absicherungen führen dazu, daß 
Arbeitslose direkt an den gesellschaftlichen 
Rand gedrängt werden. Eine Massenarmut 
in nicht gekanntem Ausmaße seit Ende des 
Krieges bahnt sich an und die traurige Paro- 
le »Arbeitslosigkeit bedeutet baldigen Tod« 
bringt auf den Punkt, was das bedeutet. 

Das Problem der »Homeless« ist unüber- 
sehbar geworden. (In Korea hat es Obdach- 
losigkeit in dieser Form noch nie gegeben, 
daher gibt es bezeichnenderweise auch kein 
koreanisches Wort dafür.) Der Bahnhof von 
Seoul ist zu ihrem Sammelplatz geworden, 
»Seoul station« ein Synonym für Armut. Die 


Leute können nirgendwo hin, Armenhäuser 
oder Missionen sind völlig überfüllt. 

»Vor der Industrialisierung, als Korea noch 
vorwiegend ein agrarwirtschaftliches Land war, 
hatte jede Familie die Möglichkeit, sich über 
den Anbau von Reis zu ernähren, auch wenn 
einem der Boden nicht gehörte. Verhungern 
mußte niemand. Die Landflucht Anfang der 
6oer hat diese Option nur noch bedingt offen- 
gelassen, viele Familien haben einfach keine 
Angehörigen mehr auf dem Lande und im 
Falle von Arbeitslosigkeit gibt es keine Mög- 
lichkeit mehr, sich und seine Familie zu er- 
nähren«, erzählt Hong Chung-Hee, Sozialar- 
beiterin im KILSP. Auf die Frage hin, ob es 
Organisierungsversuche wie z.B. in Frank- 
reich gäbe, seufzt sie: »Viele empfinden es als 
untragbare Schande, die sie nicht ertragen 
können und es gibt viele Fälle, in denen die 
Arbeiter ihre Kündigung verschweigen, sich 
hoch verschulden oder die Entschädigung dazu 
verwenden, monatelang jeden Morgen nach 
wie vor aus dem Haus zu gehen und sich die 
Zeit in der Stadt zu vertreiben. Sie wahren 
den Schein solange sie können und nicht weni- 
ge begehen Selbstmord oder verschwinden eın- 
fach. Besonders brutale Fälle, wie z.B. Väter, 
die sich oder ihre Kinder verstümmeln, um 
Versicherungsprämien zu erhalten, haben in 
letzter Zeit so drastisch zugenommen, daß das 
Bild hier im Bahnhof geprägt ist von Krüp- 
peln. Jedenfalls macht es diese Scham erstmal 
sehr schwer, den Leuten das nötige Selbstbe- 
wußtsein zu verleihen, sich politisch zu organi- 
sieren, es dominiert einfach das Denken, selbst 
schuld zu sein an der Lage, in der sie sich be- 
finden.« 

Die Arbeitsmigrantinnen, die Anfang der 
goer verstärkt nach Korea kamen, betraf die 
Krise am stärksten. Illegalisiert und damit 
rechtlos traten viele unbezahlt den Rückzug 
an oder sie nahmen die Verschärfung der 
ohnehin schon unerträglichen Arbeitsbe- 
dingungen in Kauf. »Wir waren es ja schon 
gewöhnt, der Abschaum der Gesellschaft zu 
sein, auf der Straße angespuckt, in den Betrie- 
ben geknechtet und verprügelt und in der Hei- 
mat als Verräter angesehen zu werden, weil 
wir kein Geld mehr schicken können, aber ich 
hätte nicht geglaubt, daß es schlimmer werden 
könnte. Seit Beginn der Krise kann ich kaum 
noch schlafen, ich träume von Aufsehern, die 
mit Peitschen »Schneller, schneller!« brüllen 
und wache schweißgebadet auf. Auch diejeni- 
gen koreanischen Mitarbeiter, die nett zu uns 
waren, behandeln uns jetzt wie Aussätzige, als 


ob wir irgend etwas dafür könnten, was gerade 


passiert. Sie lassen uns noch nicht mal in ihre 
Gewerkschaften, weil sie Angst haben, wegen 
unserem illegalen Status«, erzählt Hanan, ein 
Arbeiter aus Bangladesch. 

Obwohl sich die Krise schon lange vorher 
abzeichnete, traf sie Korea völlig unvorberei- 
tet, zu sehr war das Land gesellschaftlich mit 
dem Regierungswechsel im Winter 1997 
beschäftigt. 

Die neugewählte Regierung unter Kim 
Dae-Jung (»DJ«), einem langjährigen Oppo- 
sitionellen, schien endlich die langersehnte 
Demokratie ins Land zu bringen. »Wir heul- 
ten heiße Tränen, als wir von seinem Wahlsieg 
erfuhren«, berichtet Kang Se-Bin von der 
Hilfsorganisation der Eltern und Angehö- 
rigen von politischen Gefangenen, MinGa- 
Hyup, »wir dachten wirklich, er würde end- 
lich alle politischen Gefangenen freilassen, 
schließlich war er doch selber lange einer von 
ihnen und hat von unserer Solidarität proft- 
tiert. Wie dumm wir doch waren. Wir glaub- 
ten, den ersten Sommer mit all unseren Kıin- 
dern verbringen zu können.« Kim Dae-Jung 
übertrifft sogar seinen konservativen Vor- 
gänger und »amnestiert« eine Unzahl von 
Kleinkriminellen, Falschparkern und Ampel- 
sündern, jedoch nur 70 politische Gefangene 
und davon auch nur zwölf Langzeitgefange- 
ne. Er tastet das Nationale Sicherheitsgesetz 
nicht einmal im entferntesten an und zeich- 
net sich auch sonst nicht durch überschäu- 
mende demokratische Reformen aus. »Alles, 
was er macht, ist, uns getrockneten Seetang zu 
Weihnachten zu schicken. Das ist sein Dank .« 

Die DJ-Regierung profiliert sich nun als 
Verwalterin der Krise, argumentiert ganz 
sachzwangorientiert und schiebt die Schuld 
auf die Vorgängerregierung und den IWF. 

Der IWF wird inzwischen sogar werbe- 
strategisch vermarktet, Restaurants und Knei- 
pen werben mit sog. »IWF«-Preisen, d.h. 
Preise so günstig wie vor der Krise. Es wird 
vom IWF-Zeitalter gesprochen und Mut- 
machslogans des »Plattenkratzer«-Präsiden- 
ten, wie »Der Präsident sagt: Wenn wir noch 
ein bißchen zusammenhalten und die Zähne 
zusammenbeißen, werden wir den IWF besie- 
gen!« mit dem Konterfei des Super-D]Js (eine 
Art Superman-Figur mit DJ-Kopf) zieren 
die U-Bahnstationen. 

Somit personifiziert der IWF für die mei- 
sten Koreaner das Böse schlechthin, nur ist 
damit nicht das Kapital in organisierter 
Form gemeint, sondern ein abstrakter 
»böser« Fluch, der der koreanischen Gesell- 
schaft von den Amerikanern auferlegt wur- 
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de. Der alte Anti-Amerikanismus aus Nach- 
kriegszeiten treibt bunte Blüten und viele 
koreanische ihre 
amerikanisch anmutenden Produkte wieder 
koreanisch umbenennen oder werben mit 
Der dazugehörige 
Patriotismus wird ebenfalls nationalistisch 
aufgewärmt und kompensiert die angestaute 
Wut und Hoffnungslosigkeit, die um sich 
greift. So verzieren bunte »/ love Korea!«- 
Buttons oder Aufkleber die grauen Straßen 
der Großstädte und Koreaflaggen wehen an 
allen Ecken und Enden. Gepaart mit der von 
der Regierung propagierten Standortlogik 
ist das jedoch eine gefährliche Mischung, der 
auch die Gewerkschaften nur schwer wider- 
stehen können. 


Unternehmen mußten 


»100% koreanisch!«. 


Die koreanische Arbeiterbewegung hat 
seit den großen Arbeitskämpfen von 1987, 
die als Geburtsstunde der Bewegung an- 
gesehen werden, eine rasante Entwicklung 
durchgemacht. Die Gründung und Verbrei- 
tung von demokratischen Gewerkschaften 
in den Betrieben mündete 1990 in die Grün- 
dung von Chon-No-Hyup als erstem Ver- 
band demokratischer Gewerkschaften und 
gipfelte schließlich 1995 in der Gründung 
von Minju-Nochong (Korean Confederation 
of Trade Unions, KCTU). Selbstverständlich 
ist der Zusammenbruch des Realsozialismus 
Ende der 8oer nicht spurlos an der Arbeiter- 
bewegung vorbeigezogen, im Gegenteil, ein 
Großteil der Aktivisten, 
Intellektuellen, resignierten oder vollzogen 


allen voran die 


eine 180°-Wende und wurden zu berüchtig- 
ten »Ex-Linken«. Diese Vorgänge machten 
sich natürlich auch in den Gewerkschaften 
bemerkbar und das, was im Westen unter 
dem Euphemismus »Modernisierung« ge- 
handelt wird, hat sich auch schon in die 
koreanische Bewegung geschlichen. 

Der große Generalstreik gegen die unde- 
Inhalt 
neuer Arbeitsgesetze und das Nationale 


mokratische Verabschiedung, den 
Sicherheitsgesetz 1996/97 hat den KCTU 


weltweit bekannt gemacht (siehe ARRANCA! 
Nr. 11) und trotz der großen Niederlage im 
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Juni 1997 ist der nach wie vor illegale KCTU 
von der Regierung als unignorierbare Größe 
anerkannt worden. Mittlerweile verfügt der 
KCTU über mehr als halb so viele Mitglieder 
wie der große »gelbe« Gewerkschaftsdach- 
verband Federation of Korean Trade Unions 
(FKTU) und eine Legalisierung von seiten 
der Regierung ist im Gespräch. 

Jedoch folgte die Wirtschaftskrise direkt 
der politischen Niederlage des Streiks und so 
stellten die neuen Rahmenbedingungen für 
die geschwächten Gewerkschaften eine 
schwere Kraftprobe dar. Nach dem Wegfall 
des Kündigungsschutzes stehen sie der ent- 
fesselten Rationalisierungswut der Arbeit- 
‚geber« gegenüber, die bisher über hundert- 
tausend Arbeitsplätze auf dem Gewissen hat. 

Die DJ-Regierung hat aus der Konse- 
quenz der IWF-Maßnahmen umfassende 
Programme zur »Strukturregulierung« auf- 
gelegt, die zusammengefaßt die Unterneh- 
mensregulierung (Restriktionen für die 
Chaebols, »Big deal«), die Finanzmarkt- 
regulierung, die Arbeitsmarktregulierung (Ra- 
tionalisierungen, Niedriglohnsektor) sowie 
die Regulierung des öffentlichen Sektors (Pri- 
vatisierung) beinhalten. 

Es folgte eine Welle von Streiks, die sich 
in erster Linie gegen die einschneidenden 
Rationalisierungen richtete und an deren 
Höhepunkt die zweimonatigen Arbeits- 
kämpfe des Hyundai-Werkes Sommer 1998 
in Ulsan standen. 

Gleichzeitig waren diese Proteste auch so 
etwas wie ein Wiedererwachen des schlafen- 
den Drachens, wie man es in Korea gerne 
mystisch beschreibt, weil nach der Nieder- 
lage im Generalstreik weite Teile der Arbei- 
terbewegung »eingeschlafen« waren. Doch 
auch die Proteste bei Hyundai endeten als 
Niederlage, zu leicht hatten sich die Gewerk- 
schaftsführer über den Tisch ziehen lassen. 
Der Vorsitzende der Gewerkschaft hatte, um 
die drohende Stürmung der besetzten Werke 
zu verhindern, entgegen der Entscheidung 
der Belegschaftsvollversammlung einen Ver- 
trag unterzeichnet, der folgendes beinhalte- 


te: 277 entschädigungslose Entlassungen, 
1.261 wurden in einen zweijährigen unbezahl- 
ten Urlaub geschickt, 1.800 Arbeiter sind in 
andere Betriebe verlegt, 800 in Frührente 
geschickt worden. Kündigungsgeld erhielten 
8.000 Arbeiter und so sind insgesamt 12.000 
(von vormals 15.000) auf die eine oder andere 
Weise wegrationalisiert worden’. Die Haupt- 
forderung einer Arbeitszeitverkürzung bei 
vollem Lohnausgleich ist hingegen in kein- 
ster Weise erfüllt worden. 

Bei Mando, einem kleinen Autoteile- 
zulieferer, der sich seit über einem Jahr kon- 
tinuierlich im Arbeitskampf befand, schien 
die Unternehmensleitung endlich bereit, in 
die Parole »Keine einzige Entlassung oder Um- 
verlegung!« einzuwilligen, doch zwei Wochen 
nach Unterzeichnung einer Beschäftigungs- 
garantie wurden — angeblich aufgrund dro- 
henden Konkurses — auf einmal 1.090 Arbei- 
ter entlassen, was etwas ı/3 der kompletten 
Festbelegschaft entspricht. Die entlassenen 
Arbeiter besetzten am ı7. 8.98 den Betrieb 
und wurden am 3. September brutal von der 
Polizei mit Panzern und Wasserwerfern 
geräumt, von 4.000 Arbeitern wurde die 
Hälfte verhaftet und wie im Falle von Hyun- 
dai befinden sich unter den Entlassenen in 
erster Linie aktive Gewerkschafter, zweifellos 
politische Strategie. 

Die koreanische Arbeiterbewegung Ist 
schwer zu charakterisieren. Ihrer Radikalität 
zieht sie aus ihrer unbedingten Bereitschaft 
zur Militanz, jedoch losgelöst von jeder 
Form sieht es eher nach Lafontaine aus. Sie 
ist eine ziemlich heterogene Mischung aus 
demokratischen Gewerkschaften, betrieb- 
lichen Gewerkschaften, unabhängigen Ar- 


ich hier den 
) und hat 


beitsplatzorganisationen (ähnl 
Vertrauensleuten in den 8oern 
einen weiten Sympathisantenkreis von Pl. 
denten, Intellektuellen, kirchlichen Initia- 
tiven und verschiedenen Menschenrechts- 
organisationen. ur 

Es gibt keine Arbeiter- oder kommunisti- 
schen Parteien oder andere relevante politi- 
sche Organisationen. Programmatisch gese- 
hen ist sie nicht leicht einzuordnen. Da ter 
Antikommunismus in Korea eine lange (ta: 
dition hat, ist der freie Diskurs über inhaltli- 
che Perspektiven nur bedingt möglich. Bei- 
spielsweise wurden Werke von Ma 
anderen kommunistischen Theoretik 
1988 legalisiert und so war erst Anfang Je 
90er eine breite Diskussion möglich, die 
angesichts der veränderten Realitäten unter 


veränderten Vorzeichen stattfand. Eine 50" 


IX und 
ern erst 


zialistische Perspektive war in vielen Fällen 

von vornherein ausgeschlossen. 
Nichtsdestotrotz 

demokratischen Gewerkschaften nicht nur 


verstehen sich die 
als ökonomische Interessenvertretung, son- 
dern auch als politische Kraft. Allen voran 
spielen dabei die unabhängigen Arbeitsplatz- 
organisationen (AO) eine zentrale Rolle. 
AOs sind basisorientierte gewerkschaftsun- 
abhängige Organisationen, die sich primär 
in fabriklichen Betrieben als betont politi- 
sche Gruppen verstehen und Anfang der 
goer verstärkt an Bedeutung gewannen. Ihr 
Ziel war es, die Betriebsgewerkschaften zu 
demokratisieren und unter den Arbeitern 
ein Klassenbewußtsein zu schaffen. In der 
Regel waren sie illegal und sind es größten- 
teils auch heute noch. Nach der Gründung 
des KCTU 1995 begann eine breite Ver- 
netzungsdebatte und schließlich gründete 
sich im März 1997 die »bundesweite Ver- 
sammlung der Vertreter der Arbeitsplatz- 
umfaßt sie 
zwölf Mitgliedsgruppen (1.000-1.200 Mit- 


organisationen«. Mittlerweile 
glieder) und verfügt über einen nicht zu 
unterschätzenden Einfluß auf die Gewerk- 
schaften. In letzter Zeit stellen sie oft deren 
Vorsitz und in einigen Fällen sogar den 
Betriebsrat. Ihr Ziel ist es, basisorientierte 
Örganisierung voranzutreiben und einen 
linken, kritischen Gegenpunkt zum KCTU 
zu bilden, den sie für zu reformistisch hal- 
ten, ihren Einfluß auf die Gewerkschaften 
ausweiten. Darüber hinaus wollen sie die 
DJ-Regierung angreifen. Der KCTU, der sich 
der drohenden Gefahr bewußt ist, hat schon 
öfter Versuche gestartet, die bundesweite 
Versammlung zu assimilieren, doch blieb 
das eher erfolglos und hatte als einzige Fol- 
ge, daß die Kluft zwischen ihnen größer 
wurde. 

»Erst machen sie uns Versprechungen, un- 
sere Autonomie würde unter ihnen erhalten 
bleiben, aber wir müßten schon verstehen, daß 
wir nicht mehr so radikal sein könnten, weil es 
wichtig sei, die Sympathien der Massen zu 
halten und wenn wir dann ablehnen, drohen 
sie uns. Unsere Kämpfe versuchen sie in ein 
Konkurrenzverhältnis zu setzen, wobei ein 
großer Erfolgsdruck auf alle Beteiligten aus- 
letztendlich niemandem 
geholfen ıst. Aber die Praxis zeigt uns, wir und 


geübt wird und 
der KÜTU bewegen uns immer weiter vonein- 
ander weg, vielleicht ist die Entfernung dann 
irgendwann so groß, daß wir uns gar nicht 
mehr schen können«, erzählt ein Aktivist. » Wir 
trotzdem, 


versuchen weiterhin solidarische 


Kritik zu leisten, ohne daß die Solidarität 
dabei zu kurz kommt, sind jedoch sehr pessi- 
mistisch. Es ist abzusehen, was der KCTU 
anstrebt. Erst eine Legalisierung, dann eine 
institutionalisierte Sozialpartnerschaft mit dem 
Kapital und damit wären wir dann ungefähr 
da, wo ihr in Deutschland vor 20 Jahren wart. 
Die Debatte um den »trade-unionism« zeigt es 
deutlich: während wir für einen klassenkämp- 
ferischen trade-unionism eintreten, beharrt 
der KCTU auf der reformerischen, moderaten 
Variante. Das Motto des KCTU: »Eine Arbeiı- 
terbewegung zusammen mit den Bürgern« 
können wir auf keinen Fall unterstützen, weil 
nicht versucht wird, 
schaftliche Bewegung aufzubauen, sondern 
die Entradikalisierung der Arbeiterbewegung 
positiv aufzuladen. Sozialismus steht bei 
ihnen gar nicht mehr auf der Tagesordnung.« 

In der Tat ist die zunehmende Institutio- 
nalisierung vollends im Gange. Das soge- 
nannte »Deutsche Modell« hat hier Vorbild- 
charakter und die Friedrich-Ebert-Stiftung 
sorgt ebenfalls eifrig und zahlungswillig 
dafür, daß dieses Bild nicht angekratzt wird. 
Auch wenn das bürokratische Modell des 
DGB viel Kritik erhält, glaubt man hier, 
wenn man nur die Dynamik der Bewegung 
nicht verliert, würden solche Strukturen eine 
große Kraft bilden. Also wird fleißig darauf- 
hin gearbeitet, ein Modell der Sozialpartner- 
schaft zu errichten. 

In diesem Sinne ist auch die Beteiligung 
des KCTU am »Komitee für industrielle Be- 
ziehungen« zu verstehen, das »Mr. DJ« gleich 
zu Beginn seiner Amtsperiode eingerichtet 
hat und das einen Nachfolger des »Komitee 
für die Reform der industriellen Beziehungen« 
darstellt, welches vom vorigen Präsidenten 
ins Leben gerufen und eindrucksvoll in der 
Nacht der Gesetzesverabschiedung zum 
Platzen gebracht wurde. Es klingt verdächtig 
nach »Bündnis für Arbeit, Ausbildung und 
Wettbewerbsfähigkeit«. Selbst der KCTU ist 


eine breite gesell- 


mittlerweile aus diesem Ausschuß ausgetre- 
Een. 

Derweil ändert sich die Arbeit des KCTU. 
Haben in der Vergangenheit Forderungen 
wie Abschaffung des Arbeitsgesetzes, Lohn- 
erhöhungen oder demokratische Selbstbe- 
stimmungsrechte 1m Vordergrund der 
gewerkschaftlichen Kämpfe gestanden, bil- 
den nun Verteidigungskämpfe den Schwer- 
punkt. Die zunehmende Prekarisierung hat 
die Bewältigung der Massenarbeitslosigkeit 
ins Zentrum gerückt und sowohl die Forde- 


rung nach Vollbeschäftigung als auch die 


nach Arbeitszeitverkürzung nehmen weiter- 
gehenden Forderungen den Raum und die 
Verteilungslogik wird nur noch vermittelt 
berührt. Es geht nicht mehr um Sozialismus 
oder Barbarei beim KCTU, sondern um die 
Wahl zwischen wohlfahrtlich orientiertem 
Sozialstaat und Neoliberalismus. Eine Alter- 
native zum Kapitalismus steht nicht mehr 
zur Debatte. 

Auf die Frage, ob es für die koreanische 
Arbeiterbewegung noch Hoffnung gibt, ant- 
wortet Park, Sung-In, Direktor von KILSP: 
»Hoffnung muß es immer geben, sonst ist alles 
verloren. Die koreanische Arbeiterbewegung 
ist nun an einen historischen Punkt gelangt, 
entweder sie radikalisiert sich endgültig und 
entscheidet sich gegen eine Zusammenarbeit 
mit dem Kapital oder sie schlägt den institu- 
tionellen Weg ein und vertrocknet unterwegs. 
Um dies zu verhindern, werden wir weiterhin 
dafür kämpfen, daß es keinen Frieden mit 
dem Kapital gibt und deshalb gibt es auch 
noch Hoffnung, noch ist nicht alles verloren. 
Weißt du, man sagt, mit der koreanischen Ar- 
beiterbewegung ist es wie mit einem Frosch, 
der zum Sprung ansetzt. Man weiß nie wohin 
er springt, ob nach links oder nach rechts, weit 
oder kurz, man weiß nur, er springt vorwärts.« 


Anmerkungen 

ı »Korean Labour Statistics«, Labor Research Institute 

2 »Der Kampf der Hyundai-Betriebe 1998«, Mintui, 
Komitee für demokratischen Kampf der Hyundai- 


Gewerkschaft 


Seit Wochen fallen unerbittlich Bomben 
auf die Bundesrepublik Jugoslawien. Brand- 
bomben, Splitterbomben und radioaktiv 
verstrahlte Geschosse töten Tausende, zer- 
stören die Lebensgrundlage von Millionen 
und in Deutschland ist kaum eine Anti- 
kriegsbewegung in Sicht. Fassungslos oder 
ratlos stehen viele vor dem Desaster auf dem 
Balkan. 

Tatsächlich überkommen einen ange- 

sichts der Situation Ohnmachtsgefühle, 
allerdings nicht der »innerlichen Zerrissen- 
heit«, wie es viele Grüne formulieren, die 
damit ihren verlogenen Seelenmüll zum 
zentralen Thema machen und von ihrer 
Zustimmung zu den massiven Bombarde- 
ments gegen die Zivilbevölkerung in Serbien 
und Kosovo ablenken. Ohnmacht — weil es 
keine Seite gibt, auf die man sich stellen 
kann, macht man sich den Dualismus der 
KriegstreiberInnen und auch vieler Kriegs- 
gegnerInnen zu eigen. Und damit sind wir 
bei einer der Fallen angelangt, die dieser 
Krieg aufstellt: sich für eine der vorgegebe- 
nen Seiten entscheiden zu müssen. Für die 
NATO, also gegen die Segregations- und 
Vertreibungspolitik der serbischen Macht- 
haber oder für die serbische Regierung, also 
gegen den brutalen und telegen präsentier- 
ten Angriffskrieg der NATO. Doch diese 
Alternativen sind keine. Wir leben nicht 
mehr in einer bipolaren Welt, und die Mär 
von »meines Feindes Feind ist mein Freund« 
hat ohnehin nie gestimmt. 

Die Kriegspropaganda will uns weisma- 
chen, die UCK seien die Guten und »die Ser- 
ben« die Bösen. Teile der Antikriegsfraktion, 
von radikalen Linken über 'Ischetniks bis 
hin zu Nazis, präsentieren uns dagegen die 
serbische Regierung als Opfer boshafter 
UCK-Terroristen. An Menschenverachtung 
nehmen sich beide dieser Schachbrettposi- 
tionen nicht viel. Die UCK, das dürfte den 
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meisten Linken klar sein (außer einigen 
Trotzkisten, die sie immer noch als »Befrei- 
ungsbewegung« feiern — wer befreit was von 
wem und für wen?), ist sicher keine emanzi- 
patorische Kraft: Sie hat im Kosovo eine 
gewaltsame Segregationspoitik, von Vertrei- 
bungen bis Massaker, gegen die serbische 
Bevölkerung vollzogen und auch den über 
80.000 im Kosovo lebenden Roma zu verste- 
hen gegeben, daß sie dort nichts verloren 
haben. Ein guter Teil ihrer Finanzierung 
stammt aus dem europäischen Heroinhan- 
del, sie erschießen ihre kosovarischen politi- 
schen Gegner als »Vaterlandsverräter«, führen 
massive Zwangsrekrutierungen durch, ihre 
großalbanischen Träume versprechen jahr- 
zehntelang Kriege. Folgen wir nun dem Gut- 
Böse-Schema, das sich große Teile der Linken 
der Einfachheit halber in Zeiten der Bipola- 
rität aneigneten, müßten »die Serben« die 
Guten sein. Sind sie aber nicht. Der von Mi- 
losevic seit fast zwei Jahrzenten propagierte, 
aggressive serbische Nationalismus trägt 
eine beträchtliche Verantwortung an der 
Zerstörung Jugoslawiens. In Bosnien-Herze- 
govina gingen die serbische Armee und die 
Paramilitärs nach ethnischen Kriterien geg- 
en die Zivilbevölkerung vor, es gab Vertrei- 
bungen, Massaker, Massenvergewaltigungen, 
gezielte Raketen auf die Zivilbevölkerung 
von Städten und Dörfern, die sich partout 
nicht »ethnifizieren« lassen wollten (ebenso 
gingen die kroatischen Verbände vor) usw. 
Die serbische Regierung hat im Kosovo ab 
Anfang der 80er Jahre schrittweise eine Art 
Apartheidregime errichtet und der albanisch- 
stämmigen Bevölkerung nach und nach die 
Bürgerrechte genommen. Und heute? 

Auch das ist sicher, die von der NATO 
und UCK militärisch eskalierte Situation hat 
zu einer Eskalation seitens der serbischen 
Einheiten geführt. In den drei Monaten 
vor Beginn des NATO-Angriffskrieges (1. 1.- 


25.3.1999) gab es im Kosovo nach Angaben 
der OSZE-Beobachter 124 Tote. 63% davon 
waren Kosovo-AlbanerInnen, die anderen 
Serben oder ethnisch nicht zugeordnet. Das 
zeugt zwar nicht von einem friedlichen 
Zusammenleben, aber auch nicht von einem 
offenen Krieg, wie er nach Abzug der Beob- 
achter und Beginn der NATO-Bombarde- 
ments einsetzte. Aber jetzt herrscht ein Krieg 
gegen die kosovarische Bevölkerung. Oder 
will irgend jemand behaupten, die albani- 
schen Flüchtlinge aus dem Kosovo seien 
freiwillig aus ihren Dörfern weggegangen, 
um so der Milosevic-Regierung auf dem 
Parkett der internationalen Propaganda eins 
auszuwischen? Und denken sich die Frauen, 
die von Vergewaltigungen durch serbische 
Militärs und Paramilitärs berichten, alles aus? 

Sucht die Linke weiterhin eine der beiden 
kriegführenden Parteien als Partner in die- 
sem Krieg, wird sie keine Zukunft mehr 
haben. Verdientermaßen, denn dann hat sie 
die Parameter der Zeit, die Paradigmen- 
wechsel der vergangenen 20 Jahre nicht ver- 
standen: Sie wäre historisch überholt und 
hätte dieser Welt nichts mehr zu bieten. 

Sicher fliehen die Flüchtlinge nicht nur 
vor den Übergriffen der offiziellen und inof- 
fiziellen serbischen Repressionsorgane. Sie 
fliehen auch vor den Bombardements, sie 
fliehen, weil sie von der UCK dazu mit mehr 
oder weniger »Nachdruck« aufgefordert wer- 
den. Sie fliehen, weil Krieg ist, weil es keine 
Nahrungsmittel mehr gibt, weil sie im Ku- 
gel- und Granatenhagel des Krieges am Bo- 
den der serbischen Einheiten gegen die UCK 
und weil sie unter dem Bombenhagel des 
NATO-Krieges aus der Luft stehen. Und alle 
brauchen diese Menschen auf der Flucht: die 
Milosevic-Propaganda, um den Krieg im 
Namen des »serbischen Blutes« fortführen zu 
können, die NATO, um ihren Krieg als 
»humanitäre Intervention« tarnen zu können 
und die UCK, um ein breites Rekrutierungs- 
feld sowie die Bevölkerung in den Flücht- 
lingslagern unter Kontrolle zu haben. Des- 
wegen muß unsere Solidarität auch diesen 
Flüchtlingen gelten, aber nicht gemäß der 
Logik, sie in Lager zu sperren, um ihnen bes- 
ser »helfen« zu können. Wir müssen für das 
Recht eintreten, daß sie sich aussuchen kön- 
nen, dahin zu gehen, wohin sie wollen. Das 
schließt eine uneingeschränkte Aufnahme 
aller Kriegsflüchtlinge in den Ländern, in die 
sie wollen, ebenso ein, wie die Schaffung von 
Bedingungen, die ihnen eine Rückkehr in 
ihre Herkunftsorte ermöglichen. 


Hier kommen wir zu der zweiten großen 
Falle dieses Krieges: zur Ethnifizierung der 
Probleme. Eine Lösung der Konflikte ım 
Balkan kann weder »serbisch« noch »alba- 
nisch« sein, denn das Problem liegt nicht in 
den »Ethnien«, sondern in den fehlenden 
demokratischen Rechten (angeheizt wurde 
der nationalistische Run zusätzlich durch 
den Druck aus dem Westen, die ökonomi- 
sche Krise und die sozialen Ungleichheiten, 
aber dazu ist bereits viel gesagt worden). Vor 
zehn Jahren wäre das eine banale Feststel- 
lung gewesen. Niemand in der Linken kam 
jemals auf die Idee, die Auseinandersetzun- 
gen in Südafrika — wie es die Rechte tat — als 
»Rassenkrieg« zu bezeichnen. Das Problem 
liegt nicht darin, daß die Kosovaren/innen 
»anders« sind, sondern darin, daß nicht alle 
dort lebenden Menschen über die gleichen 
Rechte verfügen. Daher hat auch die Los- 
trennung Kroatiens von Jugoslawien keine 
»Probleme« gelöst, sondern sie lediglich ver- 
lagert. Heute herrschen in dem faschistoiden 
Regime Tudjmans weniger bürgerliche Frei- 
heiten, um mal auf einem niedrigen Level zu 
bleiben, als es in der ehemaligen Bundesre- 
publik Jugoslawien der Fall war. 

Die Verstärkung der verschiedenen aggres- 
siven Nationalismen auf dem Balkan mit 
den verheerenden Folgen der Kriege, Morde 
und Vertreibungen gegen Angehörige ver- 
meintlich »anderer Volksgruppen« hat di- 
verse Ursachen. Doch anstatt Ansätze zur 
Lösung der Problematik in der Demokrati- 
sierung der Gesellschaften und Unterstüt- 
zung nicht-nationalistischer Kräfte zu suchen, 
schließen sich nach langem Schweigen auch 
viele Linke der von den politischen Eliten 
des ehemaligen und den 
NATO-Staaten betriebenen »Ethnifizierung« 
der Problematik an. Wer sich auf das Spiel 
der ethnischen Grenzziehungen einläßt, und 
sei es nur, indem für die serbische Regierung 
Partei ergriffen wird, sollte erklären können, 
was im Kosovo beispielsweise mit den Roma, 
slowenischen MuslimInnen, TürkInnen, 
Juden/Jüdinnen usw. passieren soll. 

Die (westliche) Linke sollte den Fehler 
nicht wiederholen, den sie bereits einmal 
mit ihrer mangelnden Kritik am Realsozia- 
lismus begangen hat, den viele - nicht offen 
und häufig mit Magenschmerzen — in der 
Bipolarität irgendwie doch auf der richtigen 
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Seite wähnten. 

Es gilt auch zu begreifen, daß die 
Geschichte in eine neue Ära getreten ist, da 
sich viele Elemente, die das 20. Jahrhundert 


prägten, verändern. Es geht nicht mehr um 
einen »Imperialismus«, der darauf zielt, Ter- 
ritorien zu erobern, um Rohstoffe und Men- 
schen auszubeuten (das läuft heute anders 
...), die UNO hat ihre erbärmliche Rolle 
endgültig ausgespielt, die »Neue Weltord- 
nung« der globalen und reibungslosen Flüs- 
se von Transport, Kommunikation, Produk- 
tion und Kapital wird durchgebombt und 
wer nicht schnell genug pariert, bleibt auf 
der Strecke. Der »begrenzte Einsatz« von 
Nuklearwaffen wird diskutiert. Der Krieg 
wird mit »Menschenrechten« begründet und 
die, die ihn befehligen sind jene, die ‘68 als 
Aktive miterlebt haben - die Sozialdemokra- 
tien an der Macht. Die als »zivilgesellschaft- 
lich« gepriesenen NGO’s werden in den 
Militärapparat integriert und marschieren 
mit der NATO zum Einsatz, sind Teil der 
Kriegsplanung, logistisch, organisatorisch 
und propagandistisch. Das sind nur einige 
der Punkte, die diskutiert werden müssen, 
damit die Linke nicht in die Bedeutungslo- 
sigkeit abrutscht, wenn Krieg wieder Nor- 
malität wird, wenn unser Alltag wieder von 
Kriegen unter der Beteiligung der Länder, in 
denen wir leben, begleitet wird. 

Die Solidarität der progressiven Kriegs- 
gegnerInnen sollte allen Flüchtlingen unab- 
hängig ihrer »ethnischen Zuordnung« (denn 
es sind nicht nur albanische KosovarInnen) 
gelten, den serbischen, montenegrinischen 
und kosovarischen Deserteuren aus der 
jugoslawischen Armee und UCK, wie auch 
den Deserteuren aus den NATO-Armeen, 
den Menschen, deren Lebensgrundlage 
durch die Bombardements zerstört wird, 
Friedensgruppen wie »Frauen in Schwarz«, 
serbischen oppositionellen Gewerkschaften 
und Fabriken, in denen sie stark sind (wie 
z.B. die bombardierte Autofabrik Zastava), 
unabhängigen Medien wie B92 (Belgrad), all 
jenen eben, die sich der Logik der zwei Sei- 
ten verweigern, die nicht in erster Linie 
Kosovo-AlbanerInnen oder SerbInnen, son- 
dern Menschen als soziale Wesen sind und 
auch ihr Handeln danach bestimmen. Jenen, 
die dort das sind, was wir hier sind. Allen, 
die sich hier wie dort dem Krieg verweigern 
und aus dem Krieg und der Propaganda 
desertieren, um gemeinsam eine Alternative 
zum Wahnsinn zu schaffen. 

Wenn die Nacht am tiefsten, 

ist der Tag am nächsten? 
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Der erste Schritt führt zu einer Beratungs- 
stelle, um sich im einzelnen den Weg zur 
Ehe und deren Konsequenzen klar zu 
machen. Danach [Schritt 2] zum Standesamt, 
um eine aktuelle Liste derjenigen Dokumen- 
te zu erlangen, die für die Heirat benötigt 
werden. Teilweise müssen diese Papiere im 
Heimatland besorgt werden [Schritt 3]. 
Dann mit den Papieren [Schritt 4] zum 
Standesamt, das die Papiere prüft. Es folgt in 
den meisten Fällen, nämlich immer dann, 
wenn das Herkunftsland der/des ausländi- 
schen Ehepartnerin/s ein Ehefähigkeitszeug- 
nis nicht kennt, eine Prüfung der Papiere 
durch das Kammergericht, bei dem die Be- 
freiung vom Ehefähigkeitszeugnis beantragt 
wird [s. u., Schritt 4a]. Es folgt die Organisie- 
rung der Anmeldebestätigung [Schritt 5] für 
die/den ausländischen EhepartnerIn. [Schritt 
6] ist ein neuer Weg zum Standesamt, um 
den Termin zur Eheschließung festzulegen 
und letztlich [Schritt 7] folgt die Eheschlies- 
sung selbst. 

Da selbstverständlich auch die Auslän- 
derbehörde (im Amtsdeutsch: Landeseinwoh- 
neramt (LEA), Abteilung Ausländerange- 
legenheiten) weiß, daß Schutzehen in 
größerem Umfang geschlossen werden, wer- 
den die Hindernisse auf diesem Weg unent- 
wegt erhöht. Weil in letzter Zeit auch ver- 
mehrt Festnahmen und nachfolgend Ab- 
schiebungen bei den Vorsprachen auf dem 
Weg zum Eheschließungstermin stattgefun- 
den haben, soll noch auf Folgendes hinge- 
wiesen werden: 

Nur bei der Eheschließung selbst muß 
die/der Ausländer/in persönlich erscheinen. 
Die Ehe ist ein Vertrag, der nur in Anwesen- 
heit beider und höchstpersönlich, also nicht 
durch eine/n VertreterIn geschlossen werden 
kann. Weiter schreibt das Gesetz vor, daß 
dies im Beisein einer/s Standesbeamtin/en 
zu geschehen hat. Die erste und sämtliche 
weiteren Vorsprachen beim Standesamt und 
insbesondere die Vorsprache bei der Melde- 
behörde kann immer die/der deutsche Be- 
teiligte mit einer Vollmacht der/des Auslän- 
derin/Ausländers allein erledigen. Insbeson- 
dere bei der Meldebehörde empfiehlt sich dies 
inzwischen auch. Bei der Anmeldung muß 
allerdings der Ausweis/Paß des/der Auslän- 
der/in und bei der letzten Vorsprache beim 
Standesamt, bei der der Termin zur Ehe- 
schließung festgelegt wird, eine spezielle, no- 
tariell beglaubigte Vollmacht auf einem Vor- 
druck des Standesamtes mitgebracht werden. 

Weiterhin sollte, bevor der Paß bei gleich 
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welcher Behörde, die diesen gerne einziehen 
und der Ausländerbehörde aushändigen wür- 
de, vorgelegt wird, eine notarielle Kopie des 
Passes besorgt werden, die den gleichen Be- 
weiswert hat, und die Organisierung des Ori- 
ginals von der Ausländerbehörde, wo der 
Paß nach der Einziehung durch gleich wel- 
che Behörde aufbewahrt wird, in vielen Fäl- 
len entbehrlich macht. 

Die Meldebescheinigung sollte als wirklich 
allerletztes Papier besorgt werden [Schritt 5], 
da die Meldebehörde in jedem Fall über die 
Anmeldung einer/eines Ausländerin/s sofort 
die Ausländerbehörde informiert und diese 
sich dann animiert fühlt, frühmorgens vor- 
beizukommen, um eine Festnahme durch- 
zuführen. Da die Meldebescheinigung zusätz- 
lich im Moment der Eheschließung nicht 
älter als zwei Wochen sein darf, gibt es auch 
ein gutes Argument beim Standesamt, dieses 
Papier erst zuletzt zu besorgen. Insistiert 
die/der Standesbeamtin/e hierauf am An- 
fang allzusehr, ist Vorsicht geboten, da beim 
nächsten Vorsprachetermin möglicherweise 
die Polizei anwesend ist. Die Anmeldung 
und Mitnahme der Meldebescheinigung 
kann die/der Deutsche mit einer Vollmacht 
erledigen. | 

Was eigentlich selbstverständlich sein 
sollte, aber trotzdem immer wieder falsch 
gemacht wird: zur Ausländerbehörde führt 
einen der Weg natürlich erst nach der Ehe- 
schließung. Es müßte eigentlich Allgemein- 
wissen sein, daß die Ausländerbehörde zur 
Eheschließung keine Aufenthaltserlaubnis 
gleich welcher Art gibt. Die Aufgabe dieser 
Behörde ist es, Aufenthalte zu verhindern / 
erschweren und nicht zu erleichtern, sonst 
gäbe es sie nämlich nicht. Ein Rechtsan- 
spruch auf eine Aufenthaltserlaubnis besteht 
erst nach Eheschließung. 

Damit sind wir bei dem ersten Hindernis, 
das seit dem 1.7.1998 auf dem Weg zur Ehe- 
schließung neu aufgebaut wird. Viele Stan- 
desämter verlangen zur Eheschließung jetzt 
ein Aufenthaltsrecht. Dies dürfen sie jedoch 
nicht. Auch das neue Gesetz sieht ein Aufent- 
haltsrecht als Voraussetzung der Eheschlies- 
sung nicht vor. Nach wie vor dürfen in 
Deutschland auch Illegale ohne weiteres die 
Ehe schließen. Die gegenteilige Behauptung 
vieler Standesämter ist also falsch. Dies kann 
mensch auch deutlich dort sagen. Besteht 
die/der Standesbeamtin/e darauf, muß mensch 
einen schriftlichen, die Eheschließung ab- 
lehnenden Bescheid verlangen. Hierzu sind die 
Standesämter verpflichtet. Gegen die Ableh- 


nung des Antrags auf Eheschließung besteht 
das Rechtsmittel der Anrufung des Amtsge- 
richtes auf Verpflichtung der/des Standesbe- 
amtin/en zum Abschluß der Ehe ($45 Per- 
sonenstandsgesetz (PStG)). In der Regel 
genügt jedoch bestimmtes Insistieren unter 
Hinweis auf die Rechtslage oder ein Schrei- 
ben Eurer Anwältin/Anwalts, da die/der Stan- 
desbeamtin/e ja genau wissen, daß ihre Forde- 
rung rechtswidrig ist. Die Praxis des Be- 
stehens auf dem Aufenthaltstitel ist weit ver- 
breitet, es ist uns jedoch kein Fall bekannt, in 
dem sich am Ende wirklich ein Gericht mit 
der Sache befassen mußte. 

Die Prüfung durch das Kammergericht 
[Schritt 4a]: Um in Deutschland heiraten zu 
können, benötigen Ausländer/innen ein so- 
genanntes Ehefähigkeitszeugnis ($1309 BGB). 
Dies ist ein Dokument des Heimatlandes der/ 
des Ausländerin/s, das besagt, daß nach dem 
Recht dieses Landes der Ehe kein Hindernis 
entgegensteht. Es richtet sich also ausschlies- 
slich nach dem Recht des Heimatlandes der/ 
des Ausländerin/s und muß dementsprechend 
auch von den Behörden dieses Landes ausge- 
stellt werden. Oftmals wird eine Legalisie- 
rung durch die deutsche Botschaft des ent- 
sprechenden Landes verlangt. Dies heißt 
jedoch nicht, daß das Ehefähigkeitszeugnis 
dort auf seine rechtliche Richtigkeit hin 
überprüft wird, sondern nur daraufhin, ob 
es sich um ein Originaldokument der Be- 
hörde des entsprechenden Landes handelt. 
Es ist also zu unterscheiden zwischen der Or- 
ganisierung des Ehefähigkeitszeugnisses selbst, 
die sich nach dem Recht und den tatsäch- 
lichen Gepflogenheiten des jeweiligen Her- 
kunftslandes richtet und dementsprechend 
dort persönlich oder von Bevollmächtigten 
erledigt werden muß und der Legalisierung, 
die von der deutschen Botschaft nach deut- 
schem Recht durchgeführt wird. Tut die 
deutsche Botschaft nichts, kann sie — nach drei 
Monaten — wegen Untätigkeit in Deutschland 
vor dem Verwaltungsgericht Köln verklagt 
werden. Das VG Köln ist für Klagen gegen alle 
deutschen Botschaften zuständig. 

Ist das Standesamt auch mit diesem sowie 
allen anderen Papieren einverstanden, legt es 
den Termin zur Eheschließung fest. Das Ehe- 
fähigkeitszeugnis darf zum Zeitpunkt der 
Eheschließung nicht älter als 6 Monate sein. 

Kennt das Heimatland der/des Auslän- 
derin/s ein Ehefähigkeitszeugnis nicht, und 
dies trifft auf die meisten Länder zu, muß 
beim Oberlandesgericht, in Berlin Kammer- 
gericht, beantragt werden, daß die/der Aus- 
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länder/in zur Eheschließung von der Beibrin- 
gung des Ehefähigkeitszeugnisses befreit wird. 
Dort besteht eine spezielle Abteilung, die 
über die Befreiungsanträge entscheidet. 

Das Oberlandesgericht/Kammergericht 
prüft dann selbst nach dem Recht des ent- 
sprechenden Landes, ob Ehehindernisse vor- 
liegen. Wenn dies der Fall ist, wird selbstver- 
ständlich auch keine Befreiung erteilt. 

Weiterhin prüft das Oberlandesgericht / 
Kammergericht auch, obwohl dies mit der 
Sache nichts zu tun hat, ob möglicherweise 
eine Aufenthaltsehe vorliegt, d.h. es versen- 
det Schreiben an die EhepartnerInnen mit 
Fragen etc. Hierzu sind die Oberlandes- 
gerichte nach ihrer eigenen Rechtsprechung 
befugt, da die Beantragung der Befreiung im 
Fall der Aufenthaltsehe ein Rechtsmiß- 
brauch sei und somit kein Anspruch auf Er- 
teilung der Befreiung besteht. Da mensch 
die Genehmigung des Oberlandesgerichts/ 
Kammergerichts benötigt, empfiehlt es sich, 
solche Schreiben zu beantworten. Werden 
Fragen gestellt, etwa wie lange mensch sich 
schon kennt, in welcher Sprache mensch 
kommuniziert etc. sollten die Antworten na- 
türlich einander entsprechen. Auch dauern- 
de Anrufe und Vorsprachen des deutschen 
Teils helfen, den wirklichen Willen zur Ehe- 
schließung zu demonstrieren und die Sache 

voranzubringen. Persönliche Anhörungen 
sind in diesem Verfahren allerdings nicht 
vorgesehen. Vorsprechen sollte — vorsichts- 
halber — nur die/der deutsche Beteiligte. Hilft 
alles nicht, kann gegen die negative Ent- 
scheidung des Oberlandesgerichts/Kammer- 
gerichts Antrag auf gerichtliche Entschei- 
dung gestellt werden, über die das gleiche 
Oberlandesgericht, allerdings andere Per- 
sonen, nämlich Richter, entscheiden. Prak- 
tisch hilft jedoch auch hier normalerweise 
der Weg des anwaltlichen Schreibens. Die 
Oberlandesgerichte informieren regelmäßig 
die Ausländerbehörden und ziehen deren Ak- 
ten über die/den AntragstellerIn hinzu, was 
rechtlich fragwürdig ist, um Anhaltspunkte 
für das Vorliegen einer Aufenthaltsehe zu 
finden. Das ganze Prozedere dauert ca. 2-3 
Monate und läßt sich nicht beschleunigen. 
Da der Sinn des ganzen Verfahrens nur ist, 
das Heiraten zu verkomplizieren, darf mensch 
gerade vom Kammergericht keinerlei Wohl- 
wollen bei Bearbeitung der Anträge erwarten. 

Liegt die Befreiung vor, wird sie dem 
Standesamt zugeleitet und dies bittet nun- 
mehr nochmals zur Vorsprache, um den Ter- 


min zur Eheschließung festzulegen (s.o.). 
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Nun zur Reform des Eherechts selbst. 
Zum 1.7.1998 trat eine umfangreiche Reform 
des Familienrechts in Kraft. Was uns hier in- 
teressiert, ist das neu eingeführte Recht der/ 
des Standesbeamtin/en, seine Mitwirkung an 
der Eheschließung zu verweigern, wenn 
offenkundig ist, daß die Ehe aufhebbar wäre 
($ı310o BGB). Die Ehe ist aufhebbar, wenn 
die Eheleute keine Verantwortung füreinan- 
der tragen wollen. Es wurde nämlich neu in 
das Gesetz in $1353 BGB, der Definition der 
Ehe, folgender Halbsatz eingeführt: »Sie (die 
Eheleute) tragen füreinander Verantwor- 
tung.« Tun sie dies nicht, bzw. wollen dies 
nicht tun, wird die Ehe aufhebbar, bzw. kann 
gar nicht geschlossen werden (s.o.). Dies 
stellt in juristischer Terminologie ein Ehe- 
verbot, bzw. ein Ehehindernis dar. Neben 
den klassischen Ehehindernissen (Bigamie, 
Ehe unter engen Verwandten) führt der 
Gesetzgeber der BRD damit erstmals wieder 
ein Eheverbot ein. Er knüpft damit bruchlos 
an die Gesetzgebung der Nazis an, die 1938 
folgenden $23 in das Ehegesetz einrückten: 
»Eine Ehe ist nichtig, wenn sie ausschließlich 
oder vorwiegend zu dem Zweck geschlossen ist, 
der Frau die Führung des Familiennamens des 
Mannes oder den Erwerb der Staatsangehörig- 
keit des Mannes zu ermöglichen, ohne daß die 
eheliche Lebensgemeinschaft begründet wer- 
den soll.« Ersetzt mensch hier ‘Staatsan- 
gehörigkeit’ durch ‘Aufenthaltsrecht’ und 
formuliert die Vorschrift geschlechtsneutral, 
sind wir genau bei jenen Aufenthaltsehen, 
die der Gesetzgeber des Jahres 1998 durch 
den Halbsatz, die Eheleute tragen füreinan- 
der Verantwortung, unmöglich machen will. 
Es ist den Gesetzesmaterialien eindeutig zu 
entnehmen, daß genau auf Ehen mit Aus- 
länder/innen, die Schutzehen sind, gezielt 
wird. Daß nebenbei etwa auch noch die Ehe 
des/derjenigen betroffen ist, bzw. verboten 
wird, der/die todkrank ist und die/den Ehe- 
partnerIn in den Genuß der Witwen/r-Rente 
kommen lassen will, sei nur am Rande er- 
wähnt. Bei den Nazis ging es weiter mit dem 
Verbot der Rassenschandeehe usw. Der Ver- 
waltung und Rechtsprechung ist also Inter- 
pretationsspielraum eröffnet. Erstmal geht 
es Jedoch um die Schutzehe mit ausländischer 
Beteiligung. 

Damit dies nicht bloßer Programmsatz 
bleibt, muß die/der Standesbeamtin/e die 
Mitwirkung an der Eheschließung verwei- 
gern, wenn offenkundig ist, daß die Ehe 
aufhebbar wäre (s.o., $1310 BGB). Die/der 
Standesbeamtin/e muß also nachprüfen, wenn 


Anhaltspunkte für eine Aufenthaltsehe vor- 
liegen. Prüfen bedeutet, daß mehr oder we- 
niger regelmäßig mit den von der Ausländer- 
behörde bekannten Fragebögen zu rechnen 
ist. In der Praxis empfiehlt es sich, zu sagen, 
daß mensch erst nach der Eheschließung 
zusammenziehen will. Auch sexuelle Bezie- 
hungen kann mensch ja erst nach Ehe- 
schluß, etwa aus religiösen Gründen, auf- 
nehmen wollen, so daß alle Fragen in diese 
Richtung und nach der detaillierten Woh- 
nungseinrichtung (die berühmte Frage nach 
der Farbe der Zahnbürste), den gemeinsamen 
Lebensgewohnheiten usw. wegfallen. Dies 
wird auch dadurch plausibel, daß mensch 
sich erst wenige Tage vor der Eheschließung 
gemeinsam anmeldet, was (s.o.) auch aus 
anderen Gründen sinnvoll ist. Bleiben die 
Fragen wie, wo, wann hat mensch sich ken- 
nengelernt, wann wurde beschlossen zu hei- 
raten, wie verständigt mensch sich mitein- 
ander, was wurde zuletzt zusammen un- 
ternommen. Hierauf sollte mensch sich also 
auf alle Fälle vorbereiten. Begibt sich immer 
nur die/der Deutsche allein (mit Vollmacht) 
zum Standesamt, kann diese Befragung 
zumindest nicht ohne Ankündigung erfol- 
gen, die/der Standesbeamtin/e wird einen Ter- 
min festlegen, auf den mensch sich entspre- 
chend vorbereiten kann. Im Moment der 
Eheschließung selbst können natürlich auch 
einige Fragen dieser Art gestellt werden, was 
allerdings nicht sehr wahrscheinlich ist, da 
die Frage der Verpflichtung zur Beteiligung 
an der Eheschließung durch die/den Stan- 
desbeamtin/en spätestens im Moment der 
Festlegung des Heiratstermins geklärt sein 
sollte. Vorbereitet sollte mensch trotzdem auch 
noch beim Eheschließungstermin selbst sein. 

Nun sagt das Gesetz, die Mitwirkung 
muß verweigert werden, wenn ‘offenkundig’ 
ist, daß die EhepartnerInnen keine Verant- 
wortung füreinander tragen wollen, d.h. zu- 
mindest nach den üblichen Regeln juri- 
stischer Auslegung, daß im Fall des Zweifels 
die Ehe geschlossen werden muß. So ähnlich 
wie im »Zweifel für den Angeklagten«. Ver- 
bleiben also Zweifel an seiner Schuld, muß 
er freigesprochen, hier: verheiratet werden. 
Wie die/der Standesbeamtin/e dies im kon- 
kreten Fall auslegen soll, ergibt sich natür- 
lich nicht aus dem Gesetz, und wie es in der 
Praxis gehandhabt werden wird, wird sich 
zeigen. Die/der Standesbeamtin/e führt eine 
Art von Beweisaufnahme durch, deren An- 
ordnung rechtlich nicht angegriffen werden 
kann und kann etwa auch eine eidesstatt- 


liche Versicherung darüber verlangen, daß die 
Ehe wirklich gelebt werden soll. Dies kennen 
wir allerdings schon von der Ausländerbe- 
hörde. Gerichtsurteile hierüber sind uns noch 
nicht bekannt geworden. Natürlich gibt es 
gegen die Ablehnung durch die/den Stan- 
desbeamtin/en ein Rechtsmittel, die Anru- 
fung der/des Amtsrichterin/rs ($45PStG) 
und entscheidet diese/r auch negativ, des 
Oberlandesgerichtes/Kammergerichts. 

Ist die Ehe einmal geschlossen, hängt nun- 
mehr das Damoklesschwert der Aufhebbar- 
keit über ihr. Bisher hatte — war die Ehe ein- 
mal geschlossen — der Staat keine Möglich- 
keit mehr, sie aufzuheben, da eine Ehe nur 
durch Antrag einer/s Ehepartnerin/s ge- 
schieden werden konnte. Dies hat natürlich 
der/dem Ausländer/in im Zweifelsfall nichts 
genützt, da nach ausländerrechtlichen Vor- 
schriften die Aufenthaltserlaubnis entzogen 
und eine Abschiebung durchgeführt werden 
konnte, wenn die Ehe ‘nur’ eine Schutzehe 
war, also nicht tatsächlich gelebt wurde, bzw. 
die Eheleute sich zu gleich welchem Zeit- 
punkt voneinander getrennt haben. Mit der 
Irennung entfällt nämlich das Recht zum 
Aufenthalt, auch wenn die Aufenthaltserlaub- 
nis noch nicht abgelaufen ist, sie kann infol- 
ge dessen von der Ausländerbehörde wider- 
rufen werden. 

Jetzt kann die (quasi versehentlich) gegen 
das Gesetz geschlossene Ehe, in der die Ehe- 
leute keine Verantwortung füreinander tra- 
gen, aufgehoben werden ($ 1314BGB). Dies 
natürlich nicht, wenn die ursprünglich ver- 
antwortungslosen EhepartnerInnen nach der 
Eheschließung anfangen, füreinander Verant- 
wortung zu tragen. Die Details dieses fein- 
sinnigen juristischen Hin und Hers sollen 
uns hier nicht interessieren. Wichtig ist noch, 
dafs im Fall der Eheaufhebung, also nicht 
der Scheidung, die Scheidungsfolgen-Rege- 
lungen (Unterhalt, Zugewinnausgleich, Ver- 
sorgungsausgleich etc.) nicht gelten, die Ehe- 
partnerInnen also von Anfang an so gestellt 
werden, als wären sie nie verheiratet gewe- 
sen. Auch dies soll hier nicht im Detail aus- 
geführt werden, da mensch, hat dieses Ver- 
fahren erst einmal angefangen, sowieso zur 
Vertretung bei Gericht eine/n Anwältin/ 
Anwalt benötigt. Neben den Ehepartner/ 
innen selbst, der deutsche Teil erhält hier 
also ein neues Druckmittel in die Hand, 
kann die Aufhebung von einer zuständigen 
Behörde, die jeweils vom Landesgesetzgeber 
bestimmt wird, beantragt werden ($ 1316 


BGB). Der Staat hat sich also eine weitere 


Möglichkeit geschaffen, in die nicht gewoll- 
ten Aufenthaltsehen hineinzuregieren. 

Wie dies in der Praxis seinen Lauf neh- 
men wird, ist natürlich noch nicht klar. 
Unter Umständen kann die Ausländerbe- 
hörde, wenn sie einen Verdacht hat, diese be- 
stimmte Behörde informieren und die fängt 
nun an zu prüfen. Praktisch ist dies aller- 
dings nichts Neues, da die Ausländerbehörde 
ja schon selbst prüfen kann und die Schutze- 
he der/dem Ausländer/in nach der Abschie- 
bung (s.o.) auch nichts mehr nützt. 

Die wirklichen Schwierigkeiten entstehen 
daher bei der Eheschließung selbst und dem 
Prüfungsrecht durch die/den Standesbeam- 
tin/en. 

Nur eine formale Änderung ist der Weg- 
fall des sogenannten Aufgebots. Jetzt ist die 
Eheschließung anzumelden ($4 PStG, es 
handelt sich um eine Vorschrift des Verfah- 
rens und findet sich deshalb nicht im BGB). 
Das Standesamt legt jetzt den Termin zur 
Eheschließung fest. 

Nach der Eheschließung: hier hat sich 
nichts geändert, so daß auf die Ausführun- 
gen in Arranca! 10 verwiesen wird. Zunächst 
geht es jetzt zur Ausländerbehörde, wo die 
Aufenthaltserlaubnis beantragt wird, gege- 
benenfalls nach Durchführung des Visums- 
verfahrens im Heimatland des/der Auslän- 
der/in, wenn diese/r im Moment der Ehe- 
schließung illegal in Deutschland war. Die 
Aufenthaltserlaubnis wird regelmäßig zu- 
nächst für drei Jahre erteilt und nach noch- 
maliger gemeinsamer Vorsprache unbefri- 
stet oder befristet verlängert. Nach Erhalt 
der unbefristeten Aufenthaltserlaubnis bzw. 
nach 4 Jahren befristeter Aufenthaltserlaubnis 
kann sich die/der Ausländer/in von der/dem 
deutschen EhepartnerIn trennen und ein 
weiteres Jahr später Scheidungsantrag stellen 
und erhält dann nach der Scheidung ein 
Aufenthaltsrecht unabhängig von der Ehe, 
kann also solange sie/er will in Deutschland 
bleiben. 

Auch unbefristete Aufenthaltserlaubnisse 
verfallen allerdings, wenn sich die/der Aus- 
länder/in für länger als sechs Monate im 
Ausland aufhält und die Ausländerbehörde 
dies erfährt. Für den Fall einer solchen län- 
geren Ausreise empfiehlt es sich also, die 
polizeiliche Anmeldung in Deutschland zu 
behalten und vor keiner Behörde die Tatsa- 
che des 
bekannt zu geben. 

Heiratet der/die Ausländer/in eine/n EU- 


längeren Auslandsaufenthalts 


Ausländer/in gilt dasselbe, da diese ja — mit ge- 


ringen Ausnahmen — den Deutschen gleich- 
gestellt sind. Die/der nicht-EU-ausländische 
Teil der Ehe erhält hier sogar eine Aufent- 
haltserlaubnis EU. Allerdings muß die/der 
EU-Ausländer/in in Deutschland leben, lebt 
sie/er in gleich welch anderem EU-Land, hat 
die/der nicht-EU-Ausländer/in nur das Recht 
in eben jenem gleichen Land mit der/dem 
EU-Ausländer/in zu leben. 

Eine weitere Möglichkeit für ausländische 
Männer, ein Aufenthaltsrecht zu erlangen, 
die hier nur schlagwortartig angesprochen 
werden soll, eröffnet sich durch das neue 
Familienrecht. Bei nicht verheirateten Paa- 
ren hat schon bisher die Mutter des Kindes, 
dessen Vater Deutscher ist und die Vater- 
schaft anerkannt hat, ein Aufenthaltsrecht 
erhalten, da sie als Mutter automatisch das 
Sorgerecht für das gemeinsame Kind erhal- 
ten hat, das nach den Regeln des Blutrechtes 
(wegen des deutschen Vaters) immer die 
deutsche Staatsangehörigkeit hat und eine 
Ausländer/in, die für ein deutsches Kind sor- 
geberechtigt ist, nicht abgeschoben werden 
kann. Ist nunmehr die Mutter Deutsche und 
der Vater Ausländer, erkennt er die Vater- 
schaft an und geben er und die Mutter vor 
einer/m NotarIn oder dem Jugendamt eine 
gemeinsame sog. Sorgerechtserklärung ab, 
erhält der (ausländische) Vater das (Mit-) 
Sorgerecht und kann somit als Sorgeberech- 
tigter ebenfalls nicht mehr abgeschoben 
werden. Für nicht verheiratete Paare mit 
Kindern, sei die Frau oder der Mann Deut- 
sche/r, erübrigt sich also nunmehr die Hei- 
rat, um ein Aufenthaltsrecht für die/den 
Ausländer/in zu erhalten. 


JEAN Oso 


AUGENPULVER 


In den siebziger Jahren genoß die mexika- 
KRIEG IM PARADIES - ein Roman von 
nische Regierung bei vielen Linken einen 
Carlos Montemayor läßt die andere mexi- 
sehr guten Ruf. Das Massaker an Hunderten 
kanische Guerilla wieder auferstehen. 
von Studenten im Vorfeld der Olympischen 
Spiele 1968 schien vergessen. In einer in zwei 
Lager geteilten Welt verstand es Mexiko, sich 
geschickt einer öffentlichen Rhetorik und 
diplomatischer Gesten zu bedienen, die die 
Sympathien der »Linken« gewinnen konnte. 
Das Land gewährte den Flüchtlingen aus Pi- 
nochets Chile sichere Zuflucht, beharrte auch 
gegen den Druck der USA auf freundschaft- 
lichen Beziehungen zum revolutionären 
Cuba und war bıs in die 8oer Jahre der Sitz 
verschiedenster lateinamerikanischer Gue- 
rillaführungen und Exilregierungen. Auch in 
Mittelamerika unterstützte die mexikanische 
Auslandspolitik die salvadorenische FMLN 
und die nicaraguanische FSLN durch Ver- 
handlungsinitiativen. steht 
die Regierung Echeverria (1970-1976) bis 
heute für den Ausbau des Sozialstaats und 


Innenpolitisch 


damit die Umverteilung der im »mexika- 
nischen Wirtschaftswunder« erarbeiteten 
Reichtümer auf die Bevölkerung. 

Dieses Mexiko vom Anfang der 70er Jah- 
re beschreibt der Roman »Krieg im Paradies« 
von Carlos Montemayor. Er zeigt jedoch eine 
ganz andere Wirklichkeit hinter der fort- 
schrittlichen Kulisse: Die extreme Armut der 
Bauern im südwestlichen Bundesstaat Guer- 
rero, an der sich bis heute wenig geändert 
hat, und ihre Konsequenzen. Montemayor 
rekonstruiert eine Geschichte, die auch die 
meisten linken MexikanerInnen des urba- 
nen Mittelstands bis heute nur lakonisch als 


»Alptraum« oder »schlechte Erfahrung« ab- 


7 kesprechungen 


tun: Den bewaffneten Kampf der ersten 
mexikanischen Guerillabewegungen. 

Lucio Cabanas, ein Grundschullehrer aus 
der Kleinstadt Atoyac, gründete 1967 die 
Partido de los Pobres (Partei der Armen) als 
bewaffnete Bauernbewegung. Auf die Forde- 
rungen der Kaffee- und Getreideproduzen- 
ten nach menschenwürdigen Lebensbedin- 
gungen hatte der Staat seit Anfang der 60er 
Jahre ausschließlich mit wiederholten Mas- 
sakern an Demonstranten und verschärfter 
Repression reagiert und damit der Guerilla- 
bewegung den Boden bereitet. Bereits 1963 
war Genaro Väzquez, ebenfalls Grundschul- 
lehrer und dadurch Angehöriger der kleinen 
intellektuellen Schicht Guerreros, mit einer 
Gruppe in den Untergrund gegangen. Mit 
dem Tod von Väzquez bei einem Autounfall 
im Jahr 1972 beginnt Carlos Montemayor 
seinen Roman, um dann die Geschichte der 
Partido de los Pobres zu erzählen. 

»Krieg ım Paradies« ist alles andere als ein 
klassischer Guerillaroman, der sich mit der 
Mobilisierung linksradikaler Nostalgie begnü- 
gen würde. Die episodenhafte Erzählstruktur 
erlaubt dem Autor eine Darstellung der da- 
maligen Ereignisse in ihrer ganzen Kom- 
plexität. Die Lebensrealität der Bauern, die 
neben Hunger und Elend auch permanent 
der Willkür von Armee und Bundespolizei 
(Policia Judicial) ausgesetzt sind, wird ebenso 
nachvollziehbar wie die spezifische Männer- 
bund-Kultur der politischen Klasse in Mexiko, 
oder die Differenzen zwischen der urbanen 
und der ländlichen radikalen Linken jener 
Zeit: Während die einen die Anwendung 
marxistischer Lehrsätze predigen, verfügen 
die anderen über praktische Fähigkeiten und 
Erfahrungen, die ihnen eine breite Unter- 


stüzung aus der Bevölkerung einbringen. 


Dem Autor gelingt es, in kurzen Szenen 
sehr widersprüchliche Stimmungen entste- 
hen zu lassen, die Mexiko damals, aber auch 
heute noch charakterisieren. Die markige 
Revolutionsrhetorik der politischen Klasse 
steht neben den zaghaften Versuchen der 
Bauern von Guerrero, ihre verzweifelte Lage 
überhaupt in Worte zu fassen. Auch die zähe 
Machtstruktur im mexikanischen Einpartei- 
ensystem wird durch die Darstellung militä- 
rischer und politischer Entscheidungsprozesse 
nachvollziehbar. Durch die Beschreibung der 
blinden Brachialgewalt und Folter, die die 
Uniformierten und ihre schlipsbewehrten 
Auftraggeber im Kampf gegen die »Straßen- 
räuber und ehrlosen Banditen« einsetzen — 
den Aufständischen in der Öffentlichkeit 
jegliche politische Zielsetzung abzusprechen, 
ist zentraler Bestandteil der Strategie —, ver- 
mag es Montemayor, die Tragödie eines Lan- 
des zu vermitteln, in dem die Armee aus 
ebenso ungebildeten und armen Bauern 
zusammengesetzt ist wie die Gruppe, die 
Lucio Cabanas in einem mühsamen Prozeß 
zu einer solidarischen und strategisch den- 
kenden Guerilla heranbildet. 

Es gelingt Montemayor, die Funktions- 
weise der klientelistischen Bereicherungs- 
diktatur der Staatspartei PRI plastisch zu 
machen. Zuckerbrot und Peitsche. Das dia- 
lektische Verhältnis zwischen den ständigen 
Versuchen der »politischen Klasse« (nur we- 
nige Länder machen so stark wie Mexiko oder 
Italien deutlich, was dieser Begriff meint), 
Oppositionelle zu kaufen und in die fast 
schon realsozialistisch anmutende Fassade zu 
integrieren und der gnadenlosen Annullie- 
rung aller störenden Elemente, die aller revo- 
lutionären Rhetorik zum Trotz die »Armee 
des Volkes«, entstanden aus der Revolution, 


gegen »das Volk« einsetzt und dabei — entge- 
gen der antiimperialistischen Rhetorik — auf 
die Unterstützung der USA zurückgreift. 

»Krieg im Paradies« ist ein aufwendig und 
engagiert konstruierter Roman, in dem sich 
verschiedene Erzählstränge überlagern, lang- 
sam und detailliert herausgearbeitet werden, 
während die Geschichte nie an Spannung 
und Geschwindigkeit verliert. Nur während 
der politischen Diskussionen der Gruppe um 
»Lehrer Lucio« verblaßt der äußere Druck. 
Die Zeit wird angehalten und die Diskussio- 
nen der Partei der Armen füllen den Raum. 

»Krieg im Paradies« ist aber auch und vor 
allem ein scharfes Stück Gesellschaftskritik, 
das seine Stärke nicht zuletzt aus seiner Ak- 
tualität bezieht. Nicht nur, weil es Methoden 
der Aufstandsbekämpfung und vor allem die 
hegemoniale Mentalität der Verachtung von 
campesinos und indigener Bevölkerung be- 
schreibt, mit denen beispielsweise die EZLN 
heutzutage in Chiapas alltäglich konfrontiert 
ist. In denselben Bergen von Guerrero, in de- 
nen Anfang der 7oer Jahre der Lehrer Lucio 
Cabanas zum Mythos wurde, existiert min- 
destens seit 1996 wieder eine bewaffnete Bewe- 
gung, die zwar international erheblich weni- 
ger bekannt ist als die Zapatisten, dafür aber 
auch in mehreren anderen Bundesstaaten 
operiert. Auch heute ist sie in den Dörfern 
und Landarbeiterorganisationen fest veran- 
kert. Wie die Gruppe um Lucio Cabanas 
machte die EPR (Revolutionäres Volksheer) 
bislang vor allem durch bewaffnete Hinter- 
halte und lukrative Entführungen führender 
Industrieller von sich reden. Im Frühjahr 1998 
sagte sich die gesamte Guerillastruktur aus 
Guerrero unter dem Namen ERPI (revolu- 
tionäre Armee des aufständischen Volkes) von 
der nationalen EPR-Führung los, um bewaff- 
nete Aktionen künftig weniger von »objekti- 
ven« strategischen Notwendigkeiten, dafür 
aber von einer engeren Abstimmung mit der 
Bevölkerung vor Ort abhängig zu machen. 

In einem kürzlich in Mexiko veröffent- 
lichten Interview sagen zwei ERPI-Coman- 
dantes gar, die Reste der Gruppe um Lucio 
Cabanas hätten den Untergrund nie verlas- 
sen und bildeten den traditionsreichen Kern 
der heutigen Guerillaformationen in den Ber- 
gen von Guerrero. 

Insofern ist die Lektüre von Monte- 
mayors »Krieg im Paradies« aus mehreren 
Gründen zu empfehlen (obwohl der Roman 
auch in anderer Beziehung ganz der linken 
Tradition der siebziger Jahre verhaftet bleibt 
— Frauen tauchen in ihm kaum auf): Einer- 


seits, weil es die Erinnerung an ein Stück lin- 
ker Geschichte wiederherstellt, die vor allem 
durch einige maoistisch inspirierte Dissi- 
dentenmorde aus den späteren siebziger Jah- 
ren bis heute stark diskreditiert ist. Aber 
auch, weil die Beschreibung institutioneller 
Skrupellosigkeit gegen Menschen, die allen- 
falls um die elementarsten Rechte kämpfen, 
leider auch die Realität des heutigen Guerre- 
ro wiedergibt — desselben Bundesstaates, der 
mit den Stränden um Acapulco einen Groß- 
teil der Touristen aus Westeuropa anzieht. 


MIRIAM LANG UND DNA 


CARLOS MONTEMAYOR, Krieg im Paradies, aus dem 
Spanischen übersetzt von Georg Oswald. Verlage 
Libertäre Assoziation, Schwarze Risse, Rote Strasse, 


Hamburg/ Berlin 1998, DM 38,- 


Daß auch Deutschland eine Kolonialmacht 
BRANNTWEIN, BIBELN 
war, wird heute gerne verdrängt. Die Verbre- 
UND BANANEN. 
chen der europäischen Großmächte an der 
Bevölkerung Afrikas, Amerikas und Asiens 
werden meist Frankreich und England ange- 
lastet, während sich die deutsche Öffentlich- 
keit unschuldig wähnt. In einem von Heiko 
Möhle herausgebenen Buch, das untersucht, 
welche Spuren der deutsche Kolonialismus 
in Hamburg hinterlassen hat, wird schnell 
klar, warum dieses Kapitel der deutschen 
Geschichte bis heute wenig diskutiert wird. 
Die Phase, in der das Deutsche Reich über 
formalen Kolonialbesitz verfügte, mag zwar 
relativ kurz gewesen sein, sie war dafür um 
so brutaler. Und abgesehen davon lassen sich 
viele Kontinuitäten des »kolonialen Gedan- 
kens« erkennen, die bis in die Gegenwart rei- 
chen. Das in bewunderswerter Kleinarbeit 
und mit viel Detailgenauigkeit geschriebene 
Buch macht dies in knapp 30 Aufsätzen zu 
den unterschiedlichsten Facetten des Kolo- 
nialsmus deutlich. Sie reichen von der histo- 
rischen Darstellung der Rolle des Hamburger 
Überseehandels für den Sklavenhandel im ı7. 
Jahrhundert über die Nachzeichnung der 
Niederschlagung des Herero-Aufstandes in 
»Deutsch-Südwestafrika« (Namibia) 1904, 
den man als »ersten deutschen Völkermord« 
beschreiben kann, bis zu einem Beitrag über 
die Situation Schwarzer Menschen in Ham- 
burg heute. Das Buch ist reich bebildert und 
bietet zu jedem Artikel weitere Literaturtips. 
Für alle Interessierten ist es ein Muß und viel- 


leicht auch eine Aufforderung, vor Ort selbst 
auf Spurensuche zu gehen. 


BK 


HEIKO MÖHLE (Hg.): Branntwein, Bibeln und Bana- 
nen. Der deutsche Kolonialismus in Afrika - 
eine Spurensuche in Hamburg 


Verlag Libertäre Assoziation, 1999. 


Was passiert, wenn die »Neue Linke« 60 


KEIN STAAT ZU MACHEN 


wird? Ganz einfach: Die betreffenden Per- 
sonen werden gefeiert. Und wie es sich für 
AkademikerInnen gehört, veranstalten sie 
eine Geburtstagstagung, wozu anschließend 
ein Buch veröffentlicht wird. So auch im 
Falle von Joachim Hirsch, seines Zeichens 
der bekannteren materialistischen 
Staatstheoretiker der BRD und hierzulande 
Hauptvertreter der sogenannten »Regula- 


einer 


tionstheorie«. »Kein Staat zu machen« er- 
scheint auf dem ersten Blick ein treffender 
Titel. Der Untertitel »Zur Kritik der Sozial- 
wissenschaften« verheißt Spannendes. Auch 
die von Christoph Görg und Roland Roth 
geschriebene Einleitung gibt Anlaß zur Lese- 
freude, zumal die AutorInnen des Sammel- 
bandes zu einem »beherzten Wurf im Glas- 
haus« der etwas dahinsiechenden linken 
Sozialwissenschaften aufgefordert wurden. 
Doch ca. 500 Seiten und 27 Beiträge später 
hat sich längst der Eindruck aufgedrängt, 
daß das Wagnis des Werfens nicht die Sache 
der AutorInnen ist. 

In den vier Teilen des Buches — Staats- 
theorie und Staatskritik, Die Linke an den 
Hochschulen, Kritische Theorie, Praxisver- 
hältnisse — werden teilweise Abhandlungen 
vorgenommen, die bei vorhandenem einzel- 
wissenschaftlichen Interesse durchaus le- 
senswert sind, jedoch den Bezug zum Un- 
tertitel des Buches missen lassen. Besonders 
fällt die Larmoyanz auf, mit der sich über 
die Ignoranz des Mainstreams gegenüber 
der materialistischen bzw. kritischen Wissen- 
schaft beklagt wird, wobei sich das Buch zu- 
gleich nahtlos in den wissenschaftlichen 
Malestream einreiht. Feministische Wissen- 
schaftskritik? In diesem Sammelband bleibt 
sie ohne Worte und Wirkung. 

Selbst das Verhältnis von wissenschaft- 
licher Forschung und politischer Praxis wird 
überwiegend additiv abgehandelt, anstatt zu 
fragen, warum selbst innerhalb der Linken 
die bürgerliche Trennung von »Theorie« 


ÄRRANCA! 


und »Praxis« realitätsmächtig bleibt. Zuwei- 
len scheint es, als stellten sich einzelne Autor- 
Innen selbst außerhalb dessen, was sie ana- 
Motor zur 
Überwindung der kapitalistischen Verhält- 
nisse herausarbeiten: »soziale Kämpfe« oder 


lytiich und normativ als 


unmodischer: Klassenkämpfe. Letztendlich 
erfüllt der Sammelband doch noch einen 


»Nach Norden«, das ist das Ziel vieler 


Zweck: Er gibt ein lebendiges Beispiel zur AL NORTE - NACH NORDEN 


Verfassung kritischer Sozialwissenschaften, 
indem er die desolate Ausgangslage zwar nicht 
in, aber doch anhand der Beiträge doku- 
mentiert. 


CHRISTIAN BRÜTT 


CHRISTOPH GöRG / ROLAND ROTH (Hg.): Kein Staat 
zu machen. Zur Kritik der Sozialwissenschaften 
Münster: Verlag Westfälisches Dampfboot, 1998 

504 Seiten, DM 58,— 


In ı7 Beiträgen versuchen Wissenschaftler 
BRAUNE GEFAHR. DVU, NPD, REP 
und Journalisten die rechtsextreme Parteien- 
landschaft zu analysieren. Eingestiegen wird 
mit der DVU, dem Multimillionär und Me- 
dienmogul Gerhard Frey und der Funktion 
seiner beiden Wochenzeitungen. Weiter geht 
es mit der Nationaldemokratischen Partei, 
den Republikanern und der Rolle Franz 
Schönhubers, der Entwicklung der drei Par- 
teien in Ostdeutschland, den sozial- und wirt- 
schaftspolitischen Positionen der Rechten, 
den Erfahrungen mit ihnen in den Parla- 
menten, einer Analyse des rechtsextremen 
Wählerpotentials unter Gewerkschaftsmit- 
gliedern, Alltagserfahrungen und rechtsex- 
tremen Milieus im Osten, und den falschen 
Perspektiven von Extremismusforschung und 
Verfassungsschutz. 

Im großen und ganzen enthält das Buch 
nichts wesentliches neues, einiges hätte aus- 
führlicher dargestellt werden können, wie 
z.B. die Entwicklung der Parteien in Ost- 
deutschland, die es gerade mal auf fünf Sei- 
ten bringt. Eine einheitliche Bewertung er- 
weist sich als schwierig, da einzelne Beiträge 
unscharf argumentieren oder sich in ihrem 
Analysewert sehr unterscheiden. 

H.R. 


Jens MECKLENBURG (Hg.): Braune Gefahr. DVU, 
NPD, REP - Geschichte und Zukunft, Elefantenpress 


DM 39,90 


ÄRRANCA! 


MigrantInnen. Immer weiter — nach Norden. 

»Ich habe davon geträumt, hier anzukom- 
men — und es ist Wirklichkeit geworden.« So 
beginnt Ana Maria Rodriguez den beein- 
druckenden Bericht von ihrer Flucht aus El 
Salvador in die USA. Mehrere Wochen war 
sie unterwegs — immer wieder bedroht von 
Grenzpatrouillen und Polizisten aller Art. 
Ein Beispiel, das für Millionen andere steht, 
die jedes Jahr versuchen, die Grenze zwischen 
Mexiko und den USA auf der Suche nach 
besseren Lebens- und Arbeitsbedingungen 
gen Norden zu überqueren. Fast 300 Perso- 
nen starben letztes Jahr beim Grenzübertritt 
ohne Papiere. 1,2 Millionen wurden von der 
Border Patrol der USA aufgegriffen und 
wieder abgeschoben. Wieviele es geschafft 
haben, weiß niemand so genau. 

Es geht zum Glück nicht nur um Zahlen 
in dem Buch »Nach Norden« von Dario 
Azzellini und Boris Kanzleiter. Denn die 
sind oftmals strittig, interpretier- und je 
nach Gusto nutzbar. Das Anliegen der He- 
rausgeber ist es vielmehr, die Migrations- 
bewegungen »in einem sozialen, ökonomi- 
schen und politischen Kontext zu analysieren.« 
Besonders die aktuellen Entwicklungen seit 
dem Beginn neoliberaler Politik in Mexiko 
in den 80er Jahren und die Einflüsse des 
NAFTA-Abkommens von 1994 werden unter 
die Lupe genommen. Facettenreich werden 
die Maquiladora-Industrie, die Verstädte- 
rungstendenzen an der Grenze, die Auswir- 
kungen auf den Südwesten — wo die meisten 
der ImmigrantInnen leben — und die Verän- 
derungen us-amerikanischer Einwande- 
rungspolitik beschrieben. Eine Hauptthese 
des Buches ist die zunehmende Militarisie- 
rung der Grenze mit dem Ziel, das Sicher- 
heitsbedürfnis der US-AmerikanerInnen zu- 
frieden zu stellen und nur noch wenige, aber 
dafür »fähigere« — insbesondere männliche — 
Migranten ins Land zu lassen. Verschiedene 
AutorInnen haben mit fundierten Beiträgen, 
einer Reportage, dem oben angesprochenen 
Erfahrungsbericht und zwei Interviews zum 
Gelingen des Buches maßgeblich beigetra- 
Photos, Statistiken, Dia- 


gen. Zahlreiche 


gramme und - leider viel zu kleine — Karten 
veranschaulichen die Thematik. Ein Service- 
teil mit Kontaktadressen, Internet-Homepa- 
ges und kommentierter Literaturliste regt zu 
weitergehender Beschäftigung an. 


AGNES LEINWEBER 


DARIO AZZELLINI UND BoRIS KANZLEITER (Hg.): 
Nach Norden - Mexikanische ArbeitsmigrantInnen 
zwischen neoliberaler Umstrukturierung, 
Militarisierung der US-Grenze und amerikanischem 


Traum, FFM, DM 20,- 


Als am 3. November 1996 in der Nähe von 


BANDENREPUBLIK TÜRKEI? 


Susurluk, einer Kleinstadt im Westen Anato- 
liens, ein Mercedes mit hoher Geschwindig- 
keit auf einen LKW prallte (bis heute ist 
nicht geklärt, ob es sich um einen Unfall 
oder Sabotage handelte), waren einige über 
die Kombination der Insassen des Mercedes 
erstaunt: ein international gesuchter Dro- 
genhändler und Mörder, ein Abgeordneter 
aus Cillers Regierungspartei DYP, der auch 
als Stammesführer von Paramilitärs im 
Krieg gegen die kurdische Bevölkerung und 
Drogenhändler bekannt war, eine Tänzerin 
und ein Polizeioffizier des Polizeipräsidiums 
Istanbul, Spezialist für Antiterroreinsätze. 
Damit begann das an die Öffentlichkeit zu ge- 
langen, was eigentlich schon lange klar war: 
türkische Regierung und Faschisten, Mafia, 
Drogenhändler und türkischer Geheimdienst 
arbeiten eng zusammen, agieren teilweise ın 
personeller Überschneidung und überziehen 
das Land (und auch umliegende Länder) 
gezielt mit Terror. Das verwundert kaum, 
schließlich wurde auch der Militärputsch 
Anfang der 80er so organisiert und die ge- 
nannten Verbindungen gehörten in der Tür- 
kei, wie auch in anderen europäischen Län- 
dern, zu den CIA-Geheimstrukturen des 
»antikommunistischen Abwehrkampfes«, der 
sich nach den soer Jahren zunehmend nach 
innen richtete. In der Türkei hat dieses Ge- 
flecht angesichts des Krieges in Kurdistan 
und der brutalen Repression gegen die tür- 
kische Opposition besondere Ausmaße be- 
kommen. Warum? Weil die Drogenhändler 
einer der dynamischsten Faktoren der tür- 
kischen Wirtschaft sind und der Drogen- 
handel so wie bei der Iran-Contra-Affäre der 
Finanzierung der Aufstandsbekämpfung, kon- 
kret der »Dorfschützer« und Paramilitärs, 
dient. 


Die Broschüre, die nun vorliegt, ist inso- 
fern bemerkenswert, als sie nicht nur in 
ihren Anschuldigungen und Beweisen viel 
weiter geht als Berichte von Menschen- 
rechtszentren oder oppositionellen Gruppen, 
sondern aus »dem Herzen der Bestie« 
stammt: es handelt sich um die Übersetzung 
des Berichtes des Staatssekretärs im Minis- 
terpräsidialamt der Türkei zu dem Au- 
tounfall und seinen Folgen. Kutlu Savas 
beschreibt das mörderisch-lukrative Geflecht 
und stellt offen das »Ausmaß der Verletzung 
türkischen wie internationalen Rechts« und 
»den Umfang der staatlichen Terrormaßnah- 
men dar«. Da der Bericht auch der Bundes- 
regierung vorliegen dürfte, ist davon auszu- 
gehen, daß sie sich bewußt auf die Seite der 
Mafiosi, Mörder, Paramilitärs und Drogen- 
barone gestellt hat und sie nach Möglichkeit 
unterstützt. Juristisch gesehen nennt sich 
das im günstigsten Fall: Beihilfe zum Mord, 
Auftragsmord, Drogenhandel... 


Bandenrepublik Türkei? — Der Susurlukbericht des 
Ministerialinspektors Kutlu Savas - Internationaler 
Verein für 

Menschenrechte der Kurden (IMK) und Papiertiger 


Berlin 


Zu beziehen bei: IMK e.V., 
Tel.: 0228/362802, Fax: 363297 
e-mail: IMKKURDS@aol.com. 


Das Buch von Karin Graf beschreibt das 


ZITRONEN AUS KANADA 


Leben des Stanislaw Hantz, der mehr als vier 
Jahre lang Auschwitz und andere Konzen- 
trationslager überlebt hat. Stanislaw Hantz, 
genannt Staszek, geboren 1923, wird 1940 
aufgrund der Verwechslung mit seinem Vater, 
der wegen »sozialistischer Ideen« gesucht 
wird, in Warszawa von der SS verhaftet und 
am 15.8.1940 in das Konzentrationslager Aus- 
chwitz deportiert. Vom November 1944 bis 
zum April 1945 wird Staszek in die Konzen- 
trationslager Groß Rosen, Hersbruck und 
schließlich nach Dachau verschleppt, dessen 
Befreiung durch die Amerikaner er am 
29.4.1945 miterlebt. Heute lebt Staszek mit 
seiner Frau Regina in Zgorzelec. Für Staszek 
wie für viele andere ehemalige Häftlinge ist 
Auschwitz Alltag, das Lager ist auch 54 Jahre 
nach seiner Befreiung täglich präsent. Karın 
und Staszek bereisten gemeinsam die Orte 
in und um Auschwitz und die anderen Lager, 
in denen Staszek gequält wurde, sie disku- 
tierten das von Karin Geschriebene, spielten 
zur besseren Verständigung — die Autorin 
spricht hauptsächlich Deutsch, Staszek Pol- 
nisch — einige Erlebnisse nach und erarbei- 
teten so die Geschichte Staszeks neu. Die 
Aufzeichnungen über sein Leben in und mit 


Auschwitz beschreiben zum einen die Ver- 


gangenheit, zum anderen die Gegenwärtig- 
keit von Auschwitz im Leben eines ehemalı- 
gen Häftlings. Sie sollen eine Geschichte 
lebendig erhalten, von deren Opfern in we- 
nigen Jahren niemand mehr leben wird. 

Wir drucken hier mit freundlicher Geneh- 
migung der Autorin Auszüge aus dem Kapitel 


ab, das die Befreiung Dachaus beschreibt. 


Befreiung 
Am 24. April 1945 erreicht Staszeks dezi- 
mierter Häftlingstroß, hundertfünfzig abge- 
rissene, vom Hunger zerfressene, kraftlose 
Häftlinge, das Konzentrationslager Dachau. 
Die Ordnung bröckelt, es gibt keine Appelle 
mehr, die Arbeitskommandos bleiben im 
Lager, das erste warme Essen wird es erst 
nach der Befreiung geben. Man wartet, Häft- 
linge und SS gleichermaßen gespannt, auf 
den Moment, der die Opfer zu gefährlichen 
Zeugen machen wird, die Täter zu Ange- 
klagten machen kann, Wut und Haß und 
Schmerz den Opfern vielleicht in die Hände 
rutschen. 

Den 29. April 1945 erinnert Staszek so: Es 
mit 


stehen Doppelposten Wache, einer 


Maschinengewehr, einer mit Flammen- 
werfer. Das Gerücht eines Befehls, keinen 
Häftling lebend den Amerikanern in die 
Hände fallen zu lassen, verkantet sich im 
Lager. Um ı7 Uhr hört er »paff, paff, das ist 
kein Mauser, das sind ganz andere Schüsse, 
das ist nicht deutsche Waffe.« Aus dem Fen- 
ster seines Blocks sieht er einen Soldaten in 
fremder Uniform, mit fremdem Stahlhelm, 


der dem Posten auf dem Wachturm etwas 


ÄRRANCA! 


zuruft. Als dieser am Fenster erscheint, 
schießt der Amerikaner. Plötzlich ist Staszek 
jede Sekunde im Lager zu lange, das 
Gedränge an den Türen vermeidend, springt 
er durch das Fenster ins Freie und hofft, daß 
es die Freiheit ist. 

1995, zum Jahrestag der Befreiung, stellt 
sich Staszek auf den Platz des Amerikaners, 
zielt und zeichnet mit erhobenen Armen 
befriedigt den Bogen des Sturzes des SS- 
Mannes. Mit Verachtung spricht er davon, 
daß elf, und diese elf‘ wiederholt er mehr- 
mals, "elf amerikanische Soldaten Dachau 
befreien und fünfzig feige SS-Leute bewaff- 
net in der Blockführerstube sitzen und ihre 
Niederlage tatenlos erwarten, mit keinem 
Schuß ihre großen und ekelhaften Ideen ver- 
teidigen. 

Staszeks zweiter Gedanke gilt den Häft- 
lingen, die die Freiheit nicht aushalten, 
denen bei der Nachricht der Befreiung »das 
Herz platzt und sind die tot«, bei denen, die 
noch im Lager oder bald danach Krank- 
heiten erliegen, und bei denen, die den Hun- 
ger der vergangenen Jahre mit einer einzigen 
Mahlzeit stillen wollen, was einige das Leben 
kostet. Er berichtet von einem Zug auf 
einem Bahngleis, in dem Tausende verfaulter 
Leichen von Häftlingen liegen. Die SS ließ 
diese Kranken aus dem Konzentrationslager 
Buchenwald hinter verschlossenen Waggon- 
türen verdursten, verhungern, vermodern. 
Staszeks Hände fahren in die Luft, als such- 
ten sie im Himmel einen Halt. Ein zornig- 

resigniertes »ah« aus dem Erdinnern springt 
aus seinem Mund. Staszek und seine Freun- 
de, unter ihnen auch Zimmerleute aus Aus- 
chwitz, verwahren in den nächsten Tagen 
ihre Lebensmittel gemeinsam, essen zusam- 
men und überwachen gegenseitig ihre Por- 
tionen. »Erlauben Ärzte Fleisch, ohne Wissen 
von Lagersleben. Bekommen wir Dose mit 800 
Gramm für zweie. Teilen wir Hälfte durch 
dreie. Ich weiß, wenn das ist mit Marmelade, 
da kann ich essen und essen mıt Brot, wenn 
Brot ist alt, nicht frisches. Fleisch ist gefähr- 
lich, alles von Getreide ist besser für Körper.« 
SS-Mann schaltet 
Abend dieses Tages den Strom aus dem 
Zaun. Staszeks Freiheit findet 
Schritt durch das offene Tor statt, »ohne 
Meldung, andere Häftlinge gehen mit mir«. 


Ein unbekannter am 


mit dem 


Allerdings ist er nicht mehr der von früher, 
allerdings ist die Erde nicht mehr die alte. 
Manchen Häftlingen ist die Welt außerhalb 
derer der Nazis abhanden gekommen, sie 
sprechen von Entlassung, der Begriff Befrei- 


ÄRRANCA! 


ung sagt ihnen nichts mehr. Am 50. Jahres- 
tag seiner Befreiung klettert Staszek auf eine 
Mauer hinter dem Tor, um einen Blick auf 
die ehemalige Zufahrtsstraße zu werfen. 
Muß er überprüfen, ob er hier wieder raus- 
kommt? »Nein«, antwortet er, »schaue ich, ob 
da noch einer von SS ist, weil sitzen die auf 
Kante von Trottoir, Offiziere mıt Pistole« dar- 
über ist er bis heute empört »trotzdem die 
sind verhaftet.« 

Am gleichen Abend suchen befreite, ehe- 
malige Häftlinge in den SS-Unterkünften 
Waffen und Bewacher, die sie auf der Stelle 
erschießen oder erschlagen, »verkriechen die 
sich wie Ratten in ihre Löcher.« Eine Gruppe 
bewaffneter Häftlinge begibt sich zu einer 
Wirtschaft, durch deren Fenster SS-Leute zu 
sehen sind. Gleich links des Eingangs haben 
sie ihre Gewehre abgestellt, die Pistolen tra- 
gen sie am Körper. Einige Häftlinge schießen 
durch ein Fenster auf ihre verhaßten Peini- 
ger, die anderen reißen die Tür auf, greifen 
sich die Gewehre (...) Die SS-Leute erwi- 
dern den Angriff mit den Pistolen (...) Wie- 
viel SS wird insgesamt an diesem und in den 
folgenden Tagen von den Häftlingen 
erschossen? »Ich habe sie nicht gezählt.« Hast 
du auch geschossen? »Vielleicht. Nachts sind 
wir wieder im Lager, sind wir müde. Haben die 
Angst vor Tod. Angst davon, was die so lange 
machen mit uns. Da ist Chaos in Dachau. 
Dreißigtausend sind von uns geblieben und 
fünfzehntausend können noch laufen.« 

Staszek berichtet irgendwann von einem 
Nazi-Panzerzug, der sich auf dem Weg ins 
Lager befindet, um die Befreiung zu verhin- 
dern oder rückgängig zu machen. Weil zu 
wenig Amerikaner im Lager sind, wird in 
Eile eine Gruppe fronterfahrener Häftlinge 
zusammengestellt und bewaffnet, unter 
ihnen kampferprobte Kinder aus dem polni- 
schen Widerstand, »kennen die Waffen, bau- 
en die Bomben, sind die so mutig, schmeißen 
die ihr Leben vielleicht nochmal weg.« Als der 
erste Nazipanzer in einen Hohlweg fährt, 
geht er in Flammen auf, der Troß ist 
gestoppt, »können andere Panzer nicht durch, 
war das im Dachauer Moos.« Plötzlich wohnt 
dieser Begriff aus dem oberbayrischen Hei- 
matkundeunterricht in einem polnischen 
Wohnzimmer, den nicht allzuviele Deutsche 
kennen dürften. 

Nach der Befreiung marschieren die SS- 
Leute auf dem Appellplatz im Kreis, die 
Häftlinge sind angehalten, denjenigen, die 
sich korrekt verhielten, weiße Papierstreifen 
zu übergeben. »Da bitten die und strecken die 


Hände zu uns. Aber nur paar bekommen 
Papier.« Gibt es auch Schlägereien? Staszek 
lacht, »ja, wollen wir, aber die Amerikaner 
laßt uns nicht.« 

(...) 

Edmund Stoiber, so spricht es sich anläß- 
lich der 50-Jahresfeierlichkeiten unter den 
angereisten ehemaligen Häftlingen herum, 
soll der erste bayrische Ministerpräsident 
sein, der im Lager eine Festrede hält. Staszek 
verfolgt jedes seiner Worte und ist mit ihnen 
zufrieden. 

Eine Gruppe engagierter Dachauer Bür- 
gerinnen und Bürger organisiert Verpfle- 
gung und Programm für die Häftlinge in 
einer Begegnungsstätte in der Stadt. Ihre 
Mühen werden vom Zustrom der früheren 
Gefangenen erdrückt, immer wieder müssen 
sie die alten Menschen bitten, hinaus in den 
Regen zu gehen, um neu Ankommenden 
ihren Platz zu überlassen. Am morgen nach 
den Feierlichkeiten macht Staszek seinen 
Abschiedsbesuch im Lager »bin ich vielleicht 
letztes Mal hier«, er freut sich über Blumen, 
Kränze und Gebinde, die das Mahnmal 
lebendig und bunt machen, er zählt die 
Kränze und konstatiert zufrieden »Hundert- 
zehn sind s.« 

Ein junger amerikanischer Journalist und 
ein ehemaliger amerikanischer Soldat der 
Rainbow-Division bitten Staszek um ein 
gemeinsames Foto. Befreiter und Befreier 
posieren Arm in Arm in der gepflegten 
Anlage des Museums Dachau. Der Ort hat 
seine Unschuld wieder erlangt, die Spuren 
umklammern die Seelen. 

In einem Krakauer Antiquitätengeschäft 
wird ein Häftlingsanzug aus Auschwitz für 
400 Zloty angeboten, der zwischen verschie- 
denstem Militärkram hängt. Staszek erklärt 
dem begierigen Händler die Einordnung der 
Nummer. Woher kann der Anzug kommen? 
»Ehemalige Häftlinge sind arm und verkaufen 
den oder sterben die und die Kinder oder 
Enkel machen das.« Wo ist sein eigener Häft- 
lingsanzug? Er hat ihn in Dachau sofort 
weggeworfen. Der Empfehlung anderer pol- 
nischer Häftlinge, zu offiziellen Anlässen 
den Häftlingsanzug zu tragen, ist er nie 
gefolgt, »sage ich ja, ja, aber will ich nicht.« 
Einen blau-weiß gstreiften Pyjama, den ihm 
Regina schenkt, zieht er nie an. (...) 


KARIN GRAF, Zitronen aus Kanada. 
Das Leben mit Auschwitz des Stanislaw Hantz. Verlag 
des Staatlichen Museums Auschwitz Birkenau, 
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DANACH 


Vor dem Krieg hatte ich eine Mutter. 

Vor dem Krieg hatte ich, glaube ich, zwei Väter. 

Vor dem Krieg hatte ich sogar Kinder. 

Man muß sich ganz schön einschränken, wenn Krieg ist. 

Seitdem der Krieg ist, wohne ich im Keller. Seit Krieg ist, lalalala. 

Vor dem Krieg hatte ich einen Bruder, der wohnt jetzt auf einer Kanone. Selber Schuld. 
Und wird bald, er wird eingemacht. 

Man muß sich ganz schön einschränken, wenn Krieg ist. 

Seitdem der Krieg ist, wohne ich im Keller. Seit Krieg ist, lalalala. 

Im Keller, da mache ich Musik. Krieg’ vom Krieg gar nichts mit. 

Eigentlich bin ich gegen Krieg, aber die da oben machen ja doch was sie wollen. 
Seitdem der Krieg ist, wohne ich im Keller. Seit Krieg ist, lalalala. 


Ach ja der Krieg, jaja, der Krieg. 


Die Goldenen Zitronen - Das bißchen Totschlag, 1994 


Text: Knarr ReıLöm. Erstmals als »Kriegssong« von HUAH! mit anderer Melodie veröffent- 
licht. Entstanden während des Golfkriegs 1991. 
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